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(Gesetzgebungsakte)

BESCHLUSSE

BESCHLUSS (EU) 2017/1545 DES EUROPAISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES
vom 13. September 2017

zur Anderung des Beschlusses Nr. 445/2014/EU zur Einrichtung einer Aktion der Europiischen
Union fiir die , Kulturhauptstidte Europas“ im Zeitrau 2020 bis 2033

(Text von Bedeutung fiir den EWR)

DAS EUROPAISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION —

gestiitzt auf den Vertrag iiber die Arbeitsweise der Europiischen Union, insbesondere auf Artikel 167,
auf Vorschlag der Europdischen Kommission,

nach Zuleitung des Entwurfs des Gesetzgebungsakts an die nationalen Parlamente,

nach Anhorung des Ausschusses der Regionen,

gemifl dem ordentlichen Gesetzgebungsverfahren ('),

in Erwdgung nachstehender Griinde:

(1)  Der Beschluss Nr. 445/2014/EU des Europiischen Parlaments und des Rates (%) zielt darauf ab, die Fille und die
Vielfalt der Kulturen in Europa zu wahren und zu foérdern und ihre Gemeinsamkeiten hervorzuheben, dabei
gleichzeitig das Gefiihl der Zugehorigkeit zu einem gemeinsamen Kulturraum zu fordern und so zu gegenseitigem
Verstandnis und interkulturellem Dialog anzuregen und das gemeinsame kulturelle Erbe zu betonen. Aufferdem
soll der Beschluss den Beitrag der Kultur zur langfristigen Entwicklung der Stidte, in die auch ihr Umland
eingebunden sein kann, entsprechend ihren jeweiligen Strategien und Priorititen fordern, damit intelligentes,
nachhaltiges und integratives Wachstum begiinstigt wird.

(2)  Kulturhauptstidte Europas leisten einen entscheidenden Beitrag zur Forderung der Werte der Union.

(3)  Die Vernetzung von Stddten, denen der Titel Kulturhauptstadt Europas bereits verlichen wurde oder die ihn
derzeit oder zu einem spidteren Zeitpunkt innehaben, sollte stiarker unterstiitzt werden, damit der Austausch von
Erfahrungen und bewihrten Verfahren geférdert wird.

(4)  Gemdif dem Beschluss Nr. 445/2014/EU koénnen nur Stidte aus einem Mitgliedstaat, einem Kandidatenland oder
einem potenziellen Kandidatenland oder, unter den in dem Beschluss festgelegten Bedingungen, einem
Beitrittsland an der Aktion der Union fiir die ,Kulturhauptstidte Europas“ (im Folgenden ,Aktion*) teilnehmen.

(5)  Um die kulturellen Beziehungen zwischen den Lindern der Europdischen Freihandelsassoziation, die Vertrags-
parteien des Abkommens iiber den Europdischen Wirtschaftsraum (°) sind (,EFTA-JEWR-Staaten®), und der Union
zu stirken, sollte die Aktion unter bestimmten Bedingungen gemifl dem Abkommen auch Stidten aus diesen
Landern offenstehen.

() Standpunkt des Europdischen Parlaments vom 13. Juni 2017 (noch nicht im Amtsblatt veréffentlicht) und Beschluss des Rates vom
17.Juli 2017.

(*) Beschluss Nr. 445/2014/EU des Europdischen Parlaments und des Rates vom 16. April 2014 zur Einrichtung einer Aktion der
Europdischen Union fur die ,Kulturhauptstidte Europas“ im Zeitraum 2020 bis 2033 und zur Aufhebung des Beschlusses
Nr. 1622/2006/EG (ABL. L 132 vom 3.5.2014, S. 1).

() ABL.L1vom 3.1.1994,S. 3.
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(6)  Im Interesse der Gleichbehandlung mit den an der Aktion teilnehmenden Stidten in den Mitgliedstaaten sollten
Stidte in EFTA-[EWR-Staaten in dem von dem Beschluss Nr. 445/2014/EU abgedeckten Zeitraum, nimlich von
2020 bis 2033, jedoch nur einmal an einem Wettbewerb um den Titel teilnehmen dirfen. Aus Griinden der
Gleichbehandlung mit den Mitgliedstaaten sollte jeder EFTA-/[EWR-Staat — ebenso wie jedes Kandidatenland und
jedes potenzielle Kandidatenland — die Veranstaltung in diesem Zeitraum nur einmal ausrichten diirfen.

(7)  Da die Aufforderungen zur Einreichung von Bewerbungen spitestens sechs Jahre vor dem Veranstaltungsjahr
veroffentlicht werden miissen, sollte der Titel der Kulturhauptstadt Europas statt im Jahr 2027 im Jahr 2028 an
eine Stadt in einem Kandidatenland, einem potenziellen Kandidatenland oder einem EFTA-/EWR-Staat verliechen
werden, um diesen Lindern die Moglichkeit zu geben, ihre Teilnahme an dem Nachfolgeprogramm des
Programms ,Kreatives Europa“ fiir den Zeitraum 2021 bis 2027 auszuhandeln.

(8)  Der Beschluss Nr. 445/2014/EU sollte daher entsprechend gedndert werden —

HABEN FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN:

Artikel 1

Der Beschluss Nr. 445/2014/EU wird wie folgt gedndert:
1. Artikel 3 wird wie folgt gedndert:
a) Absatz 2 erhilt folgende Fassung:

,(2)  Pro Jahr (im Folgenden ,Veranstaltungsjahr’) kénnen nicht mehr als drei Stidte den Titel tragen.

Der Titel wird pro Jahr hochstens einer Stadt in jedem der beiden Mitgliedstaaten verlichen, die im Zeitplan im
Anhang (im Folgenden ,Zeitplan‘) aufgefithrt sind, und in den betreffenden Jahren einer Stadt in einem Land der
Europdischen Freihandelsassoziation, das Vertragspartei des Abkommens iiber den Europidischen Wirtschaftsraum
ist (EFTA-JEWR-Staaten), einem Kandidatenland oder einem potenziellen Kandidatenland oder einer Stadt in
einem Beitrittsland nach Maflgabe des Absatzes 5.

b) Absatz 4 erhilt folgende Fassung:
,(4)  Stidte in EFTA-[EWR-Staaten, Kandidatenlindern und potenziellen Kandidatenlindern, die zum Zeitpunkt
der in Artikel 10 Absatz 2 genannten Veroffentlichung der Aufforderung zur Einreichung von Bewerbungen am
Programm ,Kreatives Europa’ oder an Nachfolgeprogrammen der Union teilnehmen, konnen sich im Rahmen

eines offenen Wettbewerbs, der nach dem im Anhang festgelegten Zeitplan veranstaltet wird, fir ein Jahr um den
Titel bewerben.

Stadte in EFTA-[EWR-Staaten, in Kandidatenlindern und in potenziellen Kandidatenldndern diirfen im Zeitraum
2020 bis 2033 an lediglich einem Wettbewerb teilnehmen.

Jeder EFTA-[EWR-Staat, jedes Kandidatenland bzw. jedes potenzielle Kandidatenland darf die Veranstaltung im
Zeitraum 2020 bis 2033 nur einmal ausrichten.”;

2. Artikel 10 wird wie folgt gedndert:
a) Der Titel erhalt folgende Fassung:

sVorauswahl und Auswahl in EFTA-[EWR-Staaten, Kandidatenlindern und potenziellen Kandida-
tenlindern®;

b) Absatz 1 erhilt folgende Fassung:

,(1)  Fir die Organisation des Stadtewettbewerbs zwischen den EFTA-[EWR-Staaten, den Kandidatenlindern und
den potenziellen Kandidatenldndern ist die Kommission zustindig.”;

¢) Absatz 6 Unterabsatz 1 erhilt folgende Fassung:

,(6) Die Jury erstellt einen Auswahlbericht tiber die Bewerbungen der in der Auswahlliste genannten
Bewerberstddte, in dem sie maximal eine Stadt aus einem EFTA-/EWR-Staat, einem Kandidatenland oder einem
potenziellen Kandidatenland zur Ernennung empfiehlt.;
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3. Artikel 11 Absatz 2 erhilt folgende Fassung:
»(2) Im Falle von EFTA-J[EWR-Staaten, Kandidatenlindern und potenziellen Kandidatenlindern ernennt die
Kommission anhand der Empfehlungen im Auswahlbericht der Jury eine Stadt, die den Titel im jeweiligen Jahr tragt,

und setzt das Europdische Parlament, den Rat und den Ausschuss der Regionen spitestens vier Jahre vor dem
Veranstaltungsjahr von der Ernennung in Kenntnis.;

4. Artikel 13 wird wie folgt gedndert:
a) Absatz 2 Unterabsatz 2 erhilt folgende Fassung:

,Der betreffende Mitgliedstaat, der betreffende EFTA-/EWR-Staat, das betreffende Kandidatenland oder das
betreffende potenzielle Kandidatenland konnen einen Beobachter zur Teilnahme an diesen Besprechungen
entsenden.”;

b) Absatz 3 Unterabsatz 2 erhilt folgende Fassung:

,Die Jury tibermittelt ihre Monitoringberichte der Kommission, den ernannten Stidten und deren Mitgliedstaaten
sowie den ernannten Stidten und dem betreffenden EFTA-/[EWR-Staat, dem betreffenden Kandidatenland oder
dem betreffenden potenziellen Kandidatenland.”;

5. Der Anhang erhilt die Fassung des Anhangs des vorliegenden Beschlusses.

Artikel 2

Dieser Beschluss tritt am zwanzigsten Tag nach seiner Veroffentlichung im Amtsblatt der Europdischen Union in Kraft.

Geschehen zu Straffburg am 13. September 2017.

Im Namen des Europdischen Parlaments Im Namen des Rates
Der Prsident Der Prisident
A. TAJANI M. MAASIKAS
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ANHANG
+ZEITPLAN

2020 | Kroatien Irland

2021 | Ruminien Griechenland Kandidatenland oder potenzielles Kandidatenland

2022 | Litauen Luxemburg

2023 | Ungarn Vereinigtes Konigreich

2024 | Estland Osterreich EFTA-/EWR-Staat, Kandidatenland oder potenzielles Kan-
didatenland (?)

2025 | Slowenien Deutschland

2026 | Slowakei Finnland

2027 | Lettland Portugal

2028 | Tschechische Republik | Frankreich EFTA-/EWR-Staat, Kandidatenland oder potenzielles Kan-
didatenland

2029 | Polen Schweden

2030 | Zypern Belgien EFTA-/EWR-Staat, Kandidatenland oder potenzielles Kan-
didatenland

2031 | Malta Spanien

2032 | Bulgarien Dinemark

2033 | Niederlande Italien EFTA-[EWR-Staat, Kandidatenland oder potenzielles Kan-

didatenland

Vorausgesetzt, dieser Beschluss tritt in Kraft, bevor die Aufforderung zur Einreichung von Bewerbungen fiir den Wettbewerb 2024
veroffentlicht werden muss, d. h. sechs Jahre vor dem Veranstaltungsjahr.
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II

(Rechtsakte ohne Gesetzescharakter)

INTERNATIONALE UBEREINKUNFTE

BESCHLUSS (EU) 2017/1546 DES RATES
vom 29. September 2016

iiber die Unterzeichnung des Rahmenabkommens zwischen der Europidischen Union und ihren
Mitgliedstaaten einerseits und Australien andererseits im Namen der Europiischen Union und iiber
die vorliufige Anwendung dieses Abkommens

DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION —
gestiitzt auf den Vertrag iiber die Europdische Union, insbesondere auf Artikel 37,

gestiitzt auf den Vertrag iiber die Arbeitsweise der Européischen Union, insbesondere auf Artikel 207 und Artikel 212
Absatz 1 in Verbindung mit Artikel 218 Absatz 5 und Artikel 218 Absatz 8 zweiter Unterabsatz,

auf gemeinsamen Vorschlag der Europdischen Kommission und der Hohen Vertreterin der Union fiir Aufen- und
Sicherheitspolitik,

in Erwigung nachstehender Griinde:

(1)  Am 10. Oktober 2011 ermichtigte der Rat die Kommission und die Hohe Vertreterin der Union fiir Auffen- und
Sicherheitspolitik zur Aufnahme von Verhandlungen mit Australien iiber ein Rahmenabkommen, das an die Stelle
des Partnerschaftsrahmens EU-Australien von 2008 treten sollte.

(2)  Die Verhandlungen iiber das Rahmenabkommen zwischen der Europiischen Union und ihren Mitgliedstaaten
einerseits und Australien andererseits (im Folgenden ,Abkommen“) wurden am 5. Mirz 2015 erfolgreich
abgeschlossen. Das Abkommen ist Ausdruck sowohl der engen historischen Beziehungen und der immer engeren
Bindungen zwischen den Vertragsparteien als auch ihres Wunsches, die Bezichungen in ehrgeiziger und
innovativer Weise zu vertiefen und zu erweitern.

(3)  Artikel 61 des Abkommens sieht vor, dass die Union und Australien einige Bestimmungen des Abkommens, die
von den Vertragsparteien einvernehmlich festgelegt werden, bis zu dessen Inkrafttreten vorldufig anwenden
konnen.

(4)  Das Abkommen sollte daher im Namen der Union unterzeichnet und einige seiner Bestimmungen sollten bis zum
Abschluss der fiir seinen Abschluss notwendigen Verfahren vorldufig angewandt werden —

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN:

Artikel 1

Die Unterzeichnung — im Namen der Union — des Rahmenabkommens zwischen der Europiischen Union und ihren
Mitgliedstaaten einerseits und Australien andererseits wird — vorbehaltlich seines Abschlusses — genehmigt.

Der Wortlaut des Abkommens ist diesem Beschluss beigefiigt.
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Artikel 2

Bis zu seinem Inkrafttreten werden gemifl Artikel 61 des Abkommens und vorbehaltlich der darin vorgesehenen
Notifikationen folgende Bestimmungen des Abkommens von der Europdischen Union und Australien vorldufig
angewendet ('), jedoch nur insoweit, als sie sich auf Angelegenheiten erstrecken, die in die Zustindigkeit der Union
fallen, einschlieflich der Angelegenheiten, die in die Zustindigkeit der Union hinsichtlich der Bestimmung und
Verwirklichung einer Gemeinsamen Auflen- und Sicherheitspolitik fallen:

— Artikel 3 (,Politischer Dialog"),

— Artikel 10 (,Zusammenarbeit in regionalen und internationalen Organisationen®),

— Artikel 56 (,Gemischter Ausschuss“) mit Ausnahme von Absatz 3 Buchstaben g und h,

— Titel X (,Schlussbestimmungen®) mit Ausnahme von Artikel 61 Absitze 1 und 3, soweit dies erforderlich ist, um die
vorliufige Anwendung der Bestimmungen des Abkommens gemif$ der ersten drei Gedankenstriche sicherzustellen.

Artikel 3

Der Prisident des Rates wird erméchtigt, die Person(en) zu bestellen, die befugt ist (sind), das Abkommen im Namen der
Union zu unterzeichnen.

Artikel 4

Dieser Beschluss tritt am Tag nach seiner Annahme in Kraft.

Geschehen zu Briissel am 29. September 2016.

Im Namen des Rates
Der Prisident
P. ZIGA

(") Der Zeitpunkt, ab dem die in Artikel 2 genannten Bestimmungen des Abkommens vorldufig angewandt werden, wird auf Veranlassung
des Generalsekretariats des Rates im Amtsblatt der Europdischen Union veroffentlicht.
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RAHMENABKOMMEN
zwischen der Europdischen Union und jhren Mitgliedstaaten einerseits und Australien andererseits
DIE EUROPAISCHE UNION, im Folgenden ,Union*,
und
DAS KONIGREICH BELGIEN,
DIE REPUBLIK BULGARIEN,
DIE TSCHECHISCHE REPUBLIK,
DAS KONIGREICH DANEMARK,
DIE BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND,
DIE REPUBLIK ESTLAND,
IRLAND,
DIE HELLENISCHE REPUBLIK,
DAS KONIGREICH SPANIEN,
DIE FRANZOSISCHE REPUBLIK,
DIE REPUBLIK KROATIEN,
DIE ITALIENISCHE REPUBLIK,
DIE REPUBLIK ZYPERN,
DIE REPUBLIK LETTLAND,
DIE REPUBLIK LITAUEN,
DAS GROHERZOGTUM LUXEMBURG,
UNGARN,
DIE REPUBLIK MALTA,
DAS KONIGREICH DER NIEDERLANDE,
DIE REPUBLIK OSTERREICH,
DIE REPUBLIK POLEN,
DIE PORTUGIESISCHE REPUBLIK,
RUMANIEN,
DIE REPUBLIK SLOWENIEN,
DIE SLOWAKISCHE REPUBLIK,
DIE REPUBLIK FINNLAND,
DAS KONIGREICH SCHWEDEN,

DAS VEREINIGTE KONIGREICH GROBRIT ANNIEN UND NORDIRLAND,
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Mitgliedstaaten der Européischen Union, im Folgenden ,Mitgliedstaaten®,
einerseits und

AUSTRALIEN

andererseits,

im Folgenden ,Vertragsparteien“ —

IN ANBETRACHT ihrer gemeinsamen Werte und ihrer engen historischen, politischen, wirtschaftlichen und kulturellen
Beziehungen,

IN WURDIGUNG der Fortschritte, die beim Ausbau ihrer langjihrigen, fur beide Seiten vorteilhaften Beziehungen durch
die Annahme der Gemeinsamen Erklirung vom 26. Juni 1997 zu den Beziehungen zwischen der Europiischen Union
und Australien sowie im Zuge der Umsetzung der Agenda fur die Zusammenarbeit von 2003 erzielt wurden,

IN ANERKENNUNG der Neubelebung des Engagements und der Zusammenarbeit zwischen Australien und der Union auf
der Grundlage des am 29. Oktober 2008 angenommenen Partnerschaftsrahmens Australien-Europdische Union,

IN BEKRAFTIGUNG ihres Eintretens fiir die Ziele und Grundsitze der Charta der Vereinten Nationen (VN-Charta) und die
Stirkung der Rolle der Vereinten Nationen (VN),

IN BEKRAFTIGUNG ihres Eintretens fur die Grundsitze der Demokratie und die Menschenrechte, wie sie in der
Allgemeinen Erklarung der Menschenrechte und anderen einschligigen internationalen Menschenrechtsinstrumenten
niedergelegt sind, sowie fiir die Grundsitze der Rechtsstaatlichkeit und der guten Regierungsfithrung,

UNTER HERVORHEBUNG des umfassenden Charakters ihrer Beziehungen und der Bedeutung der Schaffung eines
kohdrenten Rahmens fiir die Weiterentwicklung dieser Beziehungen,

UNTER BEKUNDUNG ihres gemeinsamen Willens, ihre Beziehungen zu einer verstirkten Partnerschaft auszubauen,

IN BEKRAFTIGUNG ihres Wunsches, ihren politischen Dialog und ihre politische Zusammenarbeit zu intensivieren und
auszubauen,

ENTSCHLOSSEN, die Zusammenarbeit in Bereichen von beiderseitigem Interesse auf bilateraler, regionaler und globaler
Ebene zu ihrem beiderseitigen Nutzen zu festigen, zu vertiefen und zu diversifizieren,

UNTER BEKUNDUNG ihres Eintretens fiirr die Schaffung von Rahmenbedingungen, die der Steigerung des bilateralen
Handels und der Investitionen forderlich sind,

IN BEKRAFTIGUNG ihres Willens, die Zusammenarbeit im Bereich Recht, Freiheit und Sicherheit zu intensivieren,

IN ANERKENNUNG des beiderseitigen Nutzens einer verstirkten Zusammenarbeit in den Bereichen Bildung, Kultur,
Forschung und Innovation,

UNTER BEKUNDUNG ihres Willens, die nachhaltige Entwicklung in ihren wirtschaftlichen, sozialen und 6kologischen
Aspekten zu fordern,

AUFBAUEND auf den zwischen der Union und Australien geschlossenen Abkommen, insbesondere mit Blick auf die
Bereiche Wissenschaft, Luftverkehrsdienste, Wein, Sicherheit von Verschlusssachen, Konformititsbewertungsverfahren fiir
industrielle Erzeugnisse und Austausch von Fluggastdaten,

UNTER HINWEIS darauf, dass im Falle eines Beschlusses der Vertragsparteien, im Rahmen dieses Abkommens spezifische
Abkommen im Bereich Freiheit, Sicherheit und Recht zu schliefen, die von der Union gemifl dem Dritten Teil Titel V
des Vertrags iiber die Arbeitsweise der Europdischen Union zu schliefen sind, derartige kiinftige spezifische Abkommen
das Vereinigte Konigreich undfoder Irland nur binden, wenn die Union und gleichzeitig das Vereinigte Konigreich
und/oder Irland hinsichtlich ihrer jeweiligen bisherigen bilateralen Beziehungen Australien mitteilen, dass das Vereinigte
Konigreich und/oder Irland als Teil der Union gemaff dem Protokoll Nr. 21 iiber die Position des Vereinigten Konigreichs
und Irlands hinsichtlich des Raums der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts, das dem Vertrag iiber die Europdische
Union und dem Vertrag iiber die Arbeitsweise der Europiischen Union beigefuigt ist, durch derartige kiinftige spezifische
Abkommen nunmehr gebunden sind. Ebenso sind etwaige unionsinterne Folgemafnahmen zur Durchfithrung dieses
Abkommens, die nach dem obengenannten Titel V anzunehmen sind, fir das Vereinigte Knigreich und/oder Irland nur
bindend, wenn diese gemdff dem Protokoll Nr. 21 ihren Wunsch mitgeteilt haben, sich daran zu beteiligen
beziehungsweise die Manahmen anzunehmen. Unter Hinweis darauf, dass derartige kiinftige spezifische Abkommen
oder unionsinterne Folgemafinahmen auch unter das den genannten Vertrigen beigefiigte Protokoll Nr. 22 iiber die
Position Ddnemarks fallen —
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SIND WIE FOLGT UBEREINGEKOMMEN:
TITEL I
ZWECK UND GRUNDLAGEN DES ABKOMMENS

Artikel 1
Zweck des Abkommens

(1)  Zweck dieses Abkommens ist es,
a) eine verstarkte Partnerschaft zwischen den Vertragsparteien zu begriinden,

b) einen Rahmen fur die Erleichterung und Forderung der Zusammenarbeit in einem breiten Spektrum von Bereichen
von beiderseitigem Interesse zu schaffen und

¢) die Zusammenarbeit zu verstirken, um Losungen fiir regionale und globale Herausforderungen zu entwickeln.

(2)  In diesem Zusammenhang bekraftigen die Vertragsparteien ihre Entschlossenheit, den politischen Dialog auf hoher
Ebene zu intensivieren, und ihr Bekenntnis zu den gemeinsamen Werten und Grundsitzen, die die Richtschnur ihrer
bilateralen Beziehungen und die Grundlage der Zusammenarbeit bilden.

Artikel 2
Grundlagen der Zusammenarbeit

(1)  Die Vertragsparteien kommen tiberein, auf der Grundlage gemeinsamer Werte und Interessen ihre strategischen
Beziehungen zu verstirken und ihre Zusammenarbeit auf bilateraler, regionaler und globaler Ebene zu intensivieren.

(2) Die Vertragsparteien bestitigen ihr Eintreten fir die Grundsitze der Demokratie, die Menschenrechte und
Grundfreiheiten und die Rechtsstaatlichkeit. Die Wahrung der Grundsitze der Demokratie und die Achtung der
Menschenrechte und Grundfreiheiten, wie sie in der Allgemeinen Erkldrung der Menschenrechte niedergelegt sind und in
dem Internationalen Pakt iiber biirgerliche und politische Rechte sowie in dem Internationalen Pakt iiber wirtschaftliche,
soziale und kulturelle Rechte und anderen einschligigen internationalen Menschenrechtsinstrumenten zum Ausdruck
kommen, die die Vertragsparteien ratifiziert haben oder denen sie beigetreten sind, sowie die Wahrung des Rechtsstaats-
prinzips sind Richtschnur der internen und der internationalen Politik der Vertragsparteien und wesentliches Element
dieses Abkommens.

(3) Die Vertragsparteien bekriftigen ihr nachdriickliches Eintreten fiir die Charta der Vereinten Nationen und die
darin zum Ausdruck kommenden gemeinsamen Werte.

(4) Die Vertragsparteien bekriftigen ihre Entschlossenheit, die nachhaltige Entwicklung und ein nachhaltiges
Wirtschaftswachstum zu fordern, zur Verwirklichung der international vereinbarten Entwicklungsziele beizutragen und
bei der Bewiltigung globaler Herausforderungen im Umweltbereich, einschlieflich des Klimawandels, zusammenzu-
arbeiten.

(5)  Die Vertragsparteien unterstreichen ihr gemeinsames Eintreten fiir den umfassenden Charakter ihrer bilateralen
Beziehungen und in diesem Zusammenhang fir die Aufrechterhaltung der Gesamtkohidrenz auf der Grundlage dieses
Abkommens.

(6)  Die Durchfithrung dieses Abkommens stiitzt sich auf die Grundsitze des Dialogs, der gegenseitigen Achtung, der
gleichberechtigten Partnerschaft, des Konsenses und der Achtung des Volkerrechts.

TITEL 1I
POLITISCHER DIALOG UND ZUSAMMENARBEIT IN FRAGEN DER AUEN- UND SICHERHEITSPOLITIK

Artikel 3
Politischer Dialog
(1)  Die Vertragsparteien kommen iiberein, ihren regelmifigen politischen Dialog zu verstirken.

(2)  Der politische Dialog zielt darauf ab,
a) die Entwicklung der bilateralen Beziehungen zu fordern und

b) gemeinsame Ansitze der Vertragsparteien zu stirken und Mdoglichkeiten der Zusammenarbeit bei regionalen und
globalen Herausforderungen und Fragen zu ermitteln.
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(3)  Der Dialog zwischen den Vertragsparteien wird insbesondere in folgenden Formen gefiihrt:

a) Konsultationen, Treffen und Besuche auf Ebene der Staats- und Regierungschefs, wann immer die Vertragsparteien
dies als notwendig erachten,

b) Konsultationen, Treffen und Besuche auf Ministerebene, einschlielich Konsultationen auf Aulenministerebene, sowie
Ministertreffen zu handelspolitischen und sonstigen von den Vertragsparteien festgelegten Fragen, deren Zeitpunkt
und Ort die Vertragsparteien vereinbaren,

c) regelmifiige Treffen hochrangiger Beamter, die nach Bedarf zu bilateralen Fragen sowie zu den Bereichen
AufSenpolitik, internationale Sicherheit, Terrorismusbekdmpfung, Handel, Entwicklungszusammenarbeit, Klimawandel
und anderen von den Vertragsparteien festgelegten Fragen abgehalten werden,

d) sektorspezifische Dialoge zu Fragen von gemeinsamem Interesse und

e) gegenseitige Besuche von Delegationen und sonstige Kontakte zwischen dem australischen Parlament und dem
Europdischen Parlament.

Artikel 4

Bekenntnis zu den Grundsitzen der Demokratie, zu den Menschenrechten und zur Rechtsstaat-
lichkeit

Die Vertragsparteien kommen {iiberein,

a) Kerngrundsitze im Bereich der demokratischen Werte, der Menschenrechte und der Rechtsstaatlichkeit zu fordern,
einschliefSlich in multilateralen Gremien,

b) gegebenenfalls zusammenzuarbeiten und sich abzustimmen, auch mit Drittlindern, um praktische Fortschritte bei
den Grundsitzen der Demokratie, den Menschenrechten und der Rechtsstaatlichkeit zu erreichen, und

c) eine stirkere Mitwirkung der Vertragsparteien an den Bemithungen um Demokratieforderung der jeweils anderen
Seite zu unterstiitzen, unter anderem durch die Erleichterung der Teilnahme an Wahlbeobachtungsmissionen.

Artikel 5
Krisenbewiltigung

(1)  Die Vertragsparteien bekriftigen ihre Entschlossenheit, bei der Forderung von Frieden und Sicherheit in der Welt
zusammenzuarbeiten.

(2)  Zu diesem Zweck prifen sie Moglichkeiten fiir die Koordinierung von Krisenbewiltigungsmafnahmen,
einschlieflich der moglichen Zusammenarbeit bei Krisenbewiltigungsoperationen.

(3) Die Vertragsparteien arbeiten auf die Durchfithrung des Abkommens zwischen der Europdischen Union und
Australien iiber die Schaffung eines Rahmens fiir die Beteiligung Australiens an Krisenbewaltigungsoperationen der
Europdischen Union hin.

Artikel 6
Bekimpfung der Verbreitung von Massenvernichtungswaffen

(1)  Die Vertragsparteien sind der Auffassung, dass die Weitergabe von Massenvernichtungswaffen und Trdgermitteln
an staatliche wie auch an nichtstaatliche Akteure eine der grofften Gefahren fiir die internationale Stabilitdt und
Sicherheit darstellt.

(2)  Die Vertragsparteien kommen iiberein, zusammenzuarbeiten und einen Beitrag zur Bekdmpfung der Verbreitung
von Massenvernichtungswaffen und Trigermitteln zu leisten, indem sie ihre bestehenden Verpflichtungen aus den
internationalen Abriistungs- und Nichtverbreitungsiibereinkiinften sowie sonstigen einschldgigen Abkommen, die die
Vertragsparteien ratifiziert haben oder denen sie beigetreten sind, in vollem Umfang umsetzen. Die Vertragsparteien sind
sich dariiber einig, dass diese Bestimmung ein wesentliches Element dieses Abkommens darstellt.

(3) Die Vertragsparteien kommen ferner iiberein, zusammenzuarbeiten und einen Beitrag zur Bekdmpfung der
Verbreitung von Massenvernichtungswaffen und ihren Tragermitteln zu leisten, indem sie

a) alle notwendigen Mafnahmen treffen, um alle einschligigen internationalen Instrumente zu unterzeichnen, zu
ratifizieren beziehungsweise ihnen beizutreten und sie in vollem Umfang umzusetzen und solche Instrumente zu
fordern,
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b) ein wirksames System nationaler Ausfuhrkontrollen aufrechterhalten, mit dem die Ausfuhr und die Durchfuhr von
mit Massenvernichtungswaffen zusammenhingenden Giitern, einschlieflich der Endverwendung von Technologien
mit doppeltem Verwendungszweck, kontrolliert werden und das wirksame Sanktionen bei Verstoffen gegen die
Ausfuhrkontrollen umfasst,

¢) die Umsetzung aller einschligigen Resolutionen des VN-Sicherheitsrats férdern,

d) in multilateralen Gremien und bei Ausfuhrkontrollregelungen zusammenarbeiten, um die Nichtverbreitung von
Massenvernichtungswaffen zu unterstiitzen,

e) bei Sensibilisierungsmafnahmen in den Bereichen chemische, biologische, radiologische und nukleare Sicherheit,
Sicherheit und Nichtverbreitung sowie Sanktionen zusammenarbeiten und sich abstimmen und

f) gegebenenfalls im Rahmen ihrer jeweiligen Zustindigkeiten einschligige Informationen {iber nach diesem Artikel
getroffene Mafnahmen austauschen.

(4)  Die Vertragsparteien kommen iiberein, einen regelmifSigen politischen Dialog zu pflegen, der die genannten
Elemente begleitet und festigt.

Artikel 7
Kleinwaffen und leichte Waffen und andere konventionelle Waffen

(1) Die Vertragsparteien erkennen an, dass die unerlaubte Herstellung, Verbringung und Verschiebung von
Kleinwaffen und leichten Waffen sowie der dazugehorigen Munition und ihre iibermifige Anhidufung, unzureichende
Verwaltung, unzulinglich gesicherte Lagerung und unkontrollierte Verbreitung weiterhin eine ernsthafte Bedrohung des
Friedens und der Sicherheit in der Welt darstellen.

(2)  Die Vertragsparteien kommen iiberein, ihre jeweiligen Verpflichtungen zum Vorgehen gegen den unerlaubten
Handel mit Kleinwaffen und leichten Waffen und der dazugehorigen Munition nach Mafigabe der bestehenden
internationalen Ubereinkiinfte, die von Australien und von der Union und/oder von den Mitgliedstaaten ratifiziert
wurden oder denen sie jeweils beigetreten sind, im Rahmen ihrer Zustindigkeiten und gemifl den Resolutionen des
VN-Sicherheitsrates einzuhalten und in vollem Umfang zu erfiillen.

(3)  Die Vertragsparteien erkennen an, wie wichtig nationale Kontrollsysteme fiir die Verbringung konventioneller
Waffen im Einklang mit den bestehenden internationalen Normen sind. Die Vertragsparteien erkennen an, dass es
wichtig ist, entsprechende Kontrollen in verantwortungsvoller Weise anzuwenden, da so zum Weltfrieden und zum
regionalen Frieden sowie zur internationalen und regionalen Sicherheit und Stabilitit, zur Minderung menschlichen Leids
sowie zur Verhiitung der Umleitung konventioneller Waffen beigetragen wird.

(4)  Die Vertragsparteien verpflichten sich in diesem Zusammenhang, sich darum zu bemithen, den Vertrag iiber den
Waffenhandel uneingeschrinkt durchzufithren und im Rahmen des Vertrags miteinander zusammenzuarbeiten, auch im
Hinblick auf die Forderung der Universalisierung und der uneingeschrinkten Durchfithrung des Vertrags durch alle
VN-Mitgliedstaaten.

(5)  Die Vertragsparteien verpflichten sich, zusammenzuarbeiten und Koordinierung, Komplementaritit und Synergie
bei den Anstrengungen zu gewihrleisten, die sie zur Bekimpfung des unerlaubten Handels mit Kleinwaffen und leichten
Waffen sowie der dazugehorigen Munition auf globaler, regionaler, subregionaler und nationaler Ebene unternehmen,
und die wirksame Durchsetzung der vom VN-Sicherheitsrat im Einklang mit der VN-Charta verhingten Waffenembargos
zu gewihrleisten.

Artikel 8
Schwere Verbrechen von internationalem Belang und Internationaler Strafgerichtshof

(1)  Die Vertragsparteien bekriftigen, dass die schwersten Verbrechen, welche die internationale Gemeinschaft als
Ganzes beriihren, nicht ungestraft bleiben diirfen und dass ihre wirksame Verfolgung durch Maflnahmen auf interner
oder internationaler Ebene, auch unter Einbezichung des Internationalen Strafgerichtshofs, gewihrleistet werden sollte.

(2)  Die Vertragsparteien kommen iiberein, bei der Forderung der Ziele des Romischen Statuts zusammenzuarbeiten
und vereinbaren zu diesem Zweck,

a) weiterhin Mafnahmen zur Umsetzung des Romischen Statuts zu ergreifen und die Ratifizierung und Umsetzung der
damit zusammenhdngenden Instrumente (wie des Ubereinkommens tber die Vorrechte und Immunititen des
Internationalen Strafgerichtshofs) zu erwigen,
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b) weiterhin den Beitritt aller Linder zum ROmischen Statut zu fordern, unter anderem durch einen Erfahrungsaustausch
mit anderen Lindern iber die fir die Ratifizierung und Umsetzung des Romischen Statuts erforderlichen
Mafinahmen und

¢) die Integritit des Romischen Statuts durch den Schutz seiner Grundprinzipien zu wahren, auch durch den Verzicht
auf den Abschluss von Nichtiiberstellungsabkommen (sogenannter ,Artikel-98-Abkommen®) mit Drittstaaten, und
andere dazu anzuhalten, ebenfalls darauf zu verzichten.

Artikel 9
Zusammenarbeit bei der Bekimpfung des Terrorismus

(1) Die Vertragsparteien bekriftigen die Bedeutung der Verhiitung und Bekdmpfung des Terrorismus unter
uneingeschrankter Wahrung der Rechtsstaatlichkeit und der Menschenrechte und im Einklang mit dem geltenden
Volkerrecht, einschlieflich der VN-Charta, internationaler Ubereinkommen zur Bekdmpfung des Terrorismus sowie der
einschldgigen Resolutionen des VN-Sicherheitsrates, des Fliichtlingsrechts und des humanitiren Volkerrechts.

(2)  Innerhalb dieses Rahmens und unter Beriicksichtigung der in der Resolution 60/288 der Generalversammlung der
Vereinten Nationen vom 8. September 2006 enthaltenen Weltweiten Strategie der Vereinten Nationen zur Bekimpfung
des Terrorismus und den Uberpriifungen der Umsetzung dieser Strategie kommen die Vertragsparteien iiberein, bei der
Privention und Verfolgung terroristischer Handlungen zusammenzuarbeiten, insbesondere durch:

a) Informationsaustausch {iiber terroristische Gruppen und die sie unterstiitzenden Netze im Einklang mit dem
Volkerrecht und dem nationalen Recht,

b) Meinungsaustausch iiber Mittel und Methoden zur Bekdmpfung des Terrorismus, unter anderem im technischen und
im Ausbildungsbereich, und Erfahrungsaustausch iiber Terrorismuspravention,

¢) Ermittlung von Bereichen fiir eine kiinftige Zusammenarbeit, unter anderem bei der Verhinderung der Rekrutierung
und der Radikalisierung und bei der Bekdmpfung der Terrorismusfinanzierung sowie im Rahmen von Partnerschaften
mit Drittstaaten,

d) soweit moglich und angebracht Unterstiitzung von regionalen Initiativen fiir die Zusammenarbeit bei der
Strafverfolgung im Bereich der Terrorismusbekdmpfung auf der Grundlage der uneingeschrinkten Wahrung der
Menschenrechte und der Rechtsstaatlichkeit,

e) Zusammenarbeit bei der Vertiefung des internationalen Konsenses iiber die Bekimpfung des Terrorismus und den
entsprechenden rechtlichen Rahmen sowie gemeinsames Hinarbeiten auf eine moglichst baldige Einigung iiber das
Umfassende Ubereinkommen iiber den internationalen Terrorismus,

f) Forderung der Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten der Vereinten Nationen bei der Umsetzung der
Weltweiten Strategie der Vereinten Nationen zur Bekdmpfung des Terrorismus mit allen geeigneten Mitteln und

g) Austausch bewahrter Methoden zum Schutz der Menschenrechte bei der Bekimpfung des Terrorismus.

(3)  Die Vertragsparteien bekriftigen ihre Entschlossenheit gegebenenfalls zusammenzuarbeiten, um Drittstaaten, die
Ressourcen und Fachwissen fiir die Privention terroristischer Handlungen beziehungsweise zur Reaktion auf solche
Handlungen benétigen, Hilfe beim Aufbau von Kapazititen zur Terrorismusbekdmpfung zu leisten.

(4)  Die Vertragsparteien kommen iiberein, im Rahmen des Globalen Forums fiir Terrorismusbekimpfung und dessen
Arbeitsgruppen eng zusammenzuarbeiten.

(5) Die Vertragsparteien kommen {iiberein, auf Beamtenebene einen regelmifligen Dialog iiber Terrorismusbe-
kimpfung zu fithren.

Artikel 10
Zusammenarbeit in regionalen und internationalen Organisationen

Die Vertragsparteien verpflichten sich, in regionalen und internationalen Organisationen und Gremien einschlieflich der
Vereinten Nationen und ihrer Sonderorganisationen, der Welthandelsorganisation (WTO), der Gruppe der Zwanzig
(G20), des Rates fuir Finanzstabilitit (FSB), der Organisation fiir wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung
(OECD), der Weltbankgruppe und regionaler Entwicklungsbanken, des Asien-Europa-Treffens (ASEM), der Organisation
fur Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa (OSZE), des ASEAN-Regionalforums (ARF), des Forums der pazifischen
Inseln (PIF) und des Sekretariats der Pazifischen Gemeinschaft, im Wege des Meinungsaustausch sowie gegebenenfalls
durch Abstimmung ihrer Standpunkte zusammenzuarbeiten.
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Artikel 11
Internationale Sicherheit und Cyberraum

Die Vertragsparteien erkennen die Bedeutung der Zusammenarbeit und des Meinungsaustauschs im Bereich der
internationalen Sicherheit und des Cyberraums an, einschlieflich in Bezug auf Verhaltensnormen und die Anwendung
des Volkerrechts im Cyberraum, die Ausarbeitung von vertrauensbildenden Maffnahmen und den Kapazititsaufbau.

TITEL III

ZUSAMMENARBEIT IN DEN BEREICHEN GLOBALE ENTWICKLUNG UND HUMANITARE HILFE
Artikel 12
Entwicklung

(1)  Die Vertragsparteien bekriftigen ihre Entschlossenheit, einen Beitrag zu einem nachhaltigen Wirtschaftswachstum
und zur Armutsminderung zu leisten, die Zusammenarbeit im Bereich der internationalen Entwicklung zu verstirken
und die Wirksambkeit der Hilfe und der Entwicklungszusammenarbeit zu fordern, unter besonderer Beriicksichtigung der
Umsetzung auf Linderebene.

(2)  Die Vertragsparteien erkennen den Wert einer Zusammenarbeit an, die darauf abzielt, die Wirkung, die Reichweite
und den Einfluss von Entwicklungsmaffnahmen zu steigern.

(3)  Zu diesem Zweck kommen die Vertragsparteien iiberein,

a) einen regelmifigen Politikdialog iiber die Entwicklungszusammenarbeit zu fithren,

b) einen Meinungsaustausch zu fithren und gegebenenfalls ihre Standpunkte zu Entwicklungsfragen in regionalen und
internationalen Gremien abzustimmen, um ein inklusives und nachhaltiges Wachstum zugunsten der menschlichen
Entwicklung zu fordern,

¢) Informationen iiber ihre Entwicklungsprogramme auszutauschen und gegebenenfalls ihr Engagement in einzelnen
Landern zu koordinieren, um durch die Forderung von Synergien zwischen ihren Programmen stirker zu einem
nachhaltigen Wirtschaftswachstum beizutragen, eine bessere Arbeitsteilung zu férdern und die Wirksamkeit vor Ort

zu steigern und

d) auf der Grundlage einvernehmlicher Vereinbarungen der Vertragsparteien gegebenenfalls im Namen der jeweils
anderen Seite Malnahmen der delegierten Zusammenarbeit im Bereich der Entwicklungshilfe durchzufithren.

Artikel 13
Humanitire Hilfe

Die Vertragsparteien bekriftigen ihr gemeinsames Engagement fir die humanitire Hilfe und sind bestrebt, ihre
Mafinahmen gegebenenfalls zu koordinieren.

TITEL IV

ZUSAMMENARBEIT IN WIRTSCHAFTS- UND HANDELSPOLITISCHEN FRAGEN
Artikel 14
Wirtschaftspolitischer Dialog

Die Vertragsparteien kommen iiberein, den Dialog zwischen ihren Behorden aufrechtzuerhalten und den Informations-
und Erfahrungsaustausch iiber ihre makrookonomische Politik und ihre makrookonomischen Trends zu fordern,
einschliefSlich des Informationsaustauschs iiber die Koordinierung der Wirtschaftspolitik im Rahmen der regionalen
wirtschaftlichen Zusammenarbeit und Integration.
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Artikel 15
Dialog und Zusammenarbeit in den Bereichen Handel und Investitionen

(1)  Die Vertragsparteien verpflichten sich, bei der Schaffung der Voraussetzungen fiir die Ausweitung und Forderung
des Handels und der Investitionen zwischen den Vertragsparteien zusammenzuarbeiten.

(2)  Die Vertragsparteien setzen sich fiir den Dialog und die Zusammenarbeit auf hoher Ebene in handels- und
investitionsbezogenen Bereichen ein, um die bilateralen Handels- und Investitionsstrome zu erleichtern, nichttarifare
Handels- und Investitionshemmnisse zu verhindern beziehungsweise zu beseitigen, die Transparenz zu erhéhen und das
multilaterale Handelssystem zu fordern.

(3)  Der Dialog iiber Handels- und Investitionsfragen umfasst

a) einen jahrlichen handelspolitischen Dialog auf der Ebene hoher Beamter, der durch von den Vertragsparteien
festzulegende Ministertreffen zu handelspolitischen Fragen erginzt wird,

b) Dialoge tiber den Handel mit Agrarprodukten und deren Vermarktung sowie iiber gesundheitspolizeiliche und
pflanzenschutzrechtliche Fragen und

c) einen von den Vertragsparteien festzulegenden Austausch iiber sonstige sektorale Fragen.

(4)  Die Vertragsparteien unterrichten einander und fiithren einen Meinungsaustausch iiber die Entwicklung des
bilateralen und internationalen Handels, iiber Investitionen und handels- und investitionsbezogene Aspekte anderer
Politiken, einschlieflich iiber Regulierungsfragen mit moglichen Auswirkungen auf bilateralen Handel und Investitionen.

(5)  Die Vertragsparteien tauschen Informationen iiber ihre politischen Konzepte fiir Freihandelsabkommen und ihre
jeweiligen Agenden fiir Freihandelsabkommen aus. Nach diesem Abkommen sind die kiinftige Aushandlung und der
Abschluss eines Freihandelsabkommens zwischen den Vertragsparteien, das die wirtschaftlichen Bestimmungen dieses
Abkommens erginzt und erweitert, weder vorgeschrieben noch ausgeschlossen.

(6) Die Vertragspartien erkennen die Bedeutung der Handelsliberalisierung als Motor des weltweiten Wirtschafts-
wachstums sowie die Notwendigkeit zur Fortsetzung der Handelsliberalisierung im Rahmen eines regelbasierten
multilateralen Handelssystems an und bekraftigen ihre Entschlossenheit, auf WTO-Ebene zusammenzuarbeiten, um eine
weitere Handelsliberalisierung zu erreichen.

Artikel 16
Investitionen

Die Vertragsparteien fordern attraktive und stabile Rahmenbedingungen fiir Investitionen in beide Richtungen durch
einen Dialog, der auf Folgendes abzielt:

a) Verbesserung des gegenseitigen Verstdndnisses und der Zusammenarbeit in Investitionsfragen,
b) Priifung von Mechanismen fiir die Erleichterung von Investitionsstromen und

¢) Forderung stabiler, transparenter, nichtdiskriminierender und offener Vorschriften fiir Investoren, unbeschadet der
Verpflichtungen der Vertragsparteien im Rahmen priferenzieller Handelsabkommen und anderer internationaler
Verpflichtungen.

Artikel 17
Offentliches Beschaffungswesen

(1)  Die Vertragsparteien bekriftigen ihr Eintreten fiir einen offenen und transparenten Rechtsrahmen fur das
offentliche Beschaffungswesen, der im Einklang mit den internationalen Verpflichtungen der Vertragsparteien das Preis-
Leistungs-Verhaltnis, wettbewerbsorientierte Mirkte und nichtdiskriminierende Beschaffungsverfahren fordert und auf
diese Weise den Handel zwischen den Vertragsparteien stirkt.

(2) Die Vertragsparteien kommen {iiberein, die Konsultationen, die Zusammenarbeit und den Austausch von
Erfahrungen und bewihrten Methoden im Bereich des offentlichen Beschaffungswesens bei Fragen von beiderseitigem
Interesse weiter zu intensivieren, einschlieflich hinsichtlich ihres jeweiligen Regulierungsrahmens.

(3)  Die Vertragsparteien kommen iiberein, Moglichkeiten fiir die weitere Forderung des Zugangs zu ihren jeweiligen
Beschaffungsmirkten zu priffen und einen Meinungsaustausch iiber Mafnahmen und Praktiken zu fithren, die den
beschaffungsbezogenen Handel zwischen den Vertragsparteien beeintrachtigen konnten.
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Artikel 18
Technische Handelshemmnisse

(1)  Die Vertragsparteien teilen die Auffassung, dass die grofere Kompatibilitit von Normen, technischen Vorschriften
und Konformititsbewertungsverfahren fiir die Erleichterung des Handels zentrale Bedeutung hat.

(2) Die Vertragsparteien erkennen an, dass es im beiderseitigen Interesse liegt, technische Handelshemmnisse
abzubauen und kommen zu diesem Zweck iiberein, im Rahmen des WTO-Ubereinkommens iiber technische
Handelshemmnisse und des Abkommens zwischen der Europiischen Gemeinschaft und Australien iiber die gegenseitige
Anerkennung der Konformitétsbewertung, der Bescheinigungen und der Kennzeichnungen zusammenzuarbeiten.

Artikel 19
Gesundheitspolizeiliche, pflanzenschutzrechtliche und Tierschutzfragen

(1) Die Vertragsparteien kommen iberein, die Zusammenarbeit in gesundheitspolizeilichen und pflanzenschutz-
rechtlichen Fragen (SPS) zu intensivieren, um das Leben und die Gesundheit von Menschen, Tieren und Pflanzen im
Gebiet der Vertragsparteien zu schiitzen, unter Beriicksichtigung der Rechte und Pflichten der Vertragsparteien im
Rahmen des WTO-Ubereinkommens iiber die Anwendung gesundheitspolizeilicher und pflanzenschutzrechtlicher
Mafinahmen (SPS-Ubereinkommen).

(2)  Die Vertragsparteien tauschen im Rahmen des SPS-Ubereinkommens und der einschldgigen internationalen
Normen des Codex Alimentarius, des Internationalen Pflanzenschutziibereinkommens (IPPC) und der Weltorganisation
fur Tiergesundheit (OIE) Informationen aus, um ein besseres gegenseitiges Verstindnis ihrer jeweiligen SPS-Mafinahmen
zu fordern und den Handel zwischen den Vertragsparteien zu erleichtern, indem sie

a) in von den Vertragsparteien festzulegenden geeigneten Gremien regelmifSig zusammentreffen, um einen Meinungs-
austausch tber SPS- und tierschutzrelevante Rechtsvorschriften, die Umsetzungs-, Kontroll- und Zertifizie-
rungssysteme und Uberwachungsverfahren zu fithren und sich aus der Anwendung der SPS-Mafnahmen ergebende
Fragen zu behandeln,

b) bestrebt sind, Einfuhrvorschriften auf das gesamte Gebiet der ausfithrenden Vertragspartei anzuwenden, einschlieflich
durch die Anwendung der Grundsitze der Regionalisierung,

¢) im Einklang mit dem SPS-Ubereinkommen

i) schidlings- und krankheitsfreie Gebiete und Gebiete mit geringem Auftreten von Schidlingen und Krankheiten
anerkennen,

ii) das Kontroll- und Zertifizierungssystem der Behorden der ausfithrenden Vertragspartei in seiner Gesamtheit oder
einen Teil davon iiberpriifen und

d) Informationen iiber SPS- und Tierschutzfragen, die sich auf den Handel zwischen den Vertragsparteien auswirken
oder auswirken konnen, wie Sofortmafnahmen und neu auftretende Krankheiten und Schidlinge, sowie neue
wissenschaftliche Erkenntnisse austauschen.

(3) Die Vertragsparteien kommen iberein, in Tierschutzfragen zusammenzuarbeiten und Informationen
auszutauschen.

(4)  Die Vertragsparteien arbeiten bei SPS- und Tierschutzfragen auch auf Ebene der einschligigen multilateralen
Rahmen zusammen, wie der WTO, der Codex-Alimentarius-Kommission, dem IPPC und der OIE.

Artikel 20
Zoll

Die Vertragsparteien arbeiten nach Mafigabe ihrer jeweiligen Rechtsvorschriften im Zollbereich auf bilateraler und auf
multilateraler Ebene zusammen. Zu diesem Zweck kommen sie insbesondere {iberein, Erfahrungen auszutauschen und
Moglichkeiten fiir die Vereinfachung der Zollverfahren zu prifen, Transparenz zu gewihrleisten und die
Zusammenarbeit in Bereichen wie Handelserleichterungen, Sicherheit des internationalen Handels und Bekimpfung von
Betrug im Zollbereich zu verstirken.
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Artikel 21
Geistiges Eigentum

(1) Die Vertragsparteien bekriftigen die Bedeutung ihrer Rechte und Verpflichtungen in Bezug auf Rechte des
geistigen Eigentums, einschlieBlich des Urheberrechts und verwandter Schutzrechte, Handelsmarken, geografischer
Angaben, gewerblicher Muster, Sortenschutzrechte und Patente, sowie die Bedeutung ihrer Durchsetzung nach den
hochsten internationalen Standards, wie sie fiir die Vertragsparteien jeweils mafigeblich sind.

(2) Die Vertragsparteien kommen iiberein, durch geeignete Formen der Zusammenarbeit Informationen und
Erfahrungen iiber Fragen der Verwaltung, des Schutzes und der Durchsetzung von Rechten des geistigen Eigentums
auszutauschen.

Artikel 22

Wettbewerbspolitik

Die Vertragsparteien fordern den wirtschaftlichen Wettbewerb, indem sie ihre jeweiligen Wettbewerbsgesetze
und -vorschriften durchsetzen. Die Vertragsparteien kommen iiberein, Informationen iiber die Wettbewerbspolitik und
damit zusammenhingende Fragen auszutauschen und die Zusammenarbeit ihrer Wettbewerbsbehorden zu verstirken.

Artikel 23
Dienstleistungen
Die Vertragsparteien richten einen substanziellen Dialog ein, der darauf abzielt, den bilateralen Handel mit
Dienstleistungen und den Informationsaustausch iiber den jeweiligen Regulierungsrahmen zu férdern.
Artikel 24

Finanzdienstleistungen

Im Bereich Finanzdienstleistungen kommen die Vertragsparteien iiberein, den Informations- und Erfahrungsaustausch
tiber ihren jeweiligen Aufsichts- und Regulierungsrahmen aufrechtzuerhalten und die Zusammenarbeit zu intensivieren,
um den Rechnungslegungs-, Priifungs-, Aufsichts- und Regulierungsrahmen fiir Banken, Versicherungen und andere Teile
des Finanzsektors zu verbessern.

Artikel 25
Steuern

(1) Um die Wirtschaftstitigkeit zu stirken und zu entwickeln, gleichzeitig jedoch der Notwendigkeit eines geeigneten
Regulierungsrahmens Rechnung zu tragen, erkennen die Vertragsparteien die Grundsitze des verantwortungsvollen
Handelns im Steuerbereich an — einschlieflich Transparenz, Informationsaustausch und Vermeidung schidlicher
Steuerpraktiken — und verpflichten sich, diese anzuwenden.

(2)  Unter Wahrung der in Absatz 1 genannten Grundsitze der guten Regierungsfithrung arbeiten die Vertragsparteien
im Rahmen ihrer jeweiligen Zustindigkeiten zusammen, einschlielich in den zustindigen internationalen Gremien, um
die internationale Zusammenarbeit im Steuerbereich zu verbessern und die Einziehung legitimer Steuern zu erleichtern.

Artikel 26
Transparenz

Die Vertragsparteien erkennen die Bedeutung der Transparenz und der Rechtsstaatsgarantie nach Artikel X des
Allgemeinen Zoll- und Handelsabkommens (GATT 1994) und Artikel III des Allgemeinen Abkommens tiber den Handel
mit Dienstleistungen (GATS) bei der Anwendung ihrer handelsbezogenen Gesetze und Vorschriften an und kommen zu
diesem Zweck iiberein, die Zusammenarbeit und den Informationsaustausch zu verstirken, um die Regelungsqualitit
und -effizienz und die Grundsitze der guten Verwaltungspraxis zu fordern.
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Artikel 27
Rohstoffe

(1)  Die Vertragsparteien erkennen an, dass ein transparenter, marktgestiitzter Ansatz der beste Weg ist, um giinstige
Rahmenbedingungen fiir Investitionen in die Rohstoffproduktion und den Rohstoffhandel zu schaffen und die effiziente
Rohstoffzuteilung und -nutzung zu fordern.

(2)  Die Vertragsparteien kommen unter Beriicksichtigung ihrer Wirtschaftspolitik und ihrer wirtschaftlichen Ziele
sowie mit Blick auf die Forderung des Handels iiberein, die Zusammenarbeit in Rohstofffragen zu intensivieren, um
einen regelbasierten globalen Rahmen fiir den Rohstofthandel und die Transparenz auf den globalen Rohstoffmarkten zu
fordern.

(3)  Die Zusammenarbeit kann sich unter anderem auf folgende Themen erstrecken:

a) Angebot und Nachfrage, bilaterale Handels- und Investitionsfragen sowie mit dem internationalen Handel verbundene
Fragen,

b) den jeweiligen Regulierungsrahmen der Vertragsparteien und

¢) bewihrte Methoden fiir die nachhaltige Entwicklung der Bergbauindustrie, einschlieflich in den Bereichen
Mineralienpolitik, Raumplanung und Genehmigungsverfahren.

(4)  Die Vertragsparteien arbeiten im Rahmen des bilateralen Dialogs oder in den zustindigen plurilateralen Foren
oder internationalen Institutionen zusammen.

Artikel 28
Handel und nachhaltige Entwicklung

(1) Die Vertragsparteien bekraftigen ihre Entschlossenheit, den Ausbau der internationalen Handels- und
Investitionsstrome auf eine Weise zu fordern, die zum Ziel der nachhaltigen Entwicklung beitrdgt, und sind bestrebt zu
gewihrleisten, dass dieses Ziel auf allen Ebenen ihrer Handelsbeziechungen einbezogen wird und zur Geltung kommt.

(2)  Die Vertragsparteien erkennen das Recht jeder Vertragspartei an, gemifl ihrem Bekenntnis zu den international
anerkannten Normen und Vereinbarungen ihre eigenen internen Umwelt- und Arbeitsschutzniveaus zu bestimmen und
ihre einschldgigen Gesetze und Strategien entsprechend festzulegen oder zu dndern.

(3)  Die Vertragsparteien erkennen ebenfalls an, dass sie davon absehen sollten, Handel oder Investitionen durch eine
tatsichliche oder in Aussicht gestellte Senkung der in ihrem internen Umwelt- oder Arbeitsrecht garantierten
Schutzniveaus zu fordern.

(4)  Die Vertragsparteien pflegen einen Informations- und Erfahrungsaustausch tiber ihre Mafnahmen zur Forderung
der Kohirenz und der einander verstirkenden Wirkung handelspolitischer, sozialer und 6kologischer Ziele, einschliefSlich
mit Blick auf in Titel VIII genannte Aspekte, und intensivieren die Zusammenarbeit und den Dialog iiber Fragen der
nachhaltigen Entwicklung, die sich im Rahmen ihrer Handelsbeziehungen ergeben konnen.

Artikel 29
Unternehmenszusammenarbeit

(1)  Die Vertragsparteien fordern engere Bezichungen zwischen Unternehmen und stirken die Beziehungen zwischen
Regierungen und Unternehmen durch wechselseitige Besuche und Mafnahmen unter Beteiligung von Unternehmen,
einschlieflich im ASEM-Kontext.

(2)  Diese Zusammenarbeit zielt insbesondere auf die Verbesserung der Wettbewerbsfihigkeit von kleinen und
mittleren Unternechmen (KMU) ab. Diese Zusammenarbeit kann unter anderem Folgendes umfassen:

a) Forderung des Technologietransfers,

b) Austausch bewihrter Methoden fiir den Zugang zu Finanzmitteln,
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c¢) Forderung der sozialen Verantwortung und Rechenschaftspflicht von Unternehmen und
d) Ausbau der Zusammenarbeit in den Bereichen Normen und Konformititsbewertung.

(3) Die Vertragsparteien kommen iiberein, den Dialog und die Zusammenarbeit zwischen ihren einschligigen
Handels- und Investitionsférderungsagenturen zu erleichtern und auszubauen.

Artikel 30
Zivilgesellschaft

Die Vertragsparteien fordern den Dialog zwischen staatlichen und nichtstaatlichen Organisationen, wie etwa
Gewerkschaften, Unternehmern, Wirtschaftsverbanden, Handels- und Industriekammern, um Handel und Investitionen
in Bereichen von beiderseitigem Interesse zu fordern.

Artikel 31
Tourismus

Die Vertragsparteien erkennen die Bedeutung des Tourismus fiir ein besseres gegenseitiges Verstindnis und eine bessere
gegenseitige Wertschitzung der Volker der Union und des australischen Volkes sowie den wirtschaftlichen Nutzen der
Belebung des Tourismus an und kommen {iberein, zusammenzuarbeiten, um den touristischen Austausch zwischen der
Union und Australien zu fordern.

TITEL V

ZUSAMMENARBEIT IM BEREICH JUSTIZ, FREIHEIT UND SICHERHEIT
Artikel 32
Rechtliche Zusammenarbeit

(1) Die Vertragsparteien erkennen die Bedeutung an, die dem internationalen Privatrecht und der justiziellen
Zusammenarbeit in Zivil- und Handelssachen bei der Forderung eines Umfelds zukommt, das den internationalen
Handel, internationale Investitionen und die Mobilitit der Menschen erleichtert. Die Vertragsparteien kommen ftiberein,
ihre Zusammenarbeit unter anderem durch die Aushandlung, Ratifizierung und Durchfithrung internationaler
Ubereinkiinfte wie derjenigen zu intensivieren, die im Rahmen der Haager Konferenz fiir internationales Privatrecht
angenommen wurden.

(2) Die Vertragsparteien kommen iberein, die schiedsgerichtliche Beilegung internationaler zivilrechtlicher und
privater handelsrechtlicher Streitigkeiten gegebenenfalls im Einklang mit den geltenden internationalen Instrumenten zu
erleichtern und zu unterstiitzen.

(3)  Hinsichtlich der justiziellen Zusammenarbeit in Strafsachen verstirken die Vertragsparteien ihre Zusammenarbeit
bei der Rechtshilfe auf der Grundlage der einschligigen internationalen Instrumente. Dies wiirde gegebenenfalls den
Beitritt zu und die Durchfithrung von einschligigen Instrumenten der Vereinten Nationen einschlieSen. Dazu kénnten
gegebenenfalls auch die Unterstiitzung der einschldgigen Instrumente des Europarats und die Zusammenarbeit zwischen
den zustindigen australischen Behorden und Eurojust gehoren.

Artikel 33
Zusammenarbeit bei der Strafverfolgung

Die Vertragsparteien kommen {iiberein, dass ihre Strafverfolgungsbehorden, -agenturen und -dienste zusammenarbeiten
und einen Beitrag zur Abwehr und Beseitigung der von der transnationalen Kriminalitit ausgehenden Gefahren fuir beide
Vertragsparteien leisten. Diese Zusammenarbeit kann in Form der gegenseitigen Amtshilfe bei Ermittlungen, des
Austausches von Ermittlungstechniken, der gemeinsamen Ausbildung und Schulung von Strafverfolgungspersonal und
jeder sonstigen Art von gemeinsamen Mafinahmen und Unterstiitzung erfolgen, die die Vertragsparteien einvernehmlich
festlegen.
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Artikel 34
Bekimpfung von Terrorismus, transnationaler organisierter Kriminalitit und Korruption

(1)  Die Vertragsparteien kommen iiberein, bei der Pravention und Bekdmpfung von Terrorismus gemifs Artikel 9
zusammenzuarbeiten.

(2) Die Vertragsparteien bekriftigen ihre Verpflichtung, bei der Privention und Bekdmpfung der organisierten
Kriminalitdt, der Wirtschafts- und Finanzkriminalitit, der Korruption, der Nachahmung sowie illegaler Geschifte
zusammenzuarbeiten, indem sie ihre bestehenden beiderseitigen internationalen Verpflichtungen in diesem Bereich, unter
anderem hinsichtlich der wirksamen Zusammenarbeit bei der Einziehung von Vermdgenswerten und Geldern, die aus
Korruptionsdelikten stammen, in vollem Umfang erfiillen.

(3) Im Zusammenhang mit der Pravention, Aufdeckung, Aufklirung und strafrechtlichen Verfolgung von
terroristischen Straftaten und schwerer transnationaler Kriminalitdt erkennen die Vertragsparteien die Bedeutung des
Abkommens zwischen der Europiischen Union und Australien iiber die Verarbeitung von Fluggastdatensitzen (Passenger
Name Records — PNR) und deren Ubermittlung durch die Fluggesellschaften an den Australian Customs and Border
Protection Service an.

(4)  Die Vertragsparteien fordern die Durchfithrung des Ubereinkommens der Vereinten Nationen gegen die grenziiber-
schreitende ~organisierte Kriminalitit und der dazugehorigen Zusatzprotokolle; dies schliefit die Forderung
leistungsfahiger und effizienter Uberpriifungsmechanismen ein.

(5) Die Vertragsparteien fordern zudem die Durchfiihrung des Ubereinkommens der Vereinten Nationen gegen
Korruption, einschliefSlich der Anwendung eines leistungsfahigen Uberpriifungsmechanismus, unter Beriicksichtigung der
Grundsitze der Transparenz und der Beteiligung der Zivilgesellschaft.

Artikel 35
Bekimpfung illegaler Drogen

(1)  Die Vertragsparteien arbeiten im Rahmen ihrer jeweiligen Befugnisse und Zustindigkeiten zusammen, um ein
ausgewogenes und integriertes Vorgehen bei der Minimierung der Schiden fiir Einzelpersonen, Familien und
Gemeinschaften zu gewdhrleisten, die von illegalen Drogen angerichtet werden. Ziel der Drogenpolitik und
entsprechender Maffnahmen ist es, die Strukturen fur die Bekdmpfung illegaler Drogen zu verstirken, das Angebot an,
den Handel mit und die Nachfrage nach illegalen Drogen zu verringern, die gesundheitlichen und sozialen Folgen des
Drogenmissbrauchs zu bewiltigen, die Erholung von der Drogensucht zu unterstiitzen und die Zusammenarbeit bei der
wirksamen Bekdmpfung der Abzweigung chemischer Ausgangsstoffe, die bei der illegalen Herstellung von Suchtstoffen
und psychotropen Substanzen verwendet werden, fortzusetzen.

(2)  Die Vertragsparteien arbeiten zusammen, um unter anderem durch den Austausch von Informationen und
Erkenntnissen, durch Ausbildung oder durch den Austausch bewidhrter Methoden, einschlielich spezieller Ermittlungs-
techniken, transnationale kriminelle Netze, die am Drogenhandel beteiligt sind, zu zerschlagen. Besondere
Anstrengungen werden unternommen, um die Durchdringung der legalen Wirtschaft durch kriminelle Gruppen zu
verhindern.

(3)  Die Vertragsparteien arbeiten gegebenenfalls im Hinblick auf neue psychoaktive Substanzen zusammen, unter
anderem durch den Austausch von Informationen und Erkenntnissen.
Artikel 36
Bekimpfung der Cyberkriminalit:t
(1) Die Vertragsparteien intensivieren ihre Zusammenarbeit, um im Rahmen ihrer Zustindigkeiten Hightech-,
Computer- und elektronische Kriminalitdt und die Verbreitung illegaler Inhalte, einschlieflich terroristischer Inhalte, iiber

das Internet durch den Austausch von Informationen und praktischen Erfahrungen im Einklang mit ihren nationalen
Rechtsvorschriften und internationalen Menschenrechtsverpflichtungen zu verhindern und zu bekidmpfen.

(2)  Die Vertragsparteien tauschen Informationen in den Bereichen Ausbildung und Schulung von Ermittlern fiir
Computerdelikte, Untersuchung von Computerdelikten und digitale Kriminaltechnik aus.

(3)  Die Vertragsparteien fordern die Anwendung des Budapester Ubereinkommens iiber Computerkriminalitt als
weltweiter Norm bei der Bekimpfung der Cyberkriminalitit auf allen geeigneten Ebenen.
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Artikel 37
Bekimpfung der Geldwische und der Terrorismusfinanzierung

(1)  Die Vertragsparteien bekriftigen die Notwendigkeit, bei der Verhinderung des Missbrauchs ihrer Finanzsysteme
zum Waschen von Ertrigen aus Straftaten, einschlieSlich Drogenhandel und Korruption, zusammenzuarbeiten und die
Terrorismusfinanzierung zu bekdmpfen. Diese Zusammenarbeit erstreckt sich auf die Einziehung von Vermogenswerten
und Geldern, die aus Straftaten stammen.

(2)  Die Vertragsparteien tauschen im Rahmen ihrer jeweiligen Rechtsvorschriften zweckdienliche Informationen aus
und fithren geeignete Maffnahmen zur Bekdmpfung der Geldwische und der Terrorismusfinanzierung durch, die den
Standards der in diesem Bereich titigen internationalen Gremien wie der Arbeitsgruppe Bekdmpfung der Geldwische
und der Terrorismusfinanzierung (FATF) entsprechen.

Artikel 38
Migration und Asyl

(1)  Die Vertragsparteien kommen iiberein, ihren Dialog und ihre Zusammenarbeit in den Bereichen Migration, Asyl,
Partizipation und Diversitit zu intensivieren.

(2) Diese Zusammenarbeit kann auch den Austausch von Informationen iiber Handlungsansitze in Bezug auf
irregulire Einwanderung, Schleuserkriminalitit, Menschenhandel, Asyl, soziale und wirtschaftliche Teilhabe von
Migranten, Grenzmanagement, Visa, Biometrie und Dokumentensicherheit einschliefen.

(3)  Die Vertragsparteien kommen {iiberein, bei der Verhinderung und Bekidmpfung der irreguliren Einwanderung
zusammenzuarbeiten. Zu diesem Zweck

a) riickiibernimmt Australien seine Staatsangehorigen, die sich irreguldr im Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats aufhalten,
auf dessen Ersuchen und ohne unnotige Formalitdten, die zu itbermifigen Verzogerungen fithren,

b) riickitbernimmt jeder Mitgliedstaat seine Staatsangehorigen, die sich irreguldr im Hoheitsgebiet Australiens aufhalten,
auf dessen Ersuchen und ohne unnétige Formalititen, die zu ibermafigen Verzogerungen fithren, und

¢) versehen die Mitgliedstaaten und Australien ihre Staatsangehorigen mit fiir diese Zwecke geeigneten Ausweispapieren.

(4)  Auf Ersuchen einer Vertragspartei priifen die Vertragsparteien die Moglichkeit der Unterzeichnung eines Riickiiber-
nahmeabkommen zwischen Australien und der Europdischen Union. Dazu gehort auch die Priffung geeigneter
Vorkehrungen fiir die Riickiibernahme von Drittstaatsangehorigen und Staatenlosen.

Artikel 39
Konsularischer Schutz

(1)  Australien stimmt zu, dass die diplomatischen und konsularischen Behorden eines in Australien vertretenen
Mitgliedstaats im Namen anderer Mitgliedstaaten, die dort nicht iiber eine erreichbare stindige Vertretung verfiigen, in
Australien konsularischen Schutz (') ausiiben konnen.

(2)  Die Union und die Mitgliedstaaten stimmen zu, dass die diplomatischen und konsularischen Behorden Australiens
konsularischen Schutz im Namen eines Drittstaats ausitben konnen und dass Drittstaaten konsularischen Schutz im
Namen Australiens in der Union an Orten, an denen Australien oder der betreffende Drittstaat iiber keine erreichbare
stindige Vertretung verfiigt, ausiiben konnen.

(3) Die Absitze 1 und 2 ermoglichen den Verzicht auf alle Anforderungen im Hinblick auf Notifizierung und
Zustimmung, die anderenfalls anwendbar sein konnten.

(4) Die Vertragsparteien kommen {iiberein, einen Dialog iiber konsularische Angelegenheiten zwischen ihren
jeweiligen zustdndigen Behorden zu fordern.

(") Australien kann der Verwendung des Begriffs ,konsularischer Schutz* anstelle des Begriffes ,konsularische Aufgaben” in diesem Artikel
zustimmen, vorausgesetzt, dass der erstgenannte Begriff die Aufgaben gemifS Artikel 9 der Richtlinie (EU) 2015/637 des Rates vom
20. April 2015 iiber die Koordinierungs- und Kooperationsmaffnahmen zur Erleichterung des konsularischen Schutzes von Biirgern
nicht vertretener Mitgliedstaaten der Union in Drittlindern und zur Aufhebung des Beschlusses 95/553/EG abdeckt und dass diese
Aufgaben auch die Bereitstellung von Pissen und/oder Reisedokumenten in Notfillen umfassen.
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Artikel 40
Schutz personenbezogener Daten

(1)  Die Vertragsparteien kommen iiberein, zusammenzuarbeiten, um zu gewihrleisten, dass das Niveau des Schutzes
personenbezogener Daten mit den einschligigen internationalen Normen, darunter den Leitlinien der Organisation fiir
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD) fiir den Schutz des Personlichkeitsbereichs und den grenziiber-
schreitenden Verkehr personenbezogener Daten, im Einklang steht.

(2) Die Zusammenarbeit beim Schutz personenbezogener Daten kann unter anderem den Austausch von
Informationen und Fachwissen umfassen. Sie kann sich auch auf die Zusammenarbeit zwischen den zustindigen
Behorden der Vertragsparteien in Gremien wie der Arbeitsgruppe der OECD fiir Informationssicherheit und Privatsphire
oder dem Global Privacy Enforcement Network erstrecken.

TITEL VI

ZUSAMMENARBEIT IN DEN BEREICHEN FORSCHUNG, INNOVATION UND INFORMATIONSGESELLSCHAFT
Artikel 41
Wissenschaft, Forschung und Innovation

(1) Die Vertragsparteien kommen {iiberein, ihre Zusammenarbeit in den Bereichen Wissenschaft, Forschung und
Innovation unterstiitzend oder erginzend zum Abkommen iiber die wissenschaftlich-technische Zusammenarbeit
zwischen der Europdischen Gemeinschaft und Australien zu verstirken.

(2)  Durch die verstirkte Zusammenarbeit wird unter anderem Folgendes angestrebt:

a) Bewiltigung wichtiger gemeinsamer gesellschaftlicher Herausforderungen fiir Australien und die Union, wie sie vom
Gemeinsamen Kooperationsausschuss fiir Wissenschaft und Technik nach Artikel 5 des Abkommens tber die
wissenschaftlich-technische Zusammenarbeit zwischen der Européischen Gemeinschaft und Australien gepriift und
vereinbart werden,

b) Einbeziehung eines breiten Spektrums offentlicher und privatwirtschaftlicher Innovationsakteure, einschlieflich KMU,
mit dem Ziel, die Nutzung der Ergebnisse der kooperativen Forschung zum beiderseitigen kommerziellen und/oder
gesellschaftlichen Nutzen zu fordern,

) weitere Stirkung der Moglichkeiten fiir die Teilnahme von Forschern aus Australien und der Union an Forschungs-
und Innovationsprogrammen der jeweils anderen Vertragspartei, unter anderem durch:

i) umfassende Information iiber Programme und Teilnahmemaglichkeiten,
ii) rechtzeitige Information tiber neu entstehende strategische Prioritdten,

iii) Prifung der Moglichkeiten fiir die Nutzung und Stirkung von Kooperationsmechanismen wie Partnerschafts-
projekten (Twinning) und gemeinsamen und koordinierten Aufforderungen zur Einreichung von Vorschligen und

d) Pritfung der Moglichkeiten fiir eine Zusammenarbeit zwischen Australien und der Union bei der Initiierung regionaler
und internationaler Kooperationsvorhaben im Bereich Forschung und Innovationen und bei der Teilnahme daran.

(3) Die Vertragsparteien fordern im Einklang mit ihren jeweiligen Gesetzen und Vorschriften die Beteiligung des

privaten und des offentlichen Sektors sowie der Zivilgesellschaft in ihren jeweiligen Gebieten an Mafnahmen zur
Verbesserung der Zusammenarbeit.

(4) Die verstirkte Zusammenarbeit erstreckt sich auf alle Bereiche der zivilen Forschung und Innovation
einschlielich, jedoch nicht beschrinkt auf

a) Bewiltigung gesellschaftlicher Herausforderungen in Bereichen von gemeinsamem Interesse und Forderung von
Schliisseltechnologien, einschlieSlich der Weltraumforschung,

b) Forschungsinfrastrukturen (einschlieflich e-Infrastrukturen) und Austausch von Informationen iiber Fragen wie
Zugang, Management, Finanzierung und Priorisierung von Forschungsinfrastrukturen und

¢) Stirkung der Mobilitit von Forschern zwischen Australien und der Union.
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Artikel 42
Informationsgesellschaft

(1)  Die Vertragsparteien erkennen an, dass die Informations- und Kommunikationstechnologien ein wichtiger
Bestandteil des modernen Lebens und von entscheidender Bedeutung fiir die wirtschaftliche und soziale Entwicklung
sind, und vereinbaren einen Meinungsaustausch iiber ihre jeweilige Politik auf diesem Gebiet.

(2)  Die Zusammenarbeit in diesem Bereich kann sich unter anderem auf Folgendes konzentrieren:

a) Meinungsaustausch iiber die verschiedenen Aspekte der Informationsgesellschaft, insbesondere tiber die Politik im
Bereich der elektronischen Kommunikation und deren Regulierung, einschlieflich des Universaldiensts, der Erteilung
von Allgemein- und Einzelgenehmigungen, des Schutzes der Privatsphire und personenbezogener Daten,
elektronischer und offener Behordendienste, der Internetsicherheit sowie der Unabhingigkeit und Effizienz der
Regulierungsbehorden,

b) Verbund und Interoperabilitit der Forschungsnetze und der Computing- und wissenschaftlichen Dateninfrastrukturen
und -dienste, unter anderem auf regionaler Ebene,

¢) Normung, Zertifizierung und Verbreitung neuer Informations- und Telekommunikationstechnologien,

d) Fragen der Sicherheit, des Vertrauens und der Privatsphire im Zusammenhang mit Informations- und Kommunika-
tionstechnologien, einschlieflich der Forderung der Online-Sicherheit und der Bekdmpfung des Missbrauchs der
Informationstechnologie und aller Formen von elektronischen Medien, sowie Informationsaustausch und

€) Meinungsaustausch iiber Mafinahmen zur Losung der Frage der internationalen Roaminggebiihren, unter anderem als
nichttarifires Handelshemmnis.

TITEL VII

ZUSAMMENARBEIT IM BEREICH BILDUNG UND KULTUR
Artikel 43
Allgemeine und berufliche Bildung und Jugend

(1)  Die Vertragsparteien erkennen an, dass die allgemeine und berufliche Bildung einen wesentlichen Beitrag zur
Schaffung hochwertiger Arbeitsplatze und zur Forderung eines nachhaltigen Wachstums in einer wissensgestiitzten
Wirtschaft leistet und dass sie ein gemeinsames Interesse an einer Zusammenarbeit im Bereich der allgemeinen und
beruflichen Bildung und in damit verbundenen Fragen der Jugendpolitik haben.

(2)  Im Einklang mit ihren beiderseitigen Interessen und den Zielen ihrer Bildungspolitik verpflichten sich die Vertrags-
parteien zur Fortsetzung des Dialogs iiber die allgemeine und berufliche Bildung zwischen der EU und Australien und
zur Unterstiitzung geeigneter Kooperationsmafinahmen in den Bereichen allgemeine und berufliche Bildung und Jugend.
Diese Zusammenarbeit betrifft simtliche Bildungssektoren und kann unter anderem in folgender Form erfolgen:

a) Mobilitdit von Einzelpersonen durch Forderung und Erleichterung des Austausches von Studierenden, Lehr- und
Verwaltungspersonal von Hochschuleinrichtungen, Lehrkriften und Jugendarbeitern,

b) gemeinsame Kooperationsprojekte von Bildungs- und Ausbildungseinrichtungen in der Union und Australien im
Hinblick auf die Forderung der Lehrplanentwicklung, gemeinsamer Studienprogramme und -abschliisse sowie der
Mobilitdt von Studierenden und Lehrpersonal,

¢) institutionelle Zusammenarbeit und Vernetzung sowie institutionelle Partnerschaften zur Forderung des Austauschs
von Erfahrungen und Know-how sowie wirksamer Verbindungen zwischen Bildung, Forschung und Innovation und

d) Unterstiitzung politischer Reformen durch Dialog, Studien, Konferenzen, Seminare, Arbeitsgruppen, Benchmarking
und den Austausch von Informationen und bewihrten Methoden, insbesondere im Hinblick auf den Bologna- und
den Kopenhagen-Prozess und die Transparenzinstrumente der Union.
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Artikel 44
Zusammenarbeit in den Bereichen Kultur, Audiovisuelles und Medien

(1)  Die Vertragsparteien kommen iiberein, eine engere Zusammenarbeit in der Kultur- und Kreativbranche zu fordern,
um unter anderem das gegenseitige Verstindnis und die Kenntnis der Kultur der jeweils anderen Vertragspartei zu
verbessern.

(2) Die Vertragsparteien sind bestrebt, geeignete Mafnahmen zu treffen, um unter Nutzung der verfiigbaren
Kooperationsinstrumente und -rahmen den kulturellen Austausch zu fordern und gemeinsame Initiativen in
verschiedenen Kulturbereichen zu unternehmen.

(3)  Die Vertragsparteien sind bestrebt, die Mobilitit von Kulturschaffenden und Kunstwerken zwischen Australien und
der Union und deren Mitgliedstaaten zu fordern.

(4) Die Vertragsparteien fordern den interkulturellen Dialog zwischen zivilgesellschaftlichen Organisationen und
Einzelpersonen aus den Vertragsparteien.

(5) Die Vertragsparteien kommen iiberein, insbesondere durch Politikdialog in den zustindigen internationalen
Gremien, zum Beispiel der Organisation der Vereinten Nationen fiir Erzichung, Wissenschaft und Kultur (UNESCO)
zusammenzuarbeiten, um gemeinsame Ziele zu verfolgen und unter anderem durch Umsetzung des UNESCO-
Ubereinkommens zum Schutz und zur Forderung der Vielfalt kultureller Ausdrucksformen die kulturelle Vielfalt zu
fordern.

(6)  Die Vertragsparteien fordern, unterstiitzen und erleichtern den Austausch, die Zusammenarbeit und den Dialog
zwischen Einrichtungen und Fachleuten in den Bereichen Audiovisuelles und Medien.

(7)  Die Vertragsparteien kommen tiberein, die kulturelle Zusammenarbeit im Rahmen des ASEM insbesondere durch
die Tatigkeit der Asien-Europa-Stiftung (ASEF) zu fordern.

TITEL VIII

ZUSAMMENARBEIT IN DEN BEREICHEN NACHHALTIGE ENTWICKLUNG, ENERGIE UND VERKEHR
Artikel 45
Umwelt und natiirliche Ressourcen

(1)  Die Vertragsparteien sind sich iiber die Notwendigkeit einig, die natiirlichen Ressourcen und die biologische
Vielfalt als Grundlage fur die Entwicklung der heutigen und kiinftiger Generationen zu schiitzen, zu erhalten und
nachhaltig zu bewirtschaften.

(2)  Die Vertragsparteien intensivieren ihre Zusammenarbeit zum Schutz der Umwelt und zur Beriicksichtigung
umweltpolitischer Belange in allen Bereichen der Zusammenarbeit, auch in einem internationalen und regionalen
Kontext, insbesondere im Hinblick auf

a) Fihrung eines Umweltdialogs auf hoher Ebene,

b) Beteiligung an und Umsetzung von multilateralen Umweltiibereinkommen und gegebenenfalls Forderung von
Gemeinsamkeiten zwischen den Vertragsparteien in Umweltfragen, einschlieflich des Engagements in multilateralen
Foren,

¢) Forderung des Zugangs zu und der nachhaltigen Nutzung von genetischen Ressourcen im Einklang mit den
nationalen Rechtsvorschriften und den in diesem Bereich geltenden internationalen Vertrdgen, die die Vertragsparteien
ratifiziert haben beziehungsweise denen die Vertragsparteien beigetreten sind, und

d) Forderung eines Austauschs von Informationen, Fachwissen und umweltschonenden Verfahren in Bereichen wie
i) Um- und Durchsetzung von Umweltgesetzen und -vorschriften,
ii) Ressourceneffizienz, nachhaltiger Verbrauch und nachhaltige Produktion,
iii) Erhaltung und nachhaltige Nutzung der biologischen Vielfalt,
iv) Chemikalienmanagement und Abfallbewirtschaftung,
v) Wasserpolitik und

vi) Erhaltung der Kiisten- und Meeresumwelt sowie Bekdmpfung der Verschmutzung und der Degradation.
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Artikel 46
Klimawandel

(I)  Die Vertragsparteien erkennen an, dass der Klimawandel eine globale Bedrohung darstellt und dass alle Lander
Mafinahmen zur Verringerung der Emissionen treffen miissen, um die Treibhausgaskonzentrationen in der Atmosphire
auf einem Niveau zu stabilisieren, auf dem eine gefihrliche anthropogene Stérung des Klimasystems verhindert wird.
Im Rahmen ihrer jeweiligen Zustindigkeiten bauen die Vertragsparteien unbeschadet der Gespriche in anderen Foren,
zum Beispiel im Zusammenhang mit dem VN-Rahmeniibereinkommen iiber Klimadnderungen (UNFCCC), die
Zusammenarbeit in diesem Bereich aus. Mit dieser Zusammenarbeit werden unter anderem folgende Ziele verfolgt:

a) Bekimpfung des Klimawandels mit dem iibergeordneten Ziel einer Stabilisierung der Konzentration von
Treibhausgasen in der Atmosphire unter Beriicksichtigung der neuesten wissenschaftlichen Erkenntnisse und der
Notwendigkeit eines Ubergangs zu einer emissionsarmen Wirtschaft bei gleichzeitiger fortgesetzter Forderung eines
nachhaltigen Wirtschaftswachstums durch auf die nationalen Gegebenheiten zugeschnittene Klimaschutz- und
Anpassungsmafinahmen,

g

Austausch von Fachwissen und Informationen tiber die Gestaltung, Umsetzung und Weiterentwicklung ihrer
jeweiligen internen Klimaschutzstrategien und -ansitze, gegebenenfalls einschlieflich marktgestiitzter Mechanismen,

¢) Austausch von Fachwissen und Informationen iiber Ooffentliche und private Finanzierungsinstrumente fiir
Klimaschutzmafinahmen,

d) Forschungszusammenarbeit auf dem Gebiet der emissionsarmen Technologien und bei der Entwicklung, der
Verbreitung, dem Einsatz und dem Transfer dieser Technologien, um die Treibhausgasemissionen zu senken, sowie
Forderung der effizienten Ressourcennutzung bei Aufrechterhaltung des Wirtschaftswachstums,

e) gegebenenfalls Austausch von Erfahrungen, Fachwissen und bewihrten Methoden in Bezug auf die Uberwachung und
Analyse der Auswirkungen von Treibhausgasen sowie Entwicklung von Klimaschutz- und Anpassungsprogrammen
und Niedrigemissionsstrategien,

f) gegebenenfalls Unterstiitzung von Klimaschutz- und Anpassungsmaffinahmen der Entwicklungslinder und

g) Zusammenarbeit bei der Erreichung eines robusten, rechtsverbindlichen und fur alle Linder geltenden internationalen
Klimaabkommens.

(2)  Zu diesem Zweck kommen die Vertragsparteien iberein, einen regelmifigen Dialog und eine regelmifige
Zusammenarbeit auf politischer, strategischer und technischer Ebene sowohl bilateral als auch in den einschldgigen
plurilateralen und multilateralen Foren zu pflegen.

Artikel 47
Katastrophenschutz

Die Vertragsparteien erkennen die Notwendigkeit an, die Auswirkungen von Naturkatastrophen und von Menschen
verursachten Katastrophen auf ein Mindestmafl zu begrenzen. Die Vertragsparteien bekriftigen ihr gemeinsames
Engagement fur die Férderung von Mafinahmen zur Katastrophenvorbeugung, zur Milderung der Auswirkungen von
Katastrophen, zur Vorbereitung auf den Katastrophenfall und zur Katastrophenbewiltigung als Beitrag zur Stirkung der
Resilienz von Gesellschaften und Infrastrukturen sowie fur die Zusammenarbeit auf bilateraler und multilateraler
politischer Ebene bei der Verwirklichung dieser Ziele.

Artikel 48
Energie

Die Vertragsparteien erkennen die Bedeutung des Energiesektors und die Rolle eines gut funktionierenden Energiemarkts
bei der Forderung von nachhaltiger Entwicklung und Wirtschaftswachstum an, tragen zur Verwirklichung der
international vereinbarten Entwicklungsziele bei, arbeiten bei der Bewiltigung globaler Herausforderungen in den
Bereichen Umwelt und Klima zusammen und sind bestrebt, im Rahmen ihrer jeweiligen Zustindigkeiten die
Zusammenarbeit in diesem Berecih mit folgenden Zielen zu verstirken:

a) Entwicklung von Strategien zur Erh6hung der Energiesicherheit,
b) Forderung des weltweiten Handels und der weltweiten Investitionen im Energiebereich,
) Verbesserung der Wettbewerbsfihigkeit,

d) Verbesserung des Funktionierens der globalen Energiemarkte,
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€) Austausch von Informationen und Erfahrungen im Rahmen der bestehenden multilateralen Energieforen,

f) Forderung der Entwicklung und Nutzung sauberer, diversifizierter, kosteneffizienter und nachhaltiger Energietech-
nologien, unter anderem erneuerbare und emissionsarme Energietechnologien,

g) Forderung einer rationellen Energienutzung durch angebots- und nachfrageseitige Maflnahmen zur Forderung der
Energieeffizienz bei der Energieerzeugung, -transport, -verteilung und -endverbrauch und

h) Austausch bewihrter Methoden im Bereich der Energieexploration und -erzeugung.

Artikel 49
Verkehr

(1)  Die Vertragsparteien sind bestrebt, in allen relevanten Bereichen der Verkehrspolitik, einschlieflich der integrierten
Verkehrspolitik, zusammenzuarbeiten, um den Personen- und Giiterverkehr zu verbessern, die Sicherheit des See- und
Luftverkehrs und den Umweltschutz zu férdern und die Effizienz ihrer Verkehrssysteme zu steigern.

(2)  Durch die Zusammenarbeit der Vertragsparteien in diesem Bereich soll Folgendes gefordert werden:

a) Informationsaustausch iiber die Verkehrspolitik und -praxis der Vertragsparteien, einschlieflich der rechtzeitigen
Mitteilung geplanter Anderungen des Regelungsrahmens, die sich auf die Verkehrssektoren der Vertragsparteien
auswirken,

b) Stirkung der Beziehungen zwischen Australien und der Union im Bereich Luftverkehr, Verbesserung des
Marktzugangs und der Investitionsmoglichkeiten sowie Ausweitung und Vertiefung sowohl der Zusammenarbeit in
Regulierungsfragen in Bezug auf Flugsicherheit, Gefahrenabwehr und wirtschaftliche Regulierung der Luftverkehrs-
industrie mit dem Ziel der Anndherung der Rechtsvorschriften und der Beseitigung von Hindernissen fiir die
Geschiftstatigkeit als auch der Zusammenarbeit im Bereich Flugverkehrsmanagement,

¢) Dialog und Zusammenarbeit im Hinblick auf die Verwirklichung des ungehinderten Zugangs zum internationalen
Seeverkehrsmarkt und zum internationalen Seehandel auf der Grundlage fairen Wettbewerbs auf kommerzieller Basis,

d) Dialog und Zusammenarbeit im Hinblick auf umweltbezogene Verkehrsfragen,
e¢) Dialog und Zusammenarbeit im Hinblick auf die gegenseitige Anerkennung von Fithrerscheinen und

f) Zusammenarbeit im Rahmen internationaler Verkehrsgremien.

Artikel 50
Landwirtschaft und lindliche Entwicklung

(1)  Die Vertragsparteien kommen iiberein, die Zusammenarbeit im Bereich Landwirtschaft und landliche Entwicklung
zu fordern.

(2)  Zu den Bereichen, in denen Kooperationsmafnahmen in Erwigung gezogen werden konnen, zihlen unter
anderem die Agrarpolitik und die Politik zur Entwicklung des lindlichen Raums, geografische Angaben, Diversifizierung
und Umstrukturierung der Agrarsektoren sowie nachhaltige Landwirtschaft.

Artikel 51

Nachhaltige Forstwirtschaft

Die Vertragsparteien kommen iiberein, in Bezug auf eine nachhaltige Forstwirtschaft und damit verbundene Mafnahmen
und Vorschriften, einschlieBlich Malnahmen zur Bekdmpfung des illegalen Holzeinschlags und des damit verbundenen
Handels, sowie bei der Forderung einer verantwortungsvollen Politikgestaltung im Forstsektor ihre Zusammenarbeit auf
nationaler und internationaler Ebene zu fordern.
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Artikel 52
Maritime Angelegenheiten und Fischerei

(1)  Die Vertragsparteien intensivieren ihren Dialog und ihre Zusammenarbeit in Bezug auf Fragen von gemeinsamem
Interesse in den Bereichen Fischerei und maritime Angelegenheiten. Die Vertragsparteien sind bestrebt, die langfristige
Erhaltung und nachhaltige Bewirtschaftung der biologischen Ressourcen des Meeres zu fordern, im Rahmen regionaler
Fischereiorganisationen (RFO) und Regelungen sowie multilateraler Gremien wie der Erndhrungs- und Landwirtschafts-
organisation der Vereinten Nationen Informationen auszutauschen, Mafnahmen zur Verhinderung, Bekimpfung und
Unterbindung der illegalen, nicht gemeldeten und unregulierten Fischerei zu unterstiitzen, das Konzept des okosystem-
basierten Bewirtschaftung umzusetzen und die Forschung-szusammenarbeit im Bereich der nachhaltigen Meeresnutzung
und Fischereiwirtschaft zu férdern.

(2)  Die Vertragsparteien arbeiten mit den folgenden Zielen zusammen:

a) Forderung der Entwicklung, Umsetzung und Einhaltung wirksamer Mafnahmen zur langfristigen Erhaltung und
nachhaltigen Bewirtschaftung der Fischereiressourcen unter der Zustindigkeit der RFO oder Regelungen, deren
Vertragsparteien sie sind,

b) Sicherstellung der multilateralen Bewirtschaftung — innerhalb der jeweiligen RFO — von weit wandernden
Fischbestdnden in ihrem gesamten Lebensraum,

¢) Forderung eines integrierten Konzepts fir maritime Angelegenheiten auf internationaler Ebene und

d) Unterstiitzung — nach besten Kriften — des Beitritts zu regionalen Fischereiorganisationen in den Fillen, in denen
eine Vertragspartei Mitglied und die andere Vertragspartei kooperierende Nichtvertragspartei ist.

(3)  Die Vertragsparteien fithren einen regelmifiigen Dialog in Verbindung mit anderen Treffen auf der Ebene hoher
Beamter, um den Dialog und die Zusammenarbeit zu intensivieren und Informationen und Erfahrungen auf dem Gebiet
der Fischereipolitik und der maritimen Angelegenheiten auszutauschen.

Artikel 53
Beschiftigung und Soziales

(1)  Die Vertragsparteien kommen {iiberein, die Zusammenarbeit im Bereich Beschiftigung und Soziales auszubauen,
unter anderem im Zusammenhang mit der Globalisierung und dem demografischen Wandel. Es werden Anstrengungen
unternommen, um die Zusammenarbeit und den Informations- und Erfahrungsaustausch tiber Beschiftigung und
Arbeitsfragen zu fordern. Die Zusammenarbeit kann einen Austausch in folgenden Bereichen umfassen: Beschifti-
gungspolitik, regionaler und sozialer Zusammenhalt, soziale Integration, Systeme der sozialen Sicherheit, Arbeitsbe-
ziehungen, lebenslange Weiterentwicklung der beruflichen Fahigkeiten, Jugendbeschiftigung, Gesundheit und Sicherheit
am Arbeitsplatz, Gleichstellung und Nichtdiskriminierung, einschlieflich der Gleichstellung der Geschlechter, sowie
soziale Verantwortung von Unternehmen und menschenwiirdige Arbeit.

(2)  Die Vertragsparteien bekriftigen die Notwendigkeit zur Forderung der produktiven Vollbeschiftigung und der
menschenwiirdigen Arbeit als wesentlicher Faktoren fiir nachhaltige Entwicklung und Armutsminderung. In diesem
Zusammenhang erinnern die Vertragsparteien an die Erklirung der Internationalen Arbeitsorganisation (IAO) iber
soziale Gerechtigkeit fiir eine faire Globalisierung.

(3)  Die Vertragsparteien bekraftigen ihre Zusagen, die international anerkannten Arbeits- und Sozialstandards, wie sie
insbesondere in der IAO-Erklirung iiber grundlegende Prinzipien und Rechte bei der Arbeit niedergelegt sind,
einzuhalten, zu fordern und zu verwirklichen.

(4)  Die Zusammenarbeit kann unter anderem in Form einvernehmlich vereinbarter spezifischer Programme, Projekte
und Initiativen sowie eines Dialogs zu Themen von gemeinsamem Interesse auf bilateraler oder multilateraler Ebene
erfolgen.

Artikel 54

Gesundheit

Die Vertragsparteien kommen iiberein, ihre Zusammenarbeit und den Austausch von Informationen und Erfahrungen in
den Bereichen der Gesundheit und der wirksamen Regelung grenziibergreifender gesundheitlicher Fragen zu fordern.
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TITEL IX

INSTITUTIONELLER RAHMEN
Artikel 55
Andere Abkommen oder Vereinbarungen

(1)  Die Vertragsparteien konnen das vorliegende Abkommen durch den Abschluss spezifischer Abkommen oder
Vereinbarungen in Bereichen der Zusammenarbeit, die in seinen Geltungsbereich fallen, erginzen. Solche spezifischen
Abkommen sind Bestandteil der dem vorliegenden Abkommen unterliegenden bilateralen Gesamtbeziehungen.

(2)  Dieses Abkommen berithrt oder beeintrachtigt nicht die Auslegung, Geltung oder Anwendung anderer
Abkommen zwischen den Vertragsparteien. Insbesondere die Streitbeilegungsbestimmungen dieses Abkommens ersetzen
oder beriihren in keiner Weise die Streitbeilegungsbestimmungen anderer Abkommen zwischen den Vertragsparteien.

(3)  Die Vertragsparteien erkennen an, dass ein besonders dringender Fall im Sinne des Artikels 57 Absatz 7 auch als
Grund fiir die Aussetzung oder Kiindigung anderer Abkommen zwischen den Vertragsparteien dienen kann. Unter
solchen Umstidnden halten sich die Vertragsparteien zur Beilegung der Streitigkeit an die Streitbeilegungs-, Aussetzungs-
und Kiindigungsbestimmungen dieser anderen Abkommen.

Artikel 56
Gemischter Ausschuss

(1) Die Vertragsparteien setzen einen Gemischten Ausschuss ein, der sich aus Vertretern der Vertragsparteien
zusammensetzt.

(2) Im Gemischten Ausschuss werden Konsultationen abgehalten, um die Durchfithrung dieses Abkommens zu
erleichtern, seine allgemeinen Ziele zu fordern und die Gesamtkohidrenz der Beziehungen zwischen der EU und
Australien zu wahren.

(3)  Der Gemischte Ausschuss
a) fordert die wirksame Durchfithrung dieses Abkommens,

b) verfolgt die Entwicklung der umfassenden bilateralen Beziehungen, einschlieSlich der Abkommen, zwischen den
Vertragsparteien,

c) ersucht gegebenenfalls Ausschiisse oder andere Gremien, die mit anderen Abkommen zwischen den Vertragsparteien
eingesetzt wurden, um Informationen und priift von ihnen vorgelegte Berichte,

d) fithrt einen Meinungsaustausch durch und unterbreitet Vorschlige zu Fragen von gemeinsamem Interesse,
einschlieflich kiinftiger Manahmen und der fiir ihre Durchfithrung erforderlichen Mittel,

e) legt Priorititen und gegebenenfalls die ndchsten Schritte oder Mafnahmen in Bezug auf den Zweck dieses
Abkommen fest,

f) sucht nach geeigneten Methoden, Problemen vorzubeugen, die in den unter dieses Abkommen fallenden Bereichen
auftreten konnten,

g) bemiiht sich um Beilegung von Streitigkeiten iiber die Anwendung oder Auslegung dieses Abkommens nach
Artikel 57,

h) prift die von einer Vertragspartei nach Artikel 57 vorgelegten Informationen und
i) fasst gegebenenfalls Beschliisse zur Umsetzung bestimmter Aspekte dieses Abkommens.

(4)  Der Gemischte Ausschuss handelt einvernehmlich. Er gibt sich eine Geschiftsordnung. Er kann Unterausschiisse
und Arbeitsgruppen einsetzen, die sich mit besonderen Fragen befassen.

(5) Der Gemischte Ausschuss tritt in der Regel einmal jahrlich abwechselnd in der Union und in Australien
zusammen. Sondersitzungen des Gemischten Ausschusses werden auf Ersuchen einer der Vertragsparteien abgehalten.
Der Vorsitz im Gemischten Ausschuss wird gemeinsam von den beiden Vertragsparteien gefiihrt. Der Gemischte
Ausschuss tritt in der Regel auf der Ebene hoher Beamter zusammen, kann jedoch auch auf Ministerebene
zusammentreten. Er kann auch per Video- oder Telefonkonferenz titig werden und Informationen per E-Mail
austauschen.
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Artikel 57
Modalitiiten fiir die Durchfithrung des Abkommens und die Beilegung von Streitigkeiten

(1) Im Geiste der gegenseitigen Achtung und der Zusammenarbeit, der in diesem Abkommen zum Ausdruck kommt,
ergreifen die Vertragsparteien die allgemeinen oder besonderen Mafnahmen, die zur Erfiillung ihrer Verpflichtungen aus
dem Abkommen erforderlich sind.

(2)  Die Vertragsparteien kommen iiberein, auf Ersuchen einer Vertragspartei so rasch wie moglich Konsultationen
tiber Meinungsverschiedenheiten aufzunehmen, die bei der Durchfithrung dieses Abkommens auftreten. Bestehen
Meinungsverschiedenheiten iiber die Anwendung oder Auslegung dieses Abkommens, so kann eine Vertragspartei sie
dem Gemischten Ausschuss vorlegen. Zum Zwecke der ziigigen und giitlichen Beilegung von Meinungsverschiedenheit
legen die Vertragsparteien dem Gemischten Ausschuss simtliche Informationen vor, die zur griindlichen Priifung des
Sachverhaltes erforderlich sind.

(3) In einem besonders dringenden Fall befasst eine Vertragspartei den Gemischten Ausschuss mit der Angelegenheit
und legt samtliche zur griindlichen Priifung der Situation notwendigen Informationen vor, um eine ziigige und fiir beide
Vertragsparteien annehmbare Losung zu ermoglichen. Ist der Gemischte Ausschuss auf der Ebene hoher Beamter nicht
in der Lage, die Angelegenheit innerhalb von bis zu 15 Tagen nach Beginn der Konsultationen und spitestens innerhalb
von 30 Tagen nach Befassung des Gemischten Ausschusses zu regeln, so wird die Angelegenheit den Ministern zur
dringlichen Priifung wihrend eines weiteren Zeitraums von 15 Tagen vorgelegt.

(4)  Im unwahrscheinlichen und unerwarteten Fall, dass innerhalb von 15 Tagen nach Aufnahme der Konsultationen
auf Ministerebene und spitestens innerhalb von 45 Tagen nach Befassung des Gemischten Ausschusses keine fiir beide
Vertragsparteien annehmbare Losung gefunden wird, kann eine Vertragspartei beschlieen, geeignete Maflnahmen im
Hinblick auf dieses Abkommen, einschlieflich der Aussetzung oder Kiindigung des Abkommens, zu ergreifen. Die
Vertragsparteien erkennen an, dass ein besonders dringender Fall auch als Grund fiir die Ergreifung geeigneter
Mafinahmen auflerhalb dieses Abkommens im Einklang mit den Rechten und Pflichten der Vertragsparteien im Rahmen
anderer Abkommen zwischen den Vertragsparteien oder nach dem allgemeinen Vélkerrecht dienen kann. In der Union
wire fir den Aussetzungsbeschluss Einstimmigkeit erforderlich. In Australien wiirde der Aussetzungsbeschluss von der
Regierung in Ubereinstimmung mit den Rechts- und Verwaltungsvorschriften Australiens gefasst werden.

(5) Die Vertragsparteien kommen {iiberein, dass jeder Beschluss iiber geeignete Maffnahmen nach Absatz 4
hinreichend begriindet sein muss. Der Beschluss wird der anderen Vertragspartei unverziiglich schriftlich mitgeteilt. Die
Vertragsparteien kommen iiberein, dass solche Maffnahmen verhiltnismifig sein und mit Artikel 55 Absatz 2 sowie mit
den allgemeinen Grundsitzen des Volkerrechts im Einklang stehen miissen.

(6)  Wird eine Mafnahme nach Absatz 4 ergriffen, so wird sie aufgehoben, sobald die Griinde fiir ihre Ergreifung
beseitigt wurden. Die Vertragspartei, die Absatz 4 anwendet, iiberpriift laufend die Entwicklung der Situation, die der
Grund fiir den Beschluss war, und nimmt die Manahme zuriick, sobald dies angebracht ist.

(7) Die Vertragsparteien kommen {iiberein, dass fir die Zwecke der richtigen Auslegung und der praktischen
Anwendung dieses Abkommens der Begriff ,besonders dringender Fall“ einen besonders ernsten und schweren Verstofs
gegen die Verpflichtungen nach Artikel 2 Absatz 2 und Artikel 6 Absatz 2 durch eine der Vertragsparteien bedeutet, der
zu einer Situation fithrt, die eine sofortige Reaktion der anderen Vertragspartei erfordert. Die Vertragsparteien sind der
Auffassung, dass es sich bei einem besonders ernsten und schweren Verstoff gegen Artikel 2 Absatz 2 oder Artikel 6
Absatz 2 um einen Verstof§ ausgewohnlicher Art handeln miisste, der eine Bedrohung fiir den Frieden und die Sicherheit
in der Welt darstellt.

(8)  Sollte in einem Drittland eine Situation eintreten, die von der Schwere und Art her mit einem besonders
dringenden Fall als gleichwertig angesehen werden konnte, so bemiihen sich die Vertragsparteien, auf Ersuchen einer
Vertragspartei unverziiglich Konsultationen abzuhalten, um einen Meinungsaustausch iiber die Situation zu fithren und
mogliche Reaktionen zu priifen.

TITEL X

SCHLUSSBESTIMMUNGEN
Artikel 58
Begriffsbestimmungen

Fir die Zwecke dieses Abkommens bezeichnet der Ausdruck ,Vertragsparteien® die Union oder ihre Mitgliedstaaten
beziehungsweise die Union und ihre Mitgliedstaaten im Rahmen ihrer jeweiligen Zustindigkeiten einerseits und
Australien andererseits.
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Artikel 59
Finanzielle Zusammenarbeit

(1)  Bei der Durchfithrung von Hilfsprogrammen im Rahmen ihrer Politik der Entwicklungszusammenarbeit arbeiten
die Vertragsparteien zusammen, um Unregelmifigkeiten, Betrug, Korruption oder sonstige rechtswidrige Handlungen
zum Nachteil der finanziellen Interessen der Vertragsparteien zu verhindern und zu bekdmpfen.

(2)  Zu diesem Zweck tauschen die zustindigen Behorden der Union und Australiens Informationen, einschlieflich
personenbezogener Daten, im Einklang mit ihren jeweiligen Rechtsvorschriften aus und fithren auf Ersuchen einer
Vertragspartei Konsultationen.

(3) Das Europiische Amt fur Betrugsbekimpfung und die zustindigen australischen Behorden konnen eine
weiterreichende Zusammenarbeit im Bereich der Betrugsbekdmpfung, einschlielich operativer Regelungen, vereinbaren.

Artikel 60
Offenlegung von Informationen

(1) Die Vertragsparteien gewihrleisten einen angemessenen Schutz der im Rahmen dieses Abkommens
ausgetauschten Informationen im Einklang mit dem offentlichen Interesse am Zugang zu Informationen.

(2)  Dieses Abkommen ist nicht so auszulegen, als verpflichte es die Vertragsparteien, Informationen auszutauschen
oder Zugang zu ausgetauschten Informationen zu gewahren, deren Offenlegung

a) Folgendes beeintrichtigen:
i) die offentliche Sicherheit,
ii) nachrichtendienstliche, verteidigungspolitische oder militdrische Belange,
iii) die internationalen Beziehungen,
iv) die Finanz-, Wihrungs- oder Wirtschaftspolitik,
v) die Privatsphire oder
vi) legitime geschiftliche Interessen oder Angelegenheiten oder
b) in sonstiger Weise dem offentlichen Interesse zuwiderlaufen wiirde.
(3)  Werden Informationen der in diesem Artikel genannten Art ausgetauscht, so erfolgt die Freigabe oder Offenlegung

dieser Informationen durch die empfangende Vertragspartei nur mit Zustimmung der anderen Vertragspartei oder nur,
wenn es zur Erfullung rechtlicher Verpflichtungen notwendig ist.

(4) Die Bestimmungen dieses Abkommens bezwecken in keiner Weise eine Abweichung von den Rechten und
Verpflichtungen der Vertragsparteien im Rahmen bilateraler Abkommen oder Vereinbarungen betreffend
Verschlusssachen, die zwischen den Vertragsparteien ausgetauscht werden.

Artikel 61

Inkrafttreten, vorliufige Anwendung, Laufzeit und Kiindigung

(1)  Dieses Abkommen tritt dreif$ig Tage nach dem Tag in Kraft, an dem die Vertragsparteien einander den Abschluss
ihrer hierfiir erforderlichen rechtlichen Verfahren notifizieren.

(2)  Unbeschadet des Absatzes 1 konnen Australien und die Union einvernehmlich ausgewahlte Bestimmungen dieses
Abkommens bis zu dessen Inkrafttreten vorldufig anwenden. Diese vorldufige Anwendung beginnt dreifSig Tage nach
dem Tag, an dem Australien und die Union einander den Abschluss ihrer jeweiligen internen Verfahren notifizieren, die
zur vorldufigen Anwendung des Abkommen notwendig sind.
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(3)  Dieses Abkommen wird auf unbegrenzte Zeit geschlossen. Jede Vertragspartei kann dieses Abkommen durch
schriftliche Notifikation an die andere Vertragspartei kiindigen. Die Kiindigung wird sechs Monate nach der Notifikation
wirksam.

Artikel 62
Notifikationen

Die Notifikationen nach Artikel 61 werden an das Generalsekretariat des Rates der Europiischen Union oder an das
Ministerium fiir auswirtige Angelegenheiten und Handel Australiens, oder an ihre Nachfolgeorganisationen, gerichtet.

Artikel 63
Riumlicher Geltungsbereich

Dieses Abkommen gilt fiir die Gebiete, in denen der Vertrag tiber die Europiische Union und der Vertrag iiber die
Arbeitsweise der Europdischen Gemeinschaft angewendet werden, nach Mafigabe dieser Vertrige einerseits und fiir das
Hoheitsgebiet Australiens andererseits.

Artikel 64
Verbindliche Fassungen

Dieses Abkommen ist in zwei Urschriften in bulgarischer, dinischer, deutscher, englischer, estnischer, finnischer,
franzosischer, griechischer, italienischer, kroatischer, lettischer, litauischer, maltesischer, niederldndischer, polnischer,
portugiesischer, rumdénischer, schwedischer, slowakischer, slowenischer, spanischer, tschechischer und ungarischer
Sprache abgefasst, wobei jeder Wortlaut gleichermafSen verbindlich ist.

ChbCTaBeHO B MaHMIIa Ha CelIMM aBIyCT [IBe XVIAMM U CeeMHAIeceTa TOIMHA.

Hecho en Manila el siete de agosto de dos mil diecisiete.

V Manile dne sedmého srpna roku dva tisice sedmnact.

Udfeerdiget i Manilla den syvende august to tusind og sytten.

Geschehen zu Manila am siebten August zweitausendsiebzehn.

Kahe tuhande seitsmeteistkiimnenda aasta augustikuu seitsmendal pdeval Manilas.
Eywe ot Mavika, otig entd Auyovotou dvo xhiadeg dekaemtd.

Done at Manila on the seventh day of August in the year two thousand and seventeen.
Fait & Manille, le sept aott deux mille dix-sept.

Sastavljeno u Manili sedmog dana kolovoza dvije tisuce sedamnaeste godine.
Fatto a Manila, addi sette agosto duemiladiciassette.

Manila, divi tiikstosi septinpadsmita gada septitaja augusta.

Priimta du tikstanciai septyniolikty mety rugpjicio septinta diena Maniloje.

Kelt Manildban, a kétezer-tizenhetedik év augusztus havanak hetedik napjan.
Maghmul fManila fis-seba’ jum ta’ Awwissu fis-sena elfejn u sbatax.

Gedaan te Manilla, zeven augustus tweeduizend zeventien.

Sporzadzono w Manili dnia siddmego sierpnia roku dwa tysiace siedemnastego.
Feito em Manila, em sete de agosto de dois mil e dezassete.

Intocmit la Manila la sapte august doud mii saptesprezece.

V Manile sedemnésteho augusta dvetisic sedemndst.

V Manili, dne sedmega avgusta leta dva tiso¢ sedemnajst.

Tehty Manilassa seitsemantend pdivind elokuuta vuonna kaksituhattaseitsemantoista.

Som skedde i Manila den sjunde augusti ar tjugohundrasjutton.
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Voor het Koninkrijk Belgié
Pour le Royaume de Belgique

Fiir das Konigreich Belgien

Deze handtekening verbindt eveneens de Vlaamse Gemeenschap, de Franse Gemeenschap, de Duitstalige Gemeenschap,
het Vlaamse Gewest, het Waalse Gewest en het Brussels Hoofdstedelijk Gewest.

Cette signature engage également la Communauté francaise, la Communauté flamande, la Communauté germanophone,
la Région wallonne, la Région flamande et la Région de Bruxelles-Capitale.

Diese Unterschrift bindet zugleich die Deutschsprachige Gemeinschaft, die Flimische Gemeinschaft, die Franzosische
Gemeinschaft, die Wallonische Region, die Flimische Region und die Region Briissel-Hauptstadt.

3a Perybnuka Boirapus

Za Ceskou republiku

T

For Kongeriget Danmark

Fiir die Bundesrepublik Deutschland

L /W/W/Mz/
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Eesti Vabariigi nimel
%/ %

Thar cheann Na hEireann

For Ireland

AN

Ta v EAAnvikry Anpokpatia

Por el Reino de Esparia

1

Pour la République francaise

NN

Za Republiku Hrvatsku

ok

Per la Repubblica italiana

7%
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T'a v Kunpiakn Anpokpatia

Q

Latvijas Republikas varda —

Lietuvos Respublikos vardu

\

Pour la Grand-Duché de Luxembourg

Magyarorszdg részérdl

Ghar-Repubblika ta’ Malta

=AY WA

Voor het Koninkrijk der Nederlanden

—
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Fiir die Republik Osterreich

Oﬁ@%%

W imieniu Rzeczypospolitej Polskiej

/
ey j7/9~

Pela Republica Portuguesa

AUMo” B/Cd'a'

Pentru Romania
O ota Kt

Za Republiko Slovenijo

Za Slovenskd republiku

e

Suomen tasavallan puolesta
For Republiken Finland
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For Konungariket Sverige

For the United Kingdom of Great Britain and Northern Ireland

-

3a Eppomneiickust cbio3

Por la Unién Europea

Za Evropskou unii

For Den Europziske Union

Fiir die Europdische Union

Euroopa Liidu nimel

Ta v Evpomnaikn Eveon

For the European Union

Pour 'Union européenne

Za Europsku uniju .
Per I'Unione europea
Eiropas Savienibas varda —
Europos Sgjungos vardu
Az Eur6pai Uni6 részérél
Ghall-Unjoni Ewropea
Voor de Europese Unie

W imieniu Unii Europejskiej
Pela Unido Europeia
Pentru Uniunea Europeand
Za Eurdpsku tniu

Za Evropsko unijo
Euroopan unionin puolesta

For Europeiska unionen

For Australia

@2%%5@9
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Mitteilung der Europiischen Union an den Gemischten Sektorausschuss nach Artikel 7 des

Sektoralen Anhangs iiber Gute Herstellungspraxis (GMP) fiir Arzneimittel des Abkommens

zwischen der Europidischen Gemeinschaft und den Vereinigten Staaten von Amerika iiber die
gegenseitige Anerkennung

DIE EUROPAISCHE UNION —

gestiitzt auf das im Jahr 1998 unterzeichnete Abkommen zwischen der Europiischen Gemeinschaft und den Vereinigten
Staaten von Amerika iiber die gegenseitige Anerkennung (im Folgenden ,Abkommen®), insbesondere auf Artikel 7 des
Sektoralen Anhangs iiber Gute Herstellungspraxis fir Arzneimittel (im Folgenden ,GMP-Anhang“) in der gednderten
Fassung vom 1. Mérz 2017 —

TEILT DEM GEMISCHTEN SEKTORAUSSCHUSS FOLGENDES MIT:

Die Europidische Union hat festgestellt, dass die Food and Drug Administration der Vereinigten Staaten von Amerika fiir
die von Artikel 4 und Anlage 3 zum GMP-Anhang erfassten Produkte iiber die Kompetenz, Kapazitit und Verfahren
verfiigt, um GMP-Inspektionen durchzufithren, die denen der EU gleichwertig sind, und die Konformitét mit der Guten
Herstellungspraxis durchzusetzen, und daher in die Liste der anerkannten Behorden des GMP-Anhangs aufgenommen
wird.

Diese Feststellung gilt unbeschadet kiinftiger Beschliisse des Gemischten Sektorausschusses im Hinblick auf die
Einbeziehung von Humanimpfstoffen, Plasmaderivaten, Priifpriparaten und veterindrmedizinischen Produkten in den
operationellen Geltungsbereich des GMP-Anhangs.

Diese Mitteilung tritt am Tag ihrer Veréffentlichung im Amtsblatt der Europdischen Union in Kraft.

Unterzeichnet in Briissel am 11. August 2017.

Fiir die Europdische Union
Vytenis ANDRIUKAITIS
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VERORDNUNGEN

VERORDNUNG (EU) 2017/1547 DES RATES
vom 14. September 2017

zur Anderung der Verordnung (EU) Nr. 269/2014 iiber restriktive MaRnahmen angesichts von
Handlungen, die die territoriale Unversehrtheit, Souverinitit und Unabhingigkeit der Ukraine
untergraben oder bedrohen

DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION —
gestiitzt auf den Vertrag tiber die Arbeitsweise der Européischen Union, insbesondere auf Artikel 215,

gestiitzt auf den Beschluss 2014/145/GASP des Rates vom 17. Mirz 2014 iiber restriktive Malnahmen angesichts von
Handlungen, die die territoriale Unversehrtheit, Souverdnitit und Unabhingigkeit der Ukraine untergraben oder
bedrohen ('),

auf gemeinsamen Vorschlag der Hohen Vertreterin der Union fiir Aufen- und Sicherheitspolitik und der Europaischen
Kommission,

in Erwigung nachstehender Griinde:

(1)  Mit der Verordnung (EU) Nr. 269/2014 des Rates (*) werden die Mafinahmen umgesetzt, die im Beschluss
2014/145/GASP vorgesehen sind.

(2)  Am 14. September 2017 nahm der Rat die Durchfithrungsverordnung (EU) 2017/1549 () zur Durchfithrung der
Verordnung (EU) Nr. 269/2014 an, mit dem ,Sechandelshifen Krim“ in die Liste der benannten Personen und
Einrichtungen aufgenommen wurde.

(3)  Am 14. September 2017 nahm der Rat den Beschluss (GASP) 2017/1561 (*) zur Anderung des Beschlusses
2014/145/GASPzwecks Aufnahme einer Ausnahmeregelung fiir Zahlungen an ,Seehandelshifen Krim“ fir
Dienstleistungen, die an den Hifen ,Fischereihafen Kerch®, ,Handelshafen Yalta“ und ,Handelshafen Evpatoria“
bzw. durch ,Gosgidrografiya“ und die Hafenterminal-Zweigstellen der ,Sechandelshifen Krim“ erbracht werden,
an.

(4)  Fir die Umsetzung der Durchfithrungsverordnung (EU) 2017/1549 und des Beschlusses (GASP) 2017/1561 ist
eine Regelung auf Unionsebene erforderlich, insbesondere um ihre einheitliche Anwendung durch die Wirtschafts-
beteiligten in allen Mitgliedstaaten zu gewihrleisten.

(5)  Die Verordnung (EU) Nr. 269/2014 sollte daher entsprechend geidndert werden —
HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Verordnung (EU) Nr. 269/2014 wird wie folgt gedndert:
1. Folgender Artikel wird eingefiigt:
,Artikel 6a

Abweichend von Artikel 2 Absatz 2 konnen die zustindigen Behorden der Mitgliedstaaten Zahlungen an
,Seehandelshifen Krim“ fiir Dienstleistungen, die an den Hifen ,Fischereihafen Kerch®, ,Handelshafen Yalta“ und
,Handelshafen Evpatoria“ bzw. durch ,Gosgidrografiya“ und die Hafenterminal- Zweigstellen der ,Sechandelshifen
Krim“ erbracht werden, genehmigen.”

(") ABL.L78vom 17.3.2014,S.16.

(*) Verordnung (EU) Nr. 269/2014 des Rates vom 17. Mirz 2014 iiber restriktive Mafinahmen angesichts von Handlungen, die die
territoriale Unversehrtheit, Souverénitit und Unabhingigkeit der Ukraine untergraben oder bedrohen (ABL L 78 vom 17.3.2014, S. 6).

(*) Durchfithrungsverordnung (EU) 2017/1549 des Rates vom 14. September 2017 zur Durchfithrung der Verordnung (EU) Nr. 269/2014
tiber restriktive Malnahmen angesichts von Handlungen, die die territoriale Unversehrtheit, Souveranitit und Unabhingigkeit der
Ukraine untergraben oder bedrohen (siche Seite 44 dieses Amtsblatts).

(*) Beschluss (GASP) 2017/1561 des Rates vom 14. September 2017 zur Anderung des Beschlusses 2014/145/GASP iiber restriktive
Mafinahmen angesichts von Handlungen, die die territoriale Unversehrtheit, Souveranitit und Unabhéngigkeit der Ukraine untergraben
oder bedrohen (siehe Seite 72 dieses Amtsblatts).
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2. Artikel 12 Absatz 1 Buchstabe a erhilt folgende Fassung:
,a) nach Artikel 2 eingefrorene Gelder und nach den Artikeln 4, 5, 6 und 6a erteilte Genehmigungen,*
Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veroffentlichung im Amtsblatt der Europdischen Union in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Geschehen zu Briissel am 14. September 2017.

Im Namen des Rates
Der Préisident
A. ANVELT
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VERORDNUNG (EU) 2017/1548 DES RATES
vom 14. September 2017

zur Anderung der Verordnung (EU) 2017/1509 iiber restriktive MaRnahmen gegen die
Demokratische Volksrepublik Korea

DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION —
gestiitzt auf den Vertrag iiber die Arbeitsweise der Europiischen Union, insbesondere auf Artikel 215,

gestiitzt auf den Beschluss (GASP) 2016/849 des Rates vom 27. Mai 2016 iiber restriktive Mafinahmen gegen die
Demokratische Volksrepublik Korea und zur Authebung des Beschlusses 2013/183/GASP ('),

auf gemeinsamen Vorschlag der Hohen Vertreterin der Union fiir Aufen- und Sicherheitspolitik und der Europaischen
Kommission,

in Erwdgung nachstehender Griinde:

(1)  Mit der Verordnung (EU) 2017/1509 des Rates () werden die im Beschluss (GASP) 2016/849 vorgesehenen
Mafinahmen umgesetzt.

(2)  Am 5. August 2017 verabschiedete der Sicherheitsrat der Vereinten Nationen (im Folgenden ,VN-Sicherheitsrat®)
die Resolution 2371 (2017), in der er grofite Besorgnis iiber die von der Demokratischen Volksrepublik Korea
(DVRK) am 3. und 28. Juli 2017 durchgefithrten Tests ballistischer Raketen zum Ausdruck brachte. Der
VN-Sicherheitsrat bekriftigte, dass die Verbreitung nuklearer, chemischer und biologischer Waffen eine Bedrohung
des Weltfriedens und der internationalen Sicherheit darstellt, und verhingte neue Mafinahmen gegen die DVRK.
Jene Mafinahmen dienen der weiteren Verschirfung der restriktiven Maflnahmen, die der VN-Sicherheitsrat mit
den Resolutionen 1718 (2006), 1874 (2009), 2087 (2013), 2094 (2013), 2270 (2016), 2321 (2016) und
2356 (2017) verhingt hat. Unter anderem verhingte der VN-Sicherheitsrat neue Verbote in Bezug auf die
Ausfuhr von Fisch und Meeresfriichten sowie Blei und Bleierz aus der DVRK und verschirfte die bestehenden
Maflnahmen im Hinblick auf den Transport, den Handel mit Kohle und Eisen und die Schaffung von
Gemeinschaftsunternehmen mit Personen der DVRK.

(3)  Mit dem Beschluss (GASP) 2017/1562 (*) des Rates wurde der Beschluss (GASP) 2016/849 gedndert, um die mit
der Resolution 2371 (2017) verhdngten neuen Malnahmen umzusetzen.

(4)  Diese Mafnahmen fallen in den Geltungsbereich des Vertrags, und daher sind insbesondere zur Gewahrleistung
ihrer einheitlichen Anwendung durch die Wirtschaftsbeteiligten in allen Mitgliedstaaten, Rechtsvorschriften auf
Unionsebene erforderlich.

(5)  Die Verordnung (EU) 2017/1509 sollte daher entsprechend gedndert werden —
HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Verordnung (EU) 2017/1509 wird wie folgt gedndert:
1. In Artikel 3 Absatz 2 werden nach Unterabsatz 5 folgende Unterabsitze eingefiigt:

JIn Anhang II Teil VI sind mit Massenvernichtungswaffen zusammenhingende Artikel, Materialien, Ausriistungen,
Giiter und Technologien aufgefithrt, die in Ziffer 4 der Resolution 2371 (2017) des VN-Sicherheitsrats benannt
wurden.

In Anhang II Teil VII sind mit Massenvernichtungswaffen zusammenhingende Artikel, Materialien, Ausriistungen,
Giiter und Technologien aufgefiihrt, die in Ziffer 5 der Resolution 2371 (2017) des VN-Sicherheitsrats benannt
wurden.”

() ABLL141vom 28.5.2016,S. 79.

() Verordnung (EU) 2017/1509 des Rates vom 30. August 2017 iiber restriktive Mafinahmen gegen die Demokratische Volksrepublik
Korea und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 329/2007 (ABL L 224 vom 31.8.2017, S. 1).

(*) Beschluss (GASP) 2017/1562 des Rates vom 14. September 2017 zur Anderung des Beschlusses (GASP) 2016/849 iiber restriktive
Mafinahmen gegen die Demokratische Volksrepublik Korea (siehe Seite 86 dieses Amtsblatts).
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2. Artikel 4 Absatz 2 erhilt folgende Fassung:

,2.  Abweichend von Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe e konnen die zustindigen Behorden der Mitgliedstaaten
Folgendes genehmigen: die Einfuhr, den Erwerb oder die Weitergabe von Kohle, sofern die zustindigen Behérden
der Mitgliedstaaten anhand glaubwiirdiger Informationen festgestellt haben, dass die Ladung ihren Ursprung
auflerhalb der DVRK hat und ausschlieBlich zur Ausfuhr vom Hafen von Rajin (Rason) durch die DVRK befordert
wurde, und sofern der ausfithrende Staat den Sanktionsausschuss vorab iiber diese Transaktionen unterrichtet hat
und diese Transaktionen nicht mit der Erzielung von Einnahmen fir die Nuklearprogramme oder die Programme
fir ballistische Flugkorper der DVRK oder andere nach den Resolutionen 1718 (2006), 1874 (2009), 2087 (2013),
2094 (2013), 2270 (2016), 2321 (2016), 2356 (2017) oder 2371 (2017) des VN-Sicherheitsrats oder nach dieser
Verordnung verbotene Aktivititen in Verbindung stehen.”

3. Die folgenden Artikel werden eingefiigt:
LArtikel 16a

Es ist untersagt, Fisch und Meeresfriichte, einschlieSlich Krebstieren, Weichtieren und anderen wirbellosen
Wassertieren gemaf$ der Liste in Anhang Xla unmittelbar oder mittelbar aus der DVRK einzufithren, zu erwerben
oder weiterzugeben, unabhingig davon, ob sie ihren Ursprung in der DVRK haben oder nicht.

Artikel 16b

Es ist untersagt, Blei und Bleierz gemidfl der Liste in Anhang XIb unmittelbar oder mittelbar aus der DVRK
einzufithren, zu erwerben oder weiterzugeben, unabhingig davon, ob sie ihren Ursprung in der DVRK haben oder
nicht.”

4. Artikel 17 Absatz 2 Buchstabe a erhilt folgende Fassung:

,a) mit den in Absatz 1 genannten natiirlichen oder juristischen Personen, Organisationen oder Einrichtungen ein
Gemeinschaftsunternehmen oder eine Kooperativeinrichtung zu griinden oder eine Beteiligung an den
Genannten zu erwerben oder auszuweiten, einschlieflich des vollstindigen Erwerbs oder des Erwerbs von
Anteilen und anderen Wertpapieren mit Beteiligungscharakter,”

5. Folgender Artikel wird eingefiigt:
LArtikel 17a
Abweichend von dem Verbot nach Artikel 17 Absatz 2 Buchstabe a konnen die zustindigen Behorden der

Mitgliedstaaten dort genannte Aktivititen genehmigen, sofern der betreffende Mitgliedstaat im Einzelfall vorab die
Genehmigung des Sanktionsausschusses erhalten hat.”

6. Artikel 21 Absatz 1 erhilt folgende Fassung:

,1.  Geldtransfers, einschlieflich Clearing, in die und aus der DVRK sind untersagt.”

7. Artikel 23 Absatz 1 Satz 1 erhalt folgende Fassung:

,1.  Kredit- und Finanzinstitute gehen im Rahmen ihrer Tatigkeiten, einschlieSlich Clearing, mit den in Artikel 21
Absatz 2 genannten Kredit- und Finanzinstituten wie folgt vor:*

8. In Artikel 40 erhilt Absatz 2 folgende Fassung:

,2.  Abweichend von dem Verbot nach Artikel 39 Absatz 1, wenn dies ein Schiff betrifft, das unter Buchstabe f
fallt, kénnen die zustindigen Behorden der Mitgliedstaaten genehmigen, dass jenes Schiff in einen Hafen einlduft,
wenn der Sanktionsausschuss eine solche Anweisung erteilt hat.

3. Abweichend von dem Verbot nach Artikel 39 Absatz 1, wenn dies ein Schiff betrifft, das unter Buchstabe g
fallt, konnen die zustindigen Behorden der Mitgliedstaaten genehmigen, dass jenes Schiff in einen Hafen einlduft,
wenn der Sanktionsausschuss vorab festgestellt hat, dass dies fir humanitire Zwecke oder fiir andere mit den Zielen
der Resolutionen 1718 (2006), 1874 (2009), 2087 (2013), 2094 (2013), 2270 (2016), 2321 (2016), 2356 (2017)
oder 2371 (2017) des VN-Sicherheitsrats im Einklang stehende Zwecke erforderlich ist.”

9. Artikel 43 Buchstabe c erhilt folgende Fassung:

,¢) Eigner von die Flagge der DVRK fithrenden Schiffen zu sein, solche Schiffe zu leasen, zu betreiben, zu chartern
oder zu versichern oder Klassifizierungsdienste oder damit verbundene Dienste fiir sie zu erbringen®.
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10. Artikel 44 Absatz 2 erhilt folgende Fassung:

,2.  Abweichend von den Verboten nach Artikel 43 Buchstaben b und ¢ konnen die zustindigen Behorden der
Mitgliedstaaten eine Genehmigung dafiir erteilen, Eigner eines die Flagge der DVRK fithrenden Schiffes zu sein, ein
solches Schiff zu leasen, zu betreiben, zu chartern oder dafiir Klassifizierungsdienste oder damit verbundene Dienste
zu erbringen, oder Schiffe, deren Eigner oder Betreiber die DVRK oder Staatsangehorige der DVRK sind oder die von
der DVRK oder Staatsangehorigen der DVRK kontrolliert werden, zu registrieren oder die Registrierung aufrecht-
zuerhalten, sofern der Sanktionsausschuss dem betreffenden Mitgliedstaat im Einzelfall vorab eine Genehmigung
erteilt hat.

11. In Artikel 46 Buchstabe b werden die Worter ,,Anhang II Teile II, III, IV und V und die Anhdnge VI, VIJ, IX, X und
XI“ durch die Worter ,Anhang II Teile II, II[, IV, V, VI und VII und die Anhidnge VI, VIJ, IX, X, XI, XIa und XIb“
ersetzt.

12. Der Wortlaut in Anhang I der vorliegenden Verordnung wird in der Verordnung (EU) 2017/1509 als Anhang II
Teile VI und VII angefiigt.

13. Der Wortlaut in den Anhingen II und III der vorliegenden Verordnung wird in der Verordnung (EU) 2017/1509 als
Anhinge Xla bzw. XIb angefiigt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veroffentlichung im Amtsblatt der Europdischen Union in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Geschehen zu Briissel am 14. September 2017.

Im Namen des Rates
Der Président
A. ANVELT



L 23742 Amtsblatt der Europdischen Union 15.9.2017

ANHANG I

LTEIL VI

Mit Massenvernichtungswaffen zusammenhingende Artikel, Materialien, Ausriistungen, Giiter und Technologien, die
gemdl Ziffer 4 der Resolution 2371 (2017) des VN-Sicherheitsrats ermittelt und benannt wurden.

TEIL VII

Mit Massenvernichtungswaffen zusammenhingende Artikel, Materialien, Ausriistungen, Giiter und Technologien, die
gemifl Ziffer 5 der Resolution 2371 (2017) des VN-Sicherheitsrats ermittelt und benannt wurden.”

ANHANG 11
+ANHANG Xla

Fisch und Meeresfriichte gemif Artikel 16a

ERLAUTERUNG

Die Codes wurden aus der Kombinierten Nomenklatur im Sinne des Artikels 1 Absatz 2 der Verordnung (EWG)
Nr. 2658/87 des Rates vom 23. Juli 1987 tiber die zolltarifliche und statistische Nomenklatur sowie den Gemeinsamen
Zolltarif, wie in deren Anhang I festgelegt, iibernommen, die zum Zeitpunkt der Verdffentlichung dieser Verordnung
und in den durch nachfolgende Rechtsakte gednderten Fassungen jeweils sinngemif$ gilt.

Code Beschreibung
03 Fische und Krebstiere, Weichtiere und andere wirbellose Wassertiere
ex 1603 Extrakte und Sifte von Fischen, Krebstieren, Weichtieren und anderen wirbellosen Wassertieren
1604 Fische, zubereitet oder haltbar gemacht; Kaviar und Kaviarersatz, aus Fischeiern gewonnen
1605 Krebstiere, Weichtiere und andere wirbellose Wassertiere, zubereitet oder haltbar gemacht

1902 20 10 | Teigwaren, gefiillt (auch gekocht oder in anderer Weise zubereitet), mehr als 20 GHT Fische, Krebs-
tiere, Weichtiere oder andere wirbellose Wassertiere enthaltend

ex 1902 20 30 | Andere gefiillte Teigwaren, Fische, Krebstiere, Weichtiere oder andere wirbellose Wassertiere enthal-
tend

ex 2104 Zubereitungen zum Herstellen von Suppen oder Brithen; Suppen und Brithen; zusammengesetzte ho-
mogenisierte Lebensmittelzubereitungen, Fische, Krebstiere, Weichtiere oder andere wirbellose Wasser-
tiere enthaltend*
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ANHANG 11
+ANHANG XIb

Blei und Bleierz gemif$ Artikel 16¢

ERLAUTERUNG

Die Codes wurden aus der Kombinierten Nomenklatur im Sinne des Artikels 1 Absatz 2 der Verordnung (EWG)
Nr. 2658/87 des Rates vom 23. Juli 1987 iiber die zolltarifliche und statistische Nomenklatur sowie den Gemeinsamen
Zolltarif, wie in deren Anhang I festgelegt, iibernommen, die zum Zeitpunkt der Verdffentlichung dieser Verordnung
und in den durch nachfolgende Rechtsakte gednderten Fassungen jeweils sinngemafS gilt.

Code Beschreibung

2607 00 00 | Bleierze und ihre Konzentrate

7801 Blei in Rohform

7802 00 00 | Abfille und Schrott, aus Blei

7804 Platten, Bleche, Bander und Folien, aus Blei; Pulver und Flitter, aus Blei

ex 7806 00 00 | Andere Waren aus Blei

7806 00 10 | — Verpackungsmittel mit Abschirmung aus Blei gegen Strahlung, zum Bef6rdern oder Lagern radioak-
tiver Stoffe

ex 7806 00 80 | — folgende Waren aus Blei:
— Tuben zum Verpacken von Farben und anderen Erzeugnissen;

— Bottiche, Sammelbehalter, Trommeln und dhnliche Behilter ausgenommen Waren der Posi-
tion 7806 00 10 (fir Sduren und andere Chemikalien), ohne mechanische oder wirmetechni-
sche Einrichtungen;

— Bleigewichte fuir Fischernetze, Bleigewichte fiir Kleidung, Gardinen usw.;
— Uhrengewichte und Gegengewichte fiir allgemeine Zwecke;

— Stringe, Zopfe und Seile aus Bleifasern oder -fiden zum Verpacken oder zum Abdichten von
Rohrverbindungen;

— Teile von Gebaudestrukturen;

— Kiele fuir Jachten, Brustplatten fiir Taucher;

— Anoden fiir die Galvanotechnik;

— Stangen (Stébe), Profile und Draht, aus Blei, ausgenommen Waren der Position 7801;

— Rohre, Rohrformstiicke, Rohrverschlussstiicke und Rohrverbindungsstiicke (z. B. Bogen, Muf-
fen), aus Blei.
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DURCHFUHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2017/1549 DES RATES
vom 14. September 2017

zur Durchfithrung der Verordnung (EU) Nr. 269/2014 iiber restriktive MafSnahmen angesichts von
Handlungen, die die territoriale Unversehrtheit, Souverinitit und Unabhingigkeit der Ukraine
untergraben oder bedrohen

DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION —
gestiitzt auf den Vertrag tiber die Arbeitsweise der Européischen Union,

gestiitzt auf die Verordnung (EU) Nr. 269/2014 des Rates vom 17. Mdrz 2014 iiber restriktive Malnahmen angesichts
von Handlungen, die die territoriale Unversehrtheit, Souveranitit und

Unabhingigkeit der Ukraine untergraben oder bedrohen ('), insbesondere auf Artikel 14 Absitze 1 und 3, auf Vorschlag
der Hohen Vertreterin der Union fur Auflen- und Sicherheitspolitik,

in Erwdgung nachstehender Griinde:
(1) Der Rat hat am 17. Mdrz 2014 die Verordnung (EU) Nr. 269/2014 angenommen.

(2)  Auf der Grundlage einer Uberpriifung durch den Rat sollten die Angaben zu bestimmten Personen und
Einrichtungen in Anhang I der Verordnung (EU) Nr. 269/2014 geindert und sollten die Eintrdge zu vier
verstorbenen Personen gestrichen werden.

(3)  Aufgrund von Anderungen in der Eigentumsstruktur von drei Einrichtungen sollte Anhang I der Verordnung (EU)
Nr. 269/2014 geindert werden, damit die bestehenden Mafnahmen gegen diese Einrichtungen fortgefiihrt
werden konnen.

(4)  Anhang I der Verordnung (EU) Nr. 269/2014 sollte daher entsprechend gedndert werden —
HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1
Anhang I der Verordnung (EU) Nr. 269/2014 wird gemif des Anhangs der vorliegenden Verordnung gedndert.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veroffentlichung im Amtsblatt der Europdischen Union in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Geschehen zu Briissel am 14. September 2017.

Im Namen des Rates
Der Prisident
A. ANVELT

() ABL.L78vom 17.3.2014,S. 6.
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ANHANG

Anhang I der Verordnung (EU) Nr. 269/2014 wird wie folgt gedndert:

1. Die Eintrdge zu den nachstehend aufgefiihrten Personen werden gestrichen:

Personen

15. Oleg Evgenevich PANTELEEV

44, Valeriy Dmitrievich BOLOTOV

136. Mikhail Sergeevich TOLSTYKH

139. Sergey Anatolievich LITVIN

Einrichtungen

2. Die Eintrdge zu den nachstehend aufgefiihrten Einrichtungen werden gestrichen:

2. Gesellschaft mit beschrankter Haftung ,Port Feodosia“

12. Staatliches Unternehmen ,Fihrunternehmen Kerch“

14. Gesellschaft mit beschrankter Haftung ,Sechafen Kerch“/,Kamysh-Burun*

3. Die nachstehende Einrichtung wird aufgenommen:

Einrichtungen

Name

Angaben zur
Identifizierung

Begriindung

Datum der
Aufnahme
in die Liste

38.

,Staatseinheitsunternehmen
der Republik Krim
,Seehandelshifen Krim*

(,TocymapcTeHHOE yHUTapHOE
npemnpusitie Pecrrybmkn Kpbiv
,KpbIMcK1e MOpckye mOpTHI™),
einschliefSlich Zweigstellen:

— Handelshafen Feodosia,
— Fihrunternehmen Kerch,
— Handelshafen Kerch.

Kirova Str. 28
298312 Kerch

Krim

(298312, Pecniybryka

Kpoim, rop. Kepus, yi.
Kuposa, om 28)

Das ,Parlament der Krim“ verabschiedete am
17. Mirz 2014 die EntschlieBung Nr. 1757-6/14
Liber die Verstaatlichung einiger Unternehmen im
Besitz der ukrainischen Ministerien fiir Infrastruk-
tur bzw. Landwirtschaft“ und am 26. Mirz 2014
die Entschliefung Nr. 1865-6/14,iber das staatli-
che Unternehmen ,Seehandelshifen Krim* (,0 To-
CyHmapcTBEHHOM mpemnpusitun KpbIMcKMe MOpcKue
noptbl), in der im Namen der ,Republik Krim* die
Aneignung der Vermogenswerte mehrerer staatli-
cher Unternehmen erklirt wurde, die zu dem
,Staatseinheitsunternehmen der ,Republik Krim'
Seehandelshifen Krim*“ verschmolzen wurden.
Diese Unternehmen wurden somit von den ,Be-
horden der Krim effektiv konfisziert und das Un-
ternehmen ,Seehandelshifen Krim“ hat von der
rechtswidrigen Ubertragung der Inhaberschaft pro-
fitiert.

16.9.2017
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4. Die Eintrige zu den nachstehend aufgefithrten Personen und Einrichtungen werden durch die folgenden Eintrige

ersetzt:

Personen

Name

Angaben zur
Identifizierung

Begriindung

Datum der
Aufnahme
in die Liste

1. | Sergey Valeryevich AKSYONOV,

Sergei Valerievich AKSENOV
(Cepreit BanepbeBiu AKCEHOB,

Serhiy Valeriyovych
AKSYONOV (Cepriii
Banepiitosua AKCbOHOB)

Geburtsdatum:
26.11.1972

Geburtsort: Beltsy
(Balti), jetzt Republik
Moldau

Aksyonov wurde am 27. Februar 2014 in Anwe-
senheit prorussischer Bewaffneter im Obersten Rat
der Krim zum ,Ministerprisidenten der Krim“ ge-
wihlt. Seine ,Wahl“ wurde am 1. Mérz 2014 vom
amtierenden ukrainischen Prisidenten Oleksandr
Turchynov als verfassungswidrig erklart. Er ist ak-
tiv fur das ,Referendum® vom 16. Marz 2014 ein-
getreten und war einer der Mitunterzeichner des
JVertrags vom 18. Marz 2014 tiber den Beitritt der
Krim zur Russischen Foderation“. Am 9. April 2014
wurde er von Prisident Putin zum amtierenden
,Staatsoberhaupt* der sogenannten ,Republik
Krim“ ernannt. Am 9. Oktober 2014 wurde er for-
mal zum ,Staatsoberhaupt® der sogenannten ,Re-
publik Krim“ gewihlt. Aksyonov verfiigte im An-
schluss daran, dass das Amt des ,Staatsoberhaupts®
mit dem des ,Ministerprisidenten vereint wird.

Mitglied des russischen Staatsrates. Seit Ja-
nuar 2017 Mitglied des Obersten Rates der Partei
,Einiges Russland*.

Fiir seine Beteiligung an der Annexion ist er vom
russischen Staat mit dem Orden ,Fiir Verdienste
um das Vaterland“ erster Klasse ausgezeichnet wor-
den.

17.3.2014

3. | Rustam Ilmirovich
TEMIRGALIEV (Pyctam
Vnsmyposiy TEMVPTATIVEB)

Rustam Ilmyrovych
TEMIRHALIIEV (Pycram
InsMuposuy TEMIPTAJTIEB)

Geburtsdatum:
15.8.1976

Geburtsort: Ulan-Ude,
Buryat ASSR (Russische
SESR)

Als ehemaliger stellvertretender Ministerprasident
der Krim hat Temirgaliev eine wichtige Rolle bei
den Beschliissen des Obersten Rates hinsichtlich
des ,Referendums“ vom 16. Mirz 2014 gegen die
territoriale Unversehrtheit der Ukraine gespielt. Er
hat aktiv fiir die Integration der Krim in die Russi-
sche Foderation geworben.

Am 11. Juni 2014 ist er vom Amt des ,Ersten
Stellvertretenden Ministerprisidenten” der soge-
nannten ,Republik Krim“ zuriickgetreten.

Unterstiitzt weiterhin aktiv die Handlungen oder
politischen Vorstellungen der Separatisten.

17.3.2014

5. | Aleksei Mikhailovich CHALIY
(Amekceit Muxaitnosiya YAJTbIN)

Oleksiy Mykhaylovych CHALYY
(Onexkciit Muxaitropuu JATIHIA)

Geburtsdatum:
13.6.1961

Geburtsort: Moskau
oder Sewastopol

Chaliy ist am 23. Februar 2014 durch Volksakkla-
mation ,Volksbiirgermeister von Sewastopol ge-
worden und hat diese ,Wahl“ angenommen. Er ist
aktiv daftir eingetreten, dass Sewastopol nach dem
Referendum vom 16. Mirz 2014 eine gesonderte
Einheit der Russischen Foderation wird. Er war ei-
ner der Mitunterzeichner des ,Vertrags vom
18. Mdrz 2014 iiber den Beitritt der Krim zur Rus-
sischen Foderation*. Er war vom 1. bis
14. April 2014 amtierender ,Gouverneur” von Se-
wastopol und ist ein ehemaliger ,gewahlter* Vorsit-
zender der ,gesetzgebenden Versammlung” der
Stadt Sewastopol. Mitglied der gesetzgebenden Ver-
sammlung der Stadt Sewastopol.

Fiir seine Beteiligung an der Annexion ist er vom
russischen Staat mit dem Orden ,Fiir Verdienste
um das Vaterland“ erster Klasse ausgezeichnet wor-
den.

17.3.2014
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Name

Angaben zur
Identifizierung

Begriindung

Datum der
Aufnahme
in die Liste

21.

Aleksandr Viktorovich GALKIN
(Anexcarnp Bukroposuu
TAJTKVH)

Geburtsdatum:
22.3.1958

Geburtsort:
Ordzhonikidze,
Nordossetische ASSR

Ehemaliger Befehlshaber des russischen Militirbe-
zirks Siid, aus dem Einheiten auf der Krim statio-
niert sind; die Schwarzmeerflotte untersteht Gal-
kins Kommando; viele der Truppenbewegungen in
die Krim sind durch den Militirbezirk Siid erfolgt.

Einsatzkrifte dieses Militarbezirks sind auf der
Krim stationiert. Verantwortlich fiir Teile der russi-
schen Militirprisenz auf der Krim, die die Souve-
rdnitdt der Ukraine untergribt; unterstiitzte die Be-
horden der Krim dabei, Demonstrationen gegen
das ,Referendum“ und gegen den Anschluss an
Russland zu verhindern. Auflerdem ist die
Schwarzmeerflotte diesem Militirbezirk unterstellt.

Derzeit beim Zentralapparat des russischen Vertei-
digungsministeriums beschiftigt. Seit dem 19. Ja-
nuar 2017 Berater des Verteidigungsministers.

17.3.2014

45.

Andrei Evgenevich PURGIN
(AHmpeit EBrensesuy ITYPTVIH)

Andriy Yevhenovych PURHIN
(Anmpiit €sreHosuy IYPITH)

Geburtsdatum:
26.1.1972

Geburtsort: Donezk

Hat an separatistischen Aktionen aktiv teilgenom-
men und sie organisiert, Koordinator von Aktio-
nen ,russischer Touristen* in Donezk. Mitgriinder
der ,Biirgerinitiative des Donezkbeckens fir die
Eurasische Union“. Ehemaliger ,Erster Stellvertre-
tender Vorsitzender des Ministerrates“. Bis zum
4. September 2015 ,Vorsitzender” des ,Volksrates
der Volksrepublik Donezk*.

Im Februar 2017 wurde ihm auf Beschluss des so-
genannten ,Volksrates” sein Mandat als Mitglied
des ,Volksrates der Volksrepublik Donezk“ entzo-
gen.

Unterstiitzt weiterhin aktiv die Handlungen oder
politischen Vorstellungen der Separatisten.

29.4.2014

47.

Sergey Gennadevich
TSYPLAKOV (Cepreit
TenHabeuy LbITTTAKOB)

Serhiy Hennadiyovych
TSYPLAKOV (Cepriii
T'enHapiiosny LINTITIAKOB)

Geburtsdatum:
1.5.1983

Geburtsort: Khartsyzsk,
Region Donezk

Einer der Anfithrer der ideologisch radikalen Orga-
nisation der ,Volksmiliz des Donezkbeckens®. War
aktiv an der Einnahme einiger staatlicher Gebdude
in der Region Donezk beteiligt.

Mitglied des ,Volksrates der Volksrepublik Do-
nezk®, Vorsitzender des ,Ausschusses des Volksra-
tes fiir Informationspolitik und Informationstech-
nologie*.

29.4.2014

53.

Oleg Grigorievich KOZYURA
(Omer I'puropnesuy KO3IOPA)

Oleh Hryhorovych KOZYURA
(Omer T'puroposuu KO3IOPA)

Geburtsdatum:
30.12.1965 oder
19.12.1962

Geburtsort: Simferopol,
Krim oder Zaporozhye

Ehemaliger Leiter des Amtes des foderalen Migra-
tionsdienstes fiir Sewastopol. Verantwortlich fiir
die systematische beschleunigte Ausstellung von
russischen Pdssen an die Einwohner Sewastopols.

Gegenwirtig Assistent des Stadtratsabgeordneten
von Sewastopol Mikhail Chaly.

12.5.2014
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Angaben zur Datum der
Name gane Begriindung Aufnahme
Identifizierung T
in die Liste
58. | Roman Viktorovich LYAGIN Geburtsdatum: Ehemaliger Leiter der zentralen Wahlkommission | 12.5.2014
(Poman Bukroposuy JISTVH) 30.5.1980 der ,Volksrepublik Donezk“. Organisierte aktiv das
Roman Viktorovych LIAHIN Geburtsort: Donezk, ,,\ljelfleirenduglq'k Sber k(}1e Slellbslt\lze§t;%1$ur]1£% der
(PoMaH Bikroposuy JISITTH) Ukraine »VOIRSIEpUDLIK Jonezk am £ 1. Vil - khema-
liger Minister fuir Arbeit und Soziales.
Unterstiitzt weiterhin aktiv die Handlungen und
politischen Vorstellungen der Separatisten.
61. | Igor Sergeievich SHEVCHENKO | Geburtsdatum: 9.2. Staatsanwalt von Sewastopol. Aktive Umsetzung | 12.5.2014
(Mropy Cepreepuu I1leBuerKo) Geburtsort: Sewastopol, der Annektierung Sewastopols durch Russland.
Krim
68. | Aleksey Vyacheslavovich Geburtsdatum: Bis 25. Mdrz 2016 sogenannter ,Vorsitzender des | 12.7.2014
KARYAKIN (Arnekceit 7.4.1980 oder 7.4.1979 | Obersten Rates der Volksrepublik Lugansk“. Ehe-
BsiuecraBosuy KAPSIKMH) Geburtsort: Stakhanov, mallliges I\/}Ijilt%ied deskiogenannten JVolksrates der
Oleksiy Vyacheslavovych Region Lugansk Volksrepublik Lugansk”.
KARYAKIN (Onexciit Verantwortlich fiir die separatistischen ,staatlichen”
B'stuecnaBosuy KAPSKIH) Aktivititen des ,Obersten Rates*; verantwortlich
fur das an die Russische Foderation gerichtete Er-
suchen um Anerkennung der Unabhingigkeit der
Volksrepublik Lugansk*.
Unterzeichner der Vereinbarung iiber die ,Union
Novorossiya“.
Unterstiitzt weiterhin aktiv die Handlungen oder
politischen Vorstellungen der Separatisten.
73. | Mikhail Efimovich FRADKOV Geburtsdatum: Ehemaliges stindiges Mitglied des Sicherheitsrates | 25.7.2014
(Myixaun E¢umosnu QPAIKOB) | 1.9.1950 der Russischen Foderation; ehemaliger Direktor
Geburtsort: Kurumoch. | des Auslandsgeheimdienstes der Russischen Fode-
: p " | ration. Als Mitglied des Sicherheitsrates, das als Be-
Region Kuibyshev . . X
rater und Koordinator in Angelegenheiten der na-
tionalen Sicherheit tatig ist, war er beteiligt an der
Gestaltung der Politik der russischen Regierung,
durch die die territoriale Unversehrtheit, Souveri-
nitdit und Unabhingigkeit der Ukraine bedroht
wird.
Ab 4. Januar 2017 Direktor des Russischen Insti-
tuts fiir Strategische Studien. Er ist zudem Auf-
sichtsratsvorsitzender von ,Almaz-Antey*“.
Unterstiitzt weiterhin aktiv die Handlungen und
politischen Vorstellungen der Separatisten.
86. | Serhii Anatoliyovych ZDRILIUK | Geburtsdatum: Hochrangiger Helfer von Igor Strelkov/Girkin, der | 25.7.2014
alias Abwehr 23.6.1972 (oder fur Handlungen verantwortlich ist, die die territo-
23.7.1972) riale Unversehrtheit, Souverdnitit und Unabhin-

(Cepreit AHaTomnbeBny 3[PUITIOK)

(Cepriit AHaromniffoBuy
3[IPUITIOK)

Geburtsort: Region
Vinnytsia

gigkeit der Ukraine untergraben. Durch die Uber-
nahme und Ausiibung seines Amtes hat Zdriliuk
somit Handlungen und politische Manahmen un-
terstiitzt, die die territoriale Unversehrtheit, Souve-
rdnitdt und Unabhingigkeit der Ukraine untergra-
ben.

Unterstiitzt weiterhin aktiv die Handlungen und
politischen Vorstellungen der Separatisten.
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87. | Vladimir ANTYUFEYEV (alias Geburtsdatum: Ehemaliger Minister fiir Staatssicherheit in der ab- | 25.7.2014
Vladimir SHEVTSOV, Vladimir | 19.2.1951 triinnigen Region Transnistrien. Ehemaliger Vize-
Turievici {\NT{UFEEV, Vladimir Geburtsort: Nowosibirsk prﬂemierm{niste.r der ,,YOlksrepublik Donezk®, zu-
Gheorghievici ALEXANDROV, stindig fir Sicherheit und Strafverfolgung. In
Vadim Gheorghievici dieser Eigenschaft war er fiir separatistische ,staat-
SHEVTSOV) liche* Aktivititen der sogenannten ,Regierung der
(Briamnmip AHTIOQEEB) Volksrepublik Donezk“ verantwortlich.
Unterstiitzt weiterhin aktiv die Handlungen und
politischen Vorstellungen der Separatisten.
93. | Konstantin Valerevich Geburtsdatum: Herr Malofeev steht in enger Verbindung zu ukra- | 30.7.2014
MALOFEEV 3.7.1974 inischen Separatisten in der Ostukraine und auf
(Kowcrarmus Barepbebin Geburtsort: Puschino, der Krim. Er ist fritherer Arbeitgeber von Herrn
MAJTOQEEB) Region Moskau Borodai, dem ehemaligen sogenannten ,Premiermi-
nister* der ,Volksrepublik Donezk®, und kam wih-
rend der Phase der Annexion der Krim mit Herrn
Aksyonov, dem sogenannten ,Premierminister” der
sogenannten ,Republik Krim®, zusammen. Die uk-
rainische Regierung hat ein Strafverfahren wegen
mutmaflicher materieller und finanzieller Unter-
stiitzung fir Separatisten eingeleitet. Zudem gab er
einige Offentliche Erklirungen zur Unterstiitzung
der Annexion der Krim und der Eingliederung der
Ukraine in die Russische Foderation ab und er-
klarte insbesondere im Juni 2014, dass man nicht
die gesamte Ukraine in Russland eingliedern
konne, den Osten (der Ukraine) vielleicht.
Damit tragt Herr Malofeev zur Destabilisierung der
Ostukraine bei.
127. | Oleg Evgenevich BUGROV Geburtsdatum: Ehemaliger ,Verteidigungsminister” der sogenann- | 29.11.2014
(Oner Esrenbesiy BYTPOB) 29.8.1969 oder 1973 ten ,Volksrepublik Lugansk*.
Oleh Yevhenovych BUHROV Geburtsort: Durch die Ubernahme und Ausiibung seines Am-
(Oner €prenosuu BYTPOB) Swerdlowsk, Luhansk tes hat er somit aktiv Handlungen und politische
Mafinahmen unterstiitzt, die die territoriale Unver-
sehrtheit, Souverdnitit und Unabhingigkeit der
Ukraine untergraben und die Ukraine weiter desta-
bilisieren.
131. | Yevgeniy Vyacheslavovich Geburtsdatum: Mitglied des ,Nationalrates* der sogenannten |29.11.2014
ORLOV (alias Yevhen 10.5.1980 Volksrepublik Donezk“. Vorsitzender der offent-

Vyacheslavovych ORLOV)

(EBrermit BsiuecriaBouu OPJIOB)

oder 21.10.1983

Geburtsort: Snezhnoye,
Region Donezk

r. CHexxHoe, [ToHeLKO
obnactu

lichen Bewegung ,Freies Donbass”.

Durch die Ubernahme und Ausiibung seines Am-
tes hat er somit aktiv Handlungen und politische
Maflnahmen unterstiitzt, die die territoriale Unver-
sehrtheit, Souverdnitit und Unabhingigkeit der
Ukraine untergraben und die Ukraine weiter desta-
bilisieren.
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137. | Eduard Aleksandrovich Geburtsdatum: Sprecher des ,Verteidigungsministers“ der soge- | 16.2.2015
BASURIN (dmyapn 27.6.1966 nannten ,Volksrepublik Donezk*.
Anexcarmiposit BACYPHH) Geburtsort: Donezk Durch die Ubernahme und Ausiibung seines Am-
Eduard Oleksandrovych tes hat er somit aktiv Handlungen und politische
BASURIN (Enyapn Mafinahmen unterstiitzt, die die territoriale Unver-
Onekcannposyy BACYPIH) sehrtheit, Souverdnitit und Unabhingigkeit der
Ukraine untergraben und die Ukraine weiter desta-
bilisieren.
Weiterhin aktiver militirischer Befehlshaber in der
sogenannten ,DNR
143. | Evgeny Vladimirovich Geburtsdatum: Sogenannter ,Finanzminister der sogenannten | 16.2.2015
MANUYLOV (EBreHuit 5.1.1967 Volksrepublik Lugansk*.
Brianumyposis MAHYWIIOR) Geburtsort: Durch die Ubernahme und Ausiibung seines Am-
Yevhen Volodymyrovych Baranykivka, Rayon tes hat er somit aktiv Handlungen und politische
MANUYLOV (€Bren Bilovodsk, Region Maflnahmen unterstiitzt, die die territoriale Unver-
Bonommmuposny MAHYIATIOB) Luhansk sehrtheit, Souverdnitit und Unabhingigkeit der
¢. BapanmKoBKa 1L)I.lf.rgine untergraben und die Ukraine weiter desta-
BesoBonckoro paiiona thisieren.
TTyraHckoit obnactn
147. | Anatoly Ivanovich ANTONOV | Geburtsdatum: Ehemaliger Stellvertretender Verteidigungsminister | 16.2.2015
(Anaronmit ViBanosuu AHTOHOB) | 15.5.1955 und in dieser Funktion an der Unterstiitzung der
Geburtsort: Omsk Entsendung russischer Streitkrifte in die Ukraine
’ beteiligt.
Gemifs der derzeitigen Struktur des russischen
Verteidigungsministeriums war er in dieser Funk-
tion an der Gestaltung und der Umsetzung der Po-
litik der russischen Regierung beteiligt. Diese Maf3-
nahmen bedrohen die territoriale Unversehrtheit,
Souverinitit und Unabhingigkeit der Ukraine.
Seit dem 28. Dezember 2016 Stellvertretender Mi-
nister fiir auswartige Angelegenheiten.
Einrichtungen
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1. | Staatseinheitsunternehmen der | Prospekt Kirov 52, Das ,Parlament der Krim“ nahm am 17.3.2014 | 12.5.2014

,Republik Krim“
,Chernomorneftegaz*

(vormals PJSC
Chernomorneftegaz)

Simferopol, Krim,
295000

np.Kuposa52, r.
Cnmdepornons, Kpbim,
295000

Telefonnummer:
+7 (3652) 66-70-00
+7 (3652) 66-78-00

eine Entschlieung an, in der im Namen der ,Re-
publik Krim“ die Aneignung von Vermogenswer-
ten des Unternehmens Chernomorneftegaz erklirt
wird. Das Unternehmen ist somit von den ,Behor-
den” der Krim effektiv konfisziert worden. Am
29.11.2014 neu eingetragen als Staatseinheitsun-
ternehmen der ,Republik Krim“ ,Chernomornefte-
gaz“ (TocymapcTBeHHOe yHMTapHOe mIpenmmpusitue Pe-
cybrmkn - Kpeiv,Yepromopredreras®).  Griinder:
Ministerium fur Energie und Kohleindustrie der
,Republik Krim“ (MuHucrepcTBo TOmmMBa M 3Hepre-
ik Pecriy6mvkn Kpbim).
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3. | ,Volksrepublik Lugansk® Offizielle Website: Die  ,Volksrepublik  Lugansk® wurde am | 25.7.2014
,JIyraHckast HapomHast http:/[lugansk-online. 27. April 2014 gegrindet.
pecryOmuka“ info Verantwortlich fur die Organisation des rechtswid-
L K d Telefon: rigen Referendums vom 11. Mai 2014. Erklirung
ugans (aya narodnaya ceion der Unabhingigkeit am 12. Mai 2014.
respublika +38-099-160-74-14
Am 22. Mai 2014 griindeten die ,Volksrepubliken®
Donezk und Lugansk den sogenannten ,Foderalen
Staat Noworossija“.
Dies verstofSt gegen das ukrainische Verfassungs-
recht und damit gegen das Volkerrecht und trigt
somit zur Untergrabung der territorialen Unver-
sehrtheit, Souverdnitit und Unabhingigkeit der
Ukraine bei.
Ist auch an der Rekrutierung fuir die separatistische
»2Armee des Siidostens“ und andere illegale bewaff-
nete separatistische Gruppen beteiligt und trigt so-
mit zur Untergrabung der Stabilitit und der Sicher-
heit der Ukraine bei.
5. | ,Foderaler Staat Noworossija“ | Offizielle Am 24. Mai 2014 unterzeichneten die ,Volksre- | 25.7.2014
(Deneparuproe rocymapctso Pressemitteilungen: publiken“ Donezk und Lugansk ein Abkommen
;losopoccn ” Y http://novorossia tiber die Griindung des nicht anerkannten ,Fodera-
suf official ’ len Staates Noworossija“.
Federativnoye Gosudarstvo Dies verstofit gegen das ukrainische Verfassungs
N iya“ http://frn2016.netdo. :
ovorossiya piffrn netdo.ru recht und damit gegen das Volkerrecht und be-
https:/f WWW. droht somit die territoriale Unversehrtheit, Souve-
novorosinform.org/ ranitdt und Unabhingigkeit der Ukraine.
6. | Internationale Union Offizielle Website: Die ,Grofle Don-Armee“ griindete die ,kosakische | 25.7.2014
offentlicher Vereinigungen htp:Jxn— Nationalgarde®, die fur den Kampf gegen die Streit-
,Grofle Don-Armee“ 30 ae.laa'fj szd7a3b0exn— | krfte der ukrainische Regierung in der Ostukraine
Mexyrapomsiit Coios plai/ ) ’ verantwortlich ist und damit die territoriale Integ-
O6LueZTBeHHblx ST — ef ritdt, die Souveranitit und die Unabhingigkeit der
Telefon:

,Bcesermmkoe Boiicko [Jonckoe*

+7-8-908-178-65-57

Soziale Medien: Cossack
National Guard
http:/[vk.com/kazak_
nac_guard

Anschrift: 346465
Russia Rostov Region,
October District, St
Zaplavskaya,
Shosseynaya Str. 1

Zweitanschrift: Prospekt
Voroshilovskiy 12/85-
87/13, Rostow am Don

Ukraine untergrabt und die Stabilitdt und die Si-
cherheit der Ukraine bedroht.

Steht in Verbindung mit Nikolay KOZITSYN, der
der Befehlshaber der kosakischen Streitkrifte ist
und die Verantwortung fiir das Kommando iiber
die Separatisten in der Ostukraine trigt, die gegen
die Streitkrafte der ukrainischen Regierung kdmp-
fen.



http://lugansk-online.info
http://lugansk-online.info
http://novorossia.su/official
http://novorossia.su/official
http://frn2016.netdo.ru/
https://www.novorosinform.org/
https://www.novorosinform.org/
http://xn--80aaaajfjszd7a3b0e.xn--p1ai/
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http://vk.com/kazak_nac_guard
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7. | .Sobol” Offizielle Website: Radikale paramilitirische Organisation, die sich of- | 25.7.2014
« . fen fur die gewaltsame Beendigung der Kontrolle
,Cob http://soboli.net g gung
ovortb p/ [sobo 1.ne der Krim durch die Ukraine eingesetzt und somit
Soziale Medien: die territoriale Integritit, die Souverdnitit und die
http:/[vk. Unabhingigkeit der Ukraine untergraben hat.
com/sobolipress Verantwortlich fiir die Ausbildung von Separatisten
Telefon: fur den Kampf gegen die Streitkrifte der ukraini-
schen Regierung in der Ostukraine und somit eine
(0652) 60-23-93 Bedrohung fiir die Stabilitit und die Sicherheit der
E-Mail: SoboliPress@ Ukraine.
gmail.com
Anschrift: Krim,
Simferopol, Kiewer
Str. 4 (Gebiet
Busbahnhof ,Central®).

13. | Staatseinheitsunternehmen der | Nakhimov Square 5, Die Inhaberschaft an dieser Einrichtung wurde ent- | 25.7.2014
Stadt Sewastopol ,Seehafen 299011, Sewastopol gegen ukrainischem Recht iibertragen. Das ,Parla-
Sewastopol® ( ment der Krim*“ verabschiedete am 17.3.2014 die

1. Haxumosa, 5. 1. . . . .
T'YII T'C ’CeBacTONONBCKIMI Cesacromonb, 299011.) Entschhgﬁ.ung Nr. 1757-6] 14 ,,uber. die Verstae}tl%—
MOpCKOit TIOpT chung einiger Unternehmen im Besitz der ukraini-
. Code: 1149204004707 | schen Ministerien fiir Infrastruktur bzw. Landwirt-
(vormals staatliches schaft®, in der im Namen der ,Republik Krim*“ die
Unternchmen Aneignung der Vermogenswerte des staatlichen
»Sechandelshafen Sewastopol Unternehmens ,Seehandelshafen Sewastopol® er-
ToCyIapCTBeHHOE IPEIIpUsTIe klart wurde. Das Unternehmen ist somit von den
,CeBaCTOIONBCKIIT MOPCKOIT ,Behorden” der Krim effektiv konfisziert worden.
TOpIOBbii TIOpT® In Bezug auf das Handelsvolumen ist dies der
d dorivati grofite Seehandelshafen der Krim. Am 6.6.2014
Gosu arst;rir}oye pf’ priyatiye neu eingetragen als Staatseinheitsunternehmen der
Sevastopolski morskoy torgovy Stadt Sewastopol ,Sechafen Sewastopol“ (Tocy-
port) [IAPCTBEHHOE YHUTapHOe mnpennpustue ropona Ceac-
Torons ,CeBacTOMONMbCKMiT MOpckoit mopt*). Griinder:
Die Regierung von Sewastopol ([Ipasutenscreo Ce-

BACTOIIONS).

15. | Staatseinheitsunternehmen der | Aeroflotskaya Str. 5, Die Inhaberschaft an dieser Einrichtung wurde ent- | 25.7.2014

,Republik Krim“ ,Universal-
Avia“

TocynapcTBeHHOE YHUTapHOE
npemnpusitie Pecrrybmkn Kpbiv
"YHuBepcan-Asua’

(vormals staatliches
Unternehmen Universal-Avia

TocymapcTBeHHOE NpennpusTye
»Y HuBepcan-Asua“

Gosudarstvenoye predpriyatiye
L2Universal-Avia“)

295024, Simferopol

yi. Aapodrorckas,
ooM 5, 295024, r
Cnmdepomnons

gegen ukrainischem Recht iibertragen. Das ,Prisi-
dium des Parlaments der Krim“ verabschiedete am
24.3.2014 den Beschluss Nr. 1794-6/14 iiber das
staatseigene Unternehmen ,Gosudarstvenoye pred-
priyatiye Universal-Avia“ (,0 TocymapcrsenHOM
npenpusTin YHuBepca-Asua“), in dem im Namen
der ,Republik Krim“ die Aneignung der Vermo-
genswerte des staatlichen Unternehmens ,Univer-
sal-Avia“ erklart wurde. Das Unternehmen ist so-
mit von den ,Behorden der Krim effektiv
konfisziert worden. Am 15.1.2015 neu eingetra-
gen als Staatseinheitsunternehmen der ,Republik
Krim“ ,Universal-Avia“ (TocynapcTseHHOe yHUTapHOE
npegnpusitie Pecriybrmmky Kpsiv |, Yrusepcan-Asua®).
Griinder: Ministerium fiir Verkehr der ,Republik
Krim“  (Munucrepcto  TpaHcmopra  Pecny6rnvkm
Kpbm).



http://soboli.net
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mailto:SoboliPress@gmail.com
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17. | Republikanisches Zeleznodorozhnaya Die Inhaberschaft an dieser Einrichtung wurde ent- | 25.7.2014
Unternehmen der Krim Str. 40, gegen ukrainischem Recht iibertragen. Das ,Prisi-
,Brennerei Azov* 296178 Azovskoye, dium des Parlaments der Krim*“ verabschiedete am
KpbiMckoe pecryOrmkaHckoe Jankoysky Distrikt 9. April 2014 den Be.schluss Nr. 1991-6/14 zur
MpeIpHATIe ,ASOBCKIT C Anderung der Entschhe.féung Nr 1836-6/14 Qes
JUKEPO-BOLOUHHIE 3BOL" (I1>KaHKOVCKMiA paiioH, Staatsrates der ,Republik Krim“ vom 26. Mirz
296178 2014 ,uber die Verstaatlichung des Eigentums von
Azovsky likerovodochny zavod | | A30BCKOE, 1. im Gebiet der ,Republik Krim‘ gelegenen Unterneh-
Kenesnoopoxnas, 40) | men, Einrichtungen und Organisationen des agrar-
industriellen Komplexes®, in der im Namen der
Code: 01271681 ,Republik Krim“ die Aneignung der Vermogens-
werte des Unternehmens ,Azovsky likerovodochny
zavod“ erklart wurde. Das Unternehmen ist somit
von den ,Behdrden” der Krim effektiv konfisziert
worden.
Berichten zufolge fiir zahlungsunfihig erklirt. Von
Sinergiya verwaltet.
18. | Bundesstaatliches 298650, Krim, Yalta, Die Inhaberschaft an dieser Einrichtung wurde ent- | 25.7.2014
Haushaltsunternehmen Massandra, Vinodela gegen ukrainischem Recht iibertragen. Das ,Prasi-
,Landwirtschaftliche Egorova Str. 9. dium des Parlaments der Krim“ verabschiedete am

Produktionsvereinigung
Massandra“ der Verwaltung
des Prisidenten der Russischen
Foderation

‘TIpou3BonCTBEHHO-arpapHOe
obbenyHeHne ,Maccanmpa“
Ynpasnenus nenamu I[pesunenta
Poccuitckoit Qenepann’

(vormals staatlicher Konzern
,Nationale
Erzeugervereinigung
Massandra*

Hanmonansnoe
TPOM3BOLICTBEHHO-ArPapHoe
obbemyHeHne ,Maccanmpa“

Nacionalnoye proizvodstvenno
agrarnoye obyedinenye
Massandra)

298650,Kprim, r.fnTa,
IrT. Maccanppa,

yi. Bunopena Eroposa,
n.9

Website:
http://massandra.su

9. April 2014 den Beschluss Nr. 1991-6/14 zur
,Anderung der EntschlieBung Nr. 1836-6/14 des
Staatsrates der Republik Krim“ vom 26. Marz 2014
Jiber die Verstaatlichung des Eigentums von im
Gebiet der ,Republik Krim‘' gelegenen Unterneh-
men, Einrichtungen und Organisationen des agrar-
industriellen Komplexes®, in der im Namen der
,Republik Krim“ die Aneignung der Vermogens-
werte des Unternehmens ,Nationale Erzeugerverei-
nigung Massandra“ erklart wurde. Das Unterneh-
men ist somit von den ,Behorden der Krim
effektiv konfisziert worden. Am 1.8.2014 neu ein-
getragen als bundesstaatliches Haushaltsunterneh-
men ,Proizvodstvenno agrarnoye obyedinenye
Massandra“ der Verwaltung des Prisidenten der
Russischen Foderation ((Qemepansroe rocymapcrsen-
HOe YHHUTapHOe npemnpusrue ,[IpOM3BONCTBEHHO-Ar-
papHoe oObemuHeHne Maccanmpa’ YmpasneHus ie-
mamn  Ilpesumenta  Poccuiickoit  Qenepaupn®).
Griinder: Verwaltung des Prisidenten der Russi-
schen Foderation (Ympasnenne penamu I[lpesumeHta
Poccuiickoit Peneparyn).
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19. | Foderale staatlich finanzierte 298600 Kirova Str. 31 | Die Inhaberschaft an dieser Einrichtung wurde ent- | 25.7.2014
Wissenschaftseinrichtung Yalta, Krim gegen ukrainischem Recht iibertragen. Das ,Prisi-
,,Allrussisches nationales 298600, Kpsi, r. Sra, dium d'es Parlaments der Krim* verabschiedete am
w1ssenschaftl1ches ) yi. Kuposa, 31 9. April 2014 den Bgschluss Nr. 19916/14 zur
Forschungsinstitut fiir Anderung der EntschlieBung Nr. 18366/14 des
Weinbau und Weinherstellung Staatsrates der ,Republik Krim“ vom 26. Marz 2014
,Magarach’ Russische LJiber die Verstaatlichung des Eigentums von im
Akademie der Wissenschaften® Gebiet der ,Republik Krim‘' gelegenen Unterneh-
(Deneparsiioe rocymapcTsenHoe men, E.inrichtungen und“ Organisationen des agro-
A — 1ndustr1§:llen ’Ko“mp‘lexes , in der im Namen der
BCepOCCHIiCKIii HALMOHATbHbIiE ~Republik Krim die Aneignung der Vermogens-
HayMHO-MCCTIEOBATETbCKItiA werte des ste_latl{chen Unt@rnehmens ,,Go‘sudavrstve-
MHCTHTYT BMHOTPATAPCTEa I noye predpmyaﬂye ,Agroﬁ'rrr'la Magarach ri‘ac10n5d-
puHonenHs” Marapad ,PAH® nogo instituta vinograda i vina ,Mggarach erklart
wurde. Das Unternehmen ist somit von den ,Be-
(vormals hérden” der Krim effektiv konfisziert worden. Am
Staatseirllheits.unterne}.lmen der 15. Januar 2015 neu eingetragen als Staatseinheits-
,,Repgbhk Krim® ,,Nat1o“r‘1ales einrichtung der ,Republik Krim*“ ,Nationales Wein-
Weininstitut Magarach institut ,Magaprach“‘6 (Focyn%pcmeﬂﬂ(l)_;: 6l0]1}K€THO?
vormals ,Staatliches yupexpenve Pecriybrmky  Kppiv ,HaumoHanbHbiit
Unternehmen Magarach des HAyYHO-UCCIIEOBATEILCKUI  MHCTUTYT BMHOTPana M
nationalen Weininstituts® BuHa Marapau®). Griinder: Ministerium fiir Land-
wirtschaft der ,Republik Krim“ (Munucrepcrso
Tocynapctsennoe npennpusie CeTtbeKoro xo3stitctsa Pecriy6myku Kpbim).
Arpodupma ,Marapay® o
HalmoHaIbHOro MHCTUTYTa Am 7. Februar 2017 wur(.le das .Staatsemh.eusun—
BMHOIpaza 1 BuHa ,Marapay® ternehmen der ,Republik Krim“ ,Nationales
. Weininstitut ,Magarach in ein bundesstaatliches
Gosudgrstvenoye pre({prlyatlye wissenschaftliches Haushaltsunternehmen ,Allrus-
,,Ag.roflrma Méllgar.ach sisches wissenschaftliches Forschungsinstitut fir
n.ac10na1n0.go. Instituta . Weinbau und Weinherstellung ,Magarach’, Russi-
vinograda i vina ,Magarach’) sche Akademie der Wissenschaften* umgewandelt.
20. | Staatsunternehmen der 298032, Krim, Sudak, Die Inhaberschaft an dieser Einrichtung wurde ent- | 25.7.2014

,Republik Krim*
,<Schaumweinhersteller Novy
Svet*

TocynmapcrBeHHOE yHUTApHOE
npennpusitue Pecny6mkn KpbiM
»3aBOJI LIaMIaHCcKuX BUH ,HOBbIN
Ceet*

Vormals
Staatseinheitsunternehmen der
,Republik Krim*
»Schaumweinhersteller Novy
Svet*“

(vormals Staatsunternehmen
,<Schaumweinhersteller Novy
Svet*

TocynmapcTBeHHOe NpennpusTye
3aBoy] IIaMIaHCKuX BUH ,HOBBI
cBet”

Gosudarstvenoye predpriyatiye
Zavod shampanskykh vin
,Novy Svet")

urban village Novy Svet,
Shalapina Str. 1.

298032, Kpoim, r.Cynak,
nrr.Hosbua Caer, yi1.
[Hananuua, 0.1

gegen ukrainischem Recht iibertragen. Das ,Prasi-
dium des Parlaments der Krim“ verabschiedete am
9. April 2014 den Beschluss Nr. 1991-6/14 ,zur
Anderung der EntschlieBung Nr. 1836-6/14 des
Staatsrates der Republik Krim“ vom 26. Mérz 2014
Jiber die Verstaatlichung des Eigentums von im
Gebiet der ,Republik Krim‘' gelegenen Unterneh-
men, Einrichtungen und Organisationen des agrar-
industriellen Komplexes®, in der im Namen der
,Republik Krim“ die Aneignung der Vermdgens-
werte des staatlichen Unternehmens ,Zavod sham-
panskykh vin Novy Svet“ erklirt wurde. Das Un-
ternehmen ist somit von den ,Behorden” der Krim
effektiv konfisziert worden. Am 4.1.2015 neu ein-
getragen als Staatseinheitsunternehmen der ,Repu-
blik Krim*“ ,Schaumweinhersteller Novy Svet* (Fo-
CyHapcTBEHHOE YHUTapHOe npemnpustue PecriyGrmmku
KpbIM ,,3aBont mamnanckux BuH Hospiii Ceer™). Griin-
der: Ministerium fir Landwirtschaft der ,Republik
Krim*“ (MuHuCTepcTBO CeNbCKOro xo3siicta Pecriy6-
mku Kpbim).
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23.

Russische Nationale
Handelsbank

(Poccuitckuil HaLMOHAITLHBI
KOMMepuecKuit OaHK)

295000, Simferopol,
Naberezhnaja Str.
(Name in Erinnerung an
den 60. Jahrestag der
Griindung der

UdSSR) 34

295000, Cumdepornons,
yn. HabepexHast MMeHn
60-nerns CCCP, n. 34

Website: http:/[www.
rncb.ru

Nach der rechtswidrigen Annexion der Krim ging
die Russische Nationale Handelsbank (RNCB) voll-
stindig in das Eigentum der sogenannten ,Repu-
blik Krim*“ tiber. Im Januar 2017 ging sie in das Ei-
gentum der Foderalen Agentur fiir die Verwaltung
des Staatsbesitzes iiber, auch bekannt als Rosi-
mushchestvo (Qenepanbroe arentcTBo mo ympasre-
HUIO TOCYIAPCTBEHHBIM MMYILecTBoM (Pocumy1ecTso)).

Sie wurde ein dominanter Marktteilnehmer, ob-
wohl sie vor der Annexion auf der Krim keine
Rolle spielte. Durch den Erwerb oder die Uber-
nahme von Zweigstellen sich zuriickziehender
Banken auf der Krim hat die RNCB materiell und
finanziell die Malnahmen der russischen Regie-
rung zur Eingliederung der Krim in die Russische
Foderation unterstiitzt und so die territoriale Un-
versehrtheit der Ukraine untergraben.

30.7.2014

25.

Frieden fur die Region Lugansk
(Mir Luganschine) Mup
Jlyranummne

https://mir-lug.info/

Offentliche ,Organisation®, die Kandidaten fiir die
sogenannten ,Wahlen“ in der sogenannten ,Volks-
republik Lugansk“ vom 2. November 2014 auf-
stellte. Diese ,Wahlen“ verstoen gegen ukraini-
sches Recht und sind daher unrechtmafig.

Durch die férmliche Teilnahme an den unrechtmi-
Rigen ,Wahlen“ hat sie daher aktiv Handlungen
und politische Maffnahmen unterstiitzt, die die ter-
ritoriale Unversehrtheit, Souverinitit und Unab-
hingigkeit der Ukraine untergraben und die Ukrai-
ne weiter destabilisieren. Leiter: Igor PLOTNITSKY.

29.11.2014

26.

Freies Donbass (,Free Donbass*
alias ,Free Donbas®, ,Svobodny
Donbass“) CBobomHbtit [Tonbacc

http:/[www.odsd.ruf

Offentliche ,Organisation®, die Kandidaten fiir die
sogenannten ,Wahlen“ in der sogenannten ,Volks-
republik Donezk“ vom 2. November 2014 auf-
stellte. Diese ,Wahlen“ verstoffen gegen ukraini-
sches Recht und sind daher unrechtmifig.

Durch die formliche Teilnahme an den unrechtma-
Rigen ,Wahlen“ hat sie daher aktiv Handlungen
und politische Mafinahmen unterstiitzt, die die ter-
ritoriale Unversehrtheit, Souverdnitit und Unab-
hingigkeit der Ukraine untergraben und die Ukrai-
ne weiter destabilisieren.

29.11.2014

30.

Sparta-Bataillon

Baranpon ,Cnapra“

Bewaffnete Separatistengruppe, die aktiv Handlun-
gen unterstiitzt hat, die die territoriale Unversehrt-
heit, Souverdnitdt und Unabhingigkeit der Ukraine
untergraben und die Ukraine weiter destabilisieren.

Teil des sogenannten ,1. Armeekorps der ,Volks-
republik Donezk*.

16.2.2015
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31. | Somali-Bataillon Bewaffnete Separatistengruppe, die aktiv Handlun- | 16.2.2015
B C « gen unterstiitzt hat, die die territoriale Unversehrt-
ATAIBOM L LOMaTH heit, Souverdnitdt und Unabhingigkeit der Ukraine
untergraben und die Ukraine weiter destabilisieren.
Teil des sogenannten ,1. Armeekorps der ,Volks-

republik Donezk*.
37. | Bewegung ,NOVOROSSIYA“ von | http://novorossia.prof Die Bewegung ,Novorossiya“/,Neues Russland“| 16.2.2015

Igor STRELKOV

Heuxenue ,Hosopoccusa® Urops
CTPEJIKOBA

wurde im November 2014 in Russland gegriindet
und wird von dem russischen Offizier Igor Strel-
kov/Girkin angefiihrt (erwiesenermaflen Mitarbei-
ter der Hauptverwaltung fir Aufklirung beim
Generalstab der Streitkrifte der Russischen Fodera-
tion (GRU)).

Gemaf ihrer erkldrten Zielsetzung bemiiht sie sich
um umfassende, wirksame Unterstiitzung fiir ,No-
vorossiya“, auch durch Hilfestellung fir Milizen,
die in der Ostukraine kimpfen, und unterstiitzt da-
mit politische Malnahmen, die die territoriale Un-
versehrtheit, Souverdnitit und Unabhingigkeit der
Ukraine untergraben.

Steht in Verbindung mit einer Person, die wegen
Untergrabung der territorialen Unversehrtheit ge-
listet ist.
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DELEGIERTE VERORDNUNG (EU) 2017/1550 DER KOMMISSION
vom 14. Juli 2017

zur Anfiigung eines Anhangs an die Verordnung (EU) 2016/1076 des Europdischen Parlaments und

des Rates mit Durchfithrungsbestimmungen zu den Regelungen der Wirtschaftspartnerschafts-

abkommen oder der zu Wirtschaftspartnerschaftsabkommen fiihrenden Abkommen fiir Waren mit

Ursprung in bestimmten Staaten, die zur Gruppe der Staaten Afrikas, des karibischen Raums und
des Pazifischen Ozeans (AKP) gehéren

DIE EUROPAISCHE KOMMISSION —
gestiitzt auf den Vertrag tiber die Arbeitsweise der Européischen Union,

gestiitzt auf die Verordnung (EU) 2016/1076 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 8. Juni 2016 mit Durch-
fihrungsbestimmungen zu den Regelungen der Wirtschaftspartnerschaftsabkommen oder der zu Wirtschaftspartner-
schaftsabkommen fithrenden Abkommen fiir Waren mit Ursprung in bestimmten Staaten, die zur Gruppe der Staaten
Afrikas, des karibischen Raums und des Pazifischen Ozeans (AKP) gehoren ('), insbesondere auf Artikel 4 Absatz 3 und
Artikel 22,

in Erwigung nachstehender Griinde:

(1)  Die Verordnung (EU) 2016/1076 enthilt Durchfithrungsbestimmungen zu den Marktzugangsregelungen fiir
Waren mit Ursprung in denjenigen Staaten Afrikas, des karibischen Raums und des Pazifischen Ozeans (AKP), die
Wirtschaftspartnerschaftsabkommen (im Folgenden ,WPA®) oder zu Wirtschaftspartnerschaftsabkommen
fihrende Abkommen mit der EU geschlossen haben.

(2)  Das Wirtschaftspartnerschaftsabkommen zwischen der Europdischen Union und ihren Mitgliedstaaten einerseits
sowie den SADC-WPA-Staaten andererseits (im Folgenden ,SADC-WPA®) wird seit dem 10. Oktober 2016
vorldufig angewandt.

(3)  Die Kommission ist befugt, gemafl Artikel 4 Absatz 3 und Artikel 22 der Verordnung (EU) 2016/1076 delegierte
Rechtsakte zu erlassen, durch die dieser Verordnung ein Anhang angefiigt wird, in dem die Marktzugangsre-
gelungen fiir die Einfuhr von Waren mit Ursprung in Stidafrika in die Europdische Union festgelegt werden, da
die relevanten Handelsbestimmungen des Abkommens iiber Handel, Entwicklung und Zusammenarbeit (,TDCA®)
nun durch entsprechende Bestimmungen des SADC-WPA abgelost worden sind —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Der Verordnung (EU) 2016/1076 wird der im Anhang der vorliegenden Verordnung aufgefithrte Anhang V angefiigt, in
dem die fir die Einfuhr von Waren mit Ursprung in Siidafrika in die EU geltenden Marktzugangsregelungen festgelegt
werden.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veroffentlichung im Amtsblatt der Europdischen Union in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Briissel, den 14. Juli 2017

Fiir die Kommission
Der Président
Jean-Claude JUNCKER

(') ABL.L185vom 8.7.2016,S.1.
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ANHANG
+~ANHANG V

EINFUHRZOLLE DER EU AUF WAREN MIT URSPRUNG IN SUDAFRIKA

Fiir Waren mit Ursprung in Stidafrika gilt bei der Einfuhr in die EU gemdf8 Artikel 24 Absatz 2 des SADC-WPA die in
Anhang I des SADC-WPA fiir Siidafrika festgelegte Behandlung.

Die Artikel 9 bis 20 dieser Verordnung finden auf Siidafrika Anwendung.“
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DELEGIERTE VERORDNUNG (EU) 2017/1551 DER KOMMISSION
vom 14. Juli 2017

zur Anderung des Anhangs I der Verordnung (EU) 2016/1076 des Europiischen Parlaments und

des Rates mit Durchfithrungsbestimmungen zu den Regelungen der Wirtschaftspartnerschafts-

abkommen oder der zu Wirtschaftspartnerschaftsabkommen fiihrenden Abkommen fiir Waren mit

Ursprung in bestimmten Staaten, die zur Gruppe der Staaten Afrikas, des karibischen Raums und
des Pazifischen Ozeans (AKP) gehéren

DIE EUROPAISCHE KOMMISSION —
gestiitzt auf den Vertrag iiber die Arbeitsweise der Europiischen Union,

gestiitzt auf die Verordnung (EU) 2016/1076 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 8. Juni 2016 mit Durch-
fihrungsbestimmungen zu den Regelungen der Wirtschaftspartnerschaftsabkommen oder der zu Wirtschaftspartner-
schaftsabkommen fithrenden Abkommen fiir Waren mit Ursprung in bestimmten Staaten, die zur Gruppe der Staaten
Afrikas, des karibischen Raums und des Pazifischen Ozeans (AKP) gehoren ('), insbesondere auf Artikel 2 Absatz 2,

in Erwidgung nachstehender Griinde:

(1)  Die Liste der Lander, fur welche die Regelungen iiber den Zugang zum Markt der EU nach der Verordnung (EU)
2016/1076 gelten, wird mit Anhang I der Verordnung festgelegt. Mit der Verordnung wird auflerdem ein
Verfahren fur die Anwendung von Schutzmafinahmen durch die Europdische Union in Bezug auf Waren mit
Ursprung in den in Anhang I aufgefithrten Landern festgelegt.

(2)  Mit der Verordnung (EU) 2016/1076 wird die Kommission befugt, delegierte Rechtsakte zur Anderung des
Anhangs I der Verordnung zu erlassen, damit Staaten der AKP-Staatengruppe, die Verhandlungen iiber
Wirtschaftspartnerschaftsabkommen (im Folgenden ,WPA*) mit der Européischen Union abgeschlossen haben, in
den Anhang aufgenommen werden kénnen.

(3)  Die WPA-Staaten der Entwicklungsgemeinschaft des Siidlichen Afrikas (im Folgenden ,SADC®), die Europiische
Union und ihre Mitgliedstaaten schlossen am 15. Juli 2014 die Verhandlungen iiber ein umfassendes Wirtschafts-
partnerschaftsabkommen ab. Die SADC-WPA-Staaten, die Europdische Union und ihre Mitgliedstaaten
unterzeichneten das Abkommen am 10. Juni 2016 (3.

(4)  Lesotho hat das WPA am 16. September 2016 ratifiziert.

(5)  Mosambik hat das WPA am 28. April 2017 ratifiziert.

(6)  Das Europdische Parlament hat das WPA am 30. September 2016 gebilligt.
(7)  Daher wird das WPA seit dem 10. Oktober 2016 vorldufig angewendet.

(8)  Folglich sollten Lesotho und Mosambik ebenfalls in den genannten Anhang I aufgenommen werden, damit die
vollstindige Anwendung des WPA durch die EU erleichtert wird —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1
Das Konigreich Lesotho und die Republik Mosambik werden in Anhang I der Verordnung (EU) 2016/1076
aufgenommen.

Artikel 2
Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veroffentlichung im Amtsblatt der Europdischen Union in Kraft.

(') ABL.L185vom 8.7.2016,S. 1.
(%) Wirtschaftspartnerschaftsabkommen zwischen der Europdischen Union und ihren Mitgliedstaaten einerseits und den SADC-WPA-
Staaten andererseits (ABl. L 250 vom 16.9.2016, S. 3).
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Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem

Mitgliedstaat.

Briissel, den 14. Juli 2017

Fiir die Kommission
Der Prisident
Jean-Claude JUNCKER
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DURCHFUHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2017/1552 DER KOMMISSION
vom 5. September 2017

zur Eintragung einer Bezeichnung in das Register der geschiitzten Ursprungsbezeichnungen und
der geschiitzten geografischen Angaben (Porc noir de Bigorre (g.U.))

DIE EUROPAISCHE KOMMISSION —
gestiitzt auf den Vertrag tiber die Arbeitsweise der Europaischen Union,

gestiitzt auf die Verordnung (EU) Nr. 1151/2012 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 21. November 2012
tiber Qualititsregelungen fiir Agrarerzeugnisse und Lebensmittel (), insbesondere auf Artikel 52 Absatz 2,

in Erwigung nachstehender Griinde:

(1)  Der Antrag Frankreichs auf Eintragung der Bezeichnung ,Porc noir de Bigorre“ wurde gemaf Artikel 50 Absatz 2
Buchstabe a der Verordnung (EU) Nr. 1151/2012 im Amtsblatt der Europdischen Union veroffentlicht. (3)

(2)  Da bei der Kommission kein Einspruch gemaf$ Artikel 51 der Verordnung (EU) Nr. 1151/2012 eingegangen ist,
sollte die Bezeichnung ,Porc noir de Bigorre“ eingetragen werden —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1
Die Bezeichnung ,Porc noir de Bigorre® (g.U.) wird eingetragen.
Mit der in Absatz 1 genannten Bezeichnung wird ein Erzeugnis der Klasse 1.1. ,Fleisch (und Schlachtnebenerzeugnisse),
frisch* gemafl Anhang XI der Durchfithrungsverordnung (EU) Nr. 668/2014 der Kommission (*) ausgewiesen.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veroffentlichung im Amtsblatt der Europdischen Union in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Briissel, den 5. September 2017

Fiir die Kommission,
im Namen des Prisidenten,
Phil HOGAN

Mitglied der Kommission

(') ABLL 343 vom14.12.2012,S. 1.

() ABLC150vom 13.5.2017,S.8.

() Durchfithrungsverordnung (EU) Nr. 668/2014 der Kommission vom 13. Juni 2014 mit Durchfithrungsbestimmungen zur Verordnung
(EU) Nr. 11512012 des Europiischen Parlaments und des Rates iiber Qualititsregelungen fiir Agrarerzeugnisse und Lebensmittel
(ABL.L 179 vom 19.6.2014, S. 36).
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DURCHFUHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2017/1553 DER KOMMISSION
vom 5. September 2017

zur Genehmigung einer nicht geringfiigigen Anderung der Spezifikation einer im Register der
geschiitzten Ursprungsbezeichnungen und der geschiitzten geografischen Angaben eingetragenen
Bezeichnung (Chasselas de Moissac (g.U.))

DIE EUROPAISCHE KOMMISSION —
gestiitzt auf den Vertrag tiber die Arbeitsweise der Européischen Union,

gestiitzt auf die Verordnung (EU) Nr. 1151/2012 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 21. November 2012
tiber Qualititsregelungen fiir Agrarerzeugnisse und Lebensmittel (), insbesondere auf auf Artikel 52 Absatz 2,

in Erwidgung nachstehender Griinde:

(1)  Die Kommission hat den Antrag Frankreichs auf Genehmigung einer Anderung der Produktspezifikation gemif
Artikel 53 Absatz 1 Unterabsatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 1151/2012 der geschiitzten Ursprungsbezeichnung
»,Chasselas de Moissac, der durch die Verordnung (EG) Nr. 1107/96 der Kommission (%) eingetragen und durch
die Verordnung (EG) Nr. 1030/2008 der Kommission (*) gedndert wurde, gepriift.

(2)  Da es sich nicht um eine geringfiigige Anderung im Sinne von Artikel 53 Absatz 2 der Verordnung (EU)
Nr. 1151/2012 handelt, hat die Kommission den Antrag auf Anderung gemidfl Artikel 50 Absatz 2 Buchstabe a
der genannten Verordnung im Amtsblatt der Europdischen Union (*) veroffentlicht.

(3)  Da bei der Kommission kein Einspruch gemafl Artikel 51 der Verordnung (EU) Nr. 1151/2012 erhoben wurde,
ist die Anderung der Produktspezifikation zu genehmigen —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die im Amtsblatt der Europdischen Union veréffentlichte Anderung der Produktspezifikation fiir den Namen ,Chasselas de
Moissac” (g.U.) wird genehmigt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veroffentlichung im Amtsblatt der Europdischen Union in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Briissel, den 5. September 2017

Fiir die Kommission,
im Namen des Prisidenten,
Phil HOGAN

Mitglied der Kommission

(") ABL.L343vom 14.12.2012,S.1.

(}) Verordnung (EG) Nr. 1107/96 der Kommission vom 12. Juni 1996 zur Eintragung geographischer Angaben und Ursprungsbe-
zeichnungen gemdfl dem Verfahren nach Artikel 17 der Verordnung (EWG) Nr. 2081/92 des Rates (ABL L 148 vom 21.6.1996, S. 1).

(*) Verordnung (EG) Nr. 1030/2008 der Kommission vom 20. Oktober 2008 zur Genehmigung nicht geringfiigiger Anderungen der
Spezifikation einer im Register der geschiitzten Ursprungsbezeichnungen und der geschiitzten geografischen Angaben eingetragenen
Bezeichnung (Chasselas de Moissac (g.U.)), ABL. L 278 vom 21.10.2008, S. 7).

() ABL C 143 vom 6.5.2017,S. 8.
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DURCHFUHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2017/1554 DER KOMMISSION
vom 5. September 2017

zur Eintragung einer Bezeichnung in das Register der geschiitzten Ursprungsbezeichnungen und
der geschiitzten geografischen Angaben (Jambon noir de Bigorre (g.U.))

DIE EUROPAISCHE KOMMISSION —
gestiitzt auf den Vertrag tiber die Arbeitsweise der Europaischen Union,

gestiitzt auf die Verordnung (EU) Nr. 1151/2012 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 21. November 2012
tiber Qualititsregelungen fiir Agrarerzeugnisse und Lebensmittel (), insbesondere auf Artikel 52 Absatz 2,

in Erwigung nachstehender Griinde:

(1)  Der Antrag Frankreichs auf Eintragung der Bezeichnung ,Jambon noir de Bigorre* wurde gemifs Artikel 50
Absatz 2 Buchstabe a der Verordnung (EU) Nr. 1151/2012 im Amtsblatt der Europdischen Union veroffentlicht (3).

(2)  Da bei der Kommission kein Einspruch gemaf$ Artikel 51 der Verordnung (EU) Nr. 1151/2012 eingegangen ist,
sollte die Bezeichnung ,Jambon noir de Bigorre* eingetragen werden —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1
Die Bezeichnung ,Jambon noir de Bigorre” (g.U.) wird eingetragen.

Mit der in Absatz 1 genannten Bezeichnung wird ein Erzeugnis der Klasse 1.2. ,Fleischerzeugnisse (gekocht, gepokelt,
gerduchert usw.)“ gemifl Anhang XI der Durchfithrungsverordnung (EU) Nr. 668/2014 der Kommission (*) ausgewiesen.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veroffentlichung im Amtsblatt der Europdischen Union in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Briissel, den 5. September 2017

Fiir die Kommission,
im Namen des Prisidenten,
Phil HOGAN

Mitglied der Kommission

(') ABLL 343 vom14.12.2012,S. 1.

() ABLC148vom12.5.2017,S.6.

() Durchfithrungsverordnung (EU) Nr. 668/2014 der Kommission vom 13. Juni 2014 mit Durchfithrungsbestimmungen zur Verordnung
(EU) Nr. 11512012 des Europiischen Parlaments und des Rates iiber Qualititsregelungen fiir Agrarerzeugnisse und Lebensmittel
(ABL.L 179 vom 19.6.2014, S. 36).
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DURCHFUHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2017/1555 DER KOMMISSION
vom 12. September 2017

zur Eintragung einer Bezeichnung in das Register der geschiitzten Ursprungsbezeichnungen
und der geschiitzten geografischen Angaben (ITevkodupapopelo Kpig (Pefkothymaromelo Kritis)
(gU.)

DIE EUROPAISCHE KOMMISSION —
gestiitzt auf den Vertrag tiber die Arbeitsweise der Européischen Union,

gestiitzt auf die Verordnung (EU) Nr. 1151/2012 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 21. November 2012
tiber Qualititsregelungen fiir Agrarerzeugnisse und Lebensmittel (), insbesondere auf Artikel 52 Absatz 2,

in Erwidgung nachstehender Griinde:

(1)  Der Antrag Griechenlands auf Eintragung der Bezeichnung ,ITeukodupapopeho Kprmng” (Pefkothymaromelo Kritis)
wurde gemif$ Artikel 50 Absatz 2 Buchstabe a der Verordnung (EU) Nr. 1151/2012 im Amitsblatt der Europdischen
Union (%) veroffentlicht.

(2)  Da bei der Kommission kein Einspruch gemifs Artikel 51 der Verordnung (EU) Nr. 1151/2012 eingegangen ist,
sollte die Bezeichnung ,ITeukodupapopeho Kprme* (Pefkothymaromelo Kritis) eingetragen werden —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1
Die Bezeichnung ,I[Teukodupapopeho Kprng” (Pefkothymaromelo Kritis) (g.U.) wird eingetragen.

Mit der in Absatz 1 genannten Bezeichnung wird ein Erzeugnis der Klasse 1.4 ,Sonstige Erzeugnisse tierischen
Ursprungs (Eier, Honig, verschiedene Milcherzeugnisse aufler Butter usw.) gemdf Anhang XI der Durchfithrungs-
verordnung (EU) Nr. 668/2014 der Kommission (}) ausgewiesen.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veroffentlichung im Amtsblatt der Europdischen Union in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Briissel, den 12. September 2017

Fiir die Kommission,
im Namen des Prisidenten,
Phil HOGAN

Mitglied der Kommission

(') ABLL 343 vom14.12.2012,S. 1.

() ABL C108vom 6.4.2017,S. 20.

() Durchfithrungsverordnung (EU) Nr. 668/2014 der Kommission vom 13. Juni 2014 mit Durchfithrungsbestimmungen zur Verordnung
(EU) Nr. 11512012 des Europiischen Parlaments und des Rates iiber Qualititsregelungen fiir Agrarerzeugnisse und Lebensmittel
(ABL.L 179 vom 19.6.2014, S. 36).
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DURCHFUHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2017/1556 DER KOMMISSION
vom 12. September 2017

zur Genehmigung einer nicht geringfiigigen Anderung der Spezifikation einer im Register der
geschiitzten Ursprungsbezeichnungen und der geschiitzten geografischen Angaben eingetragenen
Bezeichnung (Ternera de Extremadura (g.g.A.))

DIE EUROPAISCHE KOMMISSION —
gestiitzt auf den Vertrag tiber die Arbeitsweise der Européischen Union,

gestiitzt auf die Verordnung (EU) Nr. 1151/2012 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 21. November 2012
tiber Qualititsregelungen fiir Agrarerzeugnisse und Lebensmittel (), insbesondere auf Artikel 52 Absatz 2,

in Erwidgung nachstehender Griinde:

(1) GemaR Artikel 53 Absatz 1 Unterabsatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 1151/2012 hat die Kommission den Antrag
Spaniens auf Genehmigung einer Anderung der Spezifikation der geschiitzten geografischen Angabe ,Ternera de
Extremadura® gepriift, die mit der Verordnung (EG) Nr. 1437/2004 der Kommission (?) eingetragen worden ist.

(2)  Da es sich nicht um eine geringfiigige Anderung im Sinne von Artikel 53 Absatz 2 der Verordnung (EU)
Nr. 1151/2012 handelt, hat die Kommission den Antrag auf Anderung gemifl Artikel 50 Absatz 2 Buchstabe a
der genannten Verordnung im Amtsblatt der Europdischen Union () veroffentlicht.

(3)  Bei der Kommission ist kein Einspruch gemafl Artikel 51 der Verordnung (EU) Nr. 1151/2012 eingegangen;
daher sollte die Anderung der Spezifikation genehmigt werden —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die im Amtsblatt der Europdischen Union veroffentlichte Anderung der Spezifikation fiir die Bezeichnung ,Ternera de
Extremadura”“ (g.g.A.) wird genehmigt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veroffentlichung im Amtsblatt der Europdischen Union in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Briissel, den 12. September 2017

Fiir die Kommission,
im Namen des Prisidenten,
Phil HOGAN

Mitglied der Kommission

(') ABLL343vom 14.12.2012,S.1.

(*) Verordnung (EG) Nr. 1437/2004 der Kommission vom 11. August 2004 zur Erganzung des Anhangs der Verordnung (EG) Nr. 2400/96
zur Eintragung bestimmter Bezeichnungen in das Verzeichnis der geschiitzten Ursprungsbezeichnungen und der geschiitzten
geografischen Angaben (,Valengay®, ,Scottish Farmed Salmon®, ,Ternera de Extremadura“ und ,Aceite de Mallorca“ oder ,Aceite
mallorquin“ oder ,Oli de Mallorca“ oder ,Oli mallorqui®) (ABL. L 265 vom 12.8.2004, S. 3).

() ABLC120vom 13.4.2017,S. 29.
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DURCHFUHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2017/1557 DER KOMMISSION
vom 12. September 2017

zur Genehmigung einer nicht geringfiigigen Anderung der Spezifikation einer im Register der
geschiitzten Ursprungsbezeichnungen und der geschiitzten geografischen Angaben eingetragenen
Bezeichnung (Coco de Paimpol (g.U.))

DIE EUROPAISCHE KOMMISSION —
gestiitzt auf den Vertrag tiber die Arbeitsweise der Européischen Union,

gestiitzt auf die Verordnung (EU) Nr. 1151/2012 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 21. November 2012
tiber Qualititsregelungen fiir Agrarerzeugnisse und Lebensmittel (), insbesondere auf Artikel 52 Absatz 2,

in Erwidgung nachstehender Griinde:

(1) GemaR Artikel 53 Absatz 1 Unterabsatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 1151/2012 hat die Kommission den Antrag
Frankreichs auf Genehmigung einer Anderung der Spezifikation der geschiitzten Ursprungsbezeichnung ,Coco de
Paimpol“ gepriift, die mit der Verordnung (EG) Nr. 1645/1999 der Kommission (?) eingetragen worden ist.

(2)  Da es sich nicht um eine geringfiigige Anderung im Sinne von Artikel 53 Absatz 2 der Verordnung (EU)
Nr. 1151/2012 handelt, hat die Kommission den Antrag auf Anderung gemidfl Artikel 50 Absatz 2 Buchstabe a
der genannten Verordnung im Amtsblatt der Europdischen Union () veroffentlicht.

(3)  Bei der Kommission ist kein Einspruch gemafl Artikel 51 der Verordnung (EU) Nr. 1151/2012 eingegangen;
daher sollte die Anderung der Spezifikation genehmigt werden —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die im Amitsblatt der Europdischen Union verdffentlichte Anderung der Spezifikation fiir die Bezeichnung ,Coco de
Paimpol“ (g.U.) wird genehmigt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veroffentlichung im Amtsblatt der Europdischen Union in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Briissel, den 12. September 2017

Fiir die Kommission,
im Namen des Prdsidenten,
Phil HOGAN

Mitglied der Kommission

(') ABLL343vom 14.12.2012,S.1.

(*) Verordnung (EG) Nr. 1645/1999 der Kommission vom 27. Juli 1999 zur Ergdnzung des Anhangs der Verordnung (EG) Nr. 2400/96 zur
Eintragung bestimmter Bezeichnungen in das Verzeichnis der geschiitzten Ursprungsbezeichnungen und der geschiitzten geografischen
Angaben fiir Agrarerzeugnisse und Lebensmittel gemaf der Verordnung (EWG) Nr. 2081/92 des Rates zum Schutz von geografischen
Angaben und Ursprungsbezeichnungen fiir Agrarerzeugnisse und Lebensmittel (ABL. L 195 vom 28.7.1999, S. 7).

() ABL C137vom 29.4.2017,8.9.
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DURCHFUHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2017/1558 DER KOMMISSION
vom 14. September 2017

zur Anderung der Verordnung (EU) Nr. 37/2010 iiber die Einstufung des Stoffs Bromelin
hinsichtlich der Riickstandshéchstmenge

(Text von Bedeutung fiir den EWR)

DIE EUROPAISCHE KOMMISSION —
gestiitzt auf den Vertrag tiber die Arbeitsweise der Européischen Union,

gestiitzt auf die Verordnung (EG) Nr. 470/2009 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 6. Mai 2009 iiber die
Schaffung eines Gemeinschaftsverfahrens fiir die Festsetzung von Hochstmengen fur Riickstinde pharmakologisch
wirksamer Stoffe in Lebensmitteln tierischen Ursprungs, zur Aufhebung der Verordnung (EWG) Nr. 2377/90 des Rates
und zur Anderung der Richtlinie 2001/82/EG des Europiischen Parlaments und des Rates und der Verordnung (EG)
Nr. 726/2004 des Europdischen Parlaments und des Rates ('), insbesondere auf Artikel 14 in Verbindung mit Artikel 17,

gestiitzt auf die Stellungnahme der Europiischen Arzneimittel-Agentur, die vom Ausschuss fiir Tierarzneimittel
abgegeben wurde,

in Erwdgung nachstehender Griinde:

(1)  GemaR Artikel 17 der Verordnung (EG) Nr. 470/2009 werden die Hochstmengen an Riickstinden
pharmakologisch wirksamer Stoffe, die in der Union zur Verwendung in Arzneimitteln fiir Tiere, die der
Lebensmittelgewinnung dienen, oder in Biozidprodukten, die in der Tierhaltung eingesetzt werden, bestimmt
sind, in einer Verordnung festgelegt.

(2)  Tabelle 1 im Anhang der Verordnung (EU) Nr. 37/2010 der Kommission (?) enthilt eine Liste pharmakologisch
wirksamer Stoffe und deren Einstufung hinsichtlich der Riickstandshochstmengen in Lebensmitteln tierischen
Ursprungs.

(3)  Der Stoff Bromelin wird nicht in dieser Tabelle gefiihrt.

(4)  Der Europdischen Arzneimittel-Agentur (EMA) liegt ein Antrag auf Festsetzung von Riickstandshochstmengen fiir
Bromelin bei Schweinen vor.

(5)  Die EMA ist auf Grundlage der Stellungnahme des Ausschusses fiir Tierarzneimittel zu dem Schluss gelangt, dass

es zum Schutz der menschlichen Gesundheit nicht notwendig ist, eine Riickstandshochstmenge fiir Bromelin bei
Schweinen festzusetzen.

(6)  Gemafs Artikel 5 der Verordnung (EG) Nr. 470/2009 ist die EMA verpflichtet, die Anwendung von Riickstands-
hochstmengen, die fur einen pharmakologisch wirksamen Stoff in einem bestimmten Lebensmittel bzw. in Bezug
auf eine oder mehrere Tierarten festgesetzt wurden, auf ein anderes von derselben Tierart stammendes
Lebensmittel bzw. auf andere Tierarten zu erwégen.

(7)  Nach Auffassung der EMA ist es aufgrund unzureichender Daten derzeit nicht angezeigt, die Einstufung ,keine
Riickstandshochstmenge(n) erforderlich” fur Bromelin von Schweinen auf andere Tierarten zu extrapolieren.

(8)  Die Verordnung (EU) Nr. 37/2010 sollte entsprechend gedndert werden.

(9)  Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maffnahmen entsprechen der Stellungnahme des Stindigen Ausschusses
fiir Tierarzneimittel —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1
Der Anhang der Verordnung (EU) Nr. 37/2010 wird gemifl dem Anhang der vorliegenden Verordnung gedndert.

(') ABLL152vom 16.6.2009,S.11.
(%) Verordnung (EU) Nr. 37/2010 der Kommission vom 22. Dezember 2009 iiber pharmakologisch wirksame Stoffe und ihre Einstufung
hinsichtlich der Riickstandshochstmengen in Lebensmitteln tierischen Ursprungs (ABL. L 15 vom 20.1.2010, S. 1).
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Artikel 2

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veroffentlichung im Amtsblatt der Europdischen Union in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Briissel, den 14. September 2017

Fiir die Kommission
Der Président
Jean-Claude JUNCKER

ANHANG

In Tabelle 1 des Anhangs der Verordnung (EU) Nr. 37/2010 wird in alphabetischer Reihenfolge ein Eintrag fur folgenden

Stoff eingefiigt:
Sonstige
Pharmakologisch Riickstands V(‘)‘rfgcz:lrglielillz; Th tisch
wirksame(r) Markerriickstand Tierart(en) his 1}11c ands- Zielgewebe (gegqtz: r71 de Ee'rapelg 1sche
Stoff(e) 6chstmenge(n) satz 7 der instufung
Verordnung (EG)
Nr. 470/2009)
~Bromelin NICHT Schweine Keine NICHT KEIN EINTRAG | Antidiarrhoika“
ZUTREFFEND Riickstandshoc- | ZUTREFFEND
hstmenge(n)
erforderlich
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DURCHFUHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2017/1559 DER KOMMISSION
vom 14.September 2017

zur Anderung der Verordnung (EU) Nr. 37/2010 in Bezug auf die Einstufung des Stoffs Alarelin
hinsichtlich der Riickstandshéchstmenge

(Text von Bedeutung fiir den EWR)

DIE EUROPAISCHE KOMMISSION —
gestiitzt auf den Vertrag tiber die Arbeitsweise der Européischen Union,

gestiitzt auf die Verordnung (EG) Nr. 470/2009 des Europiischen Parlaments und des Rates vom 6. Mai 2009 tiber die
Schaffung eines Gemeinschaftsverfahrens fiir die Festsetzung von Hochstmengen fur Riickstinde pharmakologisch
wirksamer Stoffe in Lebensmitteln tierischen Ursprungs, zur Aufhebung der Verordnung (EWG) Nr. 2377/90 des Rates
und zur Anderung der Richtlinie 2001/82/EG des Europdischen Parlaments und des Rates und der Verordnung (EG)
Nr. 726/2004 des Europaischen Parlaments und des Rates (1), insbesondere auf Artikel 14 in Verbindung mit Artikel 17,

gestiitzt auf die Stellungnahme der Europiischen Arzneimittel-Agentur, die vom Ausschuss fiir Tierarzneimittel
abgegeben wurde,

in Erwigung nachstehender Griinde:

(1)  Gemal Artikel 17 der Verordnung (EG) Nr. 470/2009 werden die Hochstmengen an Riickstinden
pharmakologisch wirksamer Stoffe, die in der Union zur Verwendung in Arzneimitteln firr Tiere, die zur
Lebensmittelerzeugung genutzt werden, oder in Biozidprodukten, die in der Tierhaltung eingesetzt werden,
bestimmt sind, in einer Verordnung festgelegt.

(2)  Tabelle 1 im Anhang der Verordnung (EU) Nr. 37/2010 der Kommission (}) enthilt eine Liste pharmakologisch
wirksamer Stoffe und deren Einstufung hinsichtlich der Riickstandshochstmengen in Lebensmitteln tierischen
Ursprungs.

(3)  Der Stoff Alarelin ist in dieser Tabelle nicht aufgefiihrt.

(4)  Der Europdischen Arzneimittel-Agentur (im Folgenden ,EMA®) liegt ein Antrag auf Festsetzung von Riickstands-
hochstmengen fiir Alarelin bei Kaninchen vor.

(5)  Die EMA ist auf Grundlage der Stellungnahme des Ausschusses fiir Tierarzneimittel zu dem Schluss gelangt, dass
die Wahrscheinlichkeit, dass ein Mensch biologisch relevanten Mengen von Alarelin nach Ingestion von Gewebe
von Kaninchen ausgesetzt ist, dufSerst gering ist; sie hat sich dahin gehend ausgesprochen, dass es zum Schutz der
menschlichen Gesundheit nicht notwendig ist, eine Riickstandshochstmenge fiir Alarelin bei Kaninchen
festzusetzen.

(6)  Gemdaf Artikel 5 der Verordnung (EG) Nr. 470/2009 erwigt die EMA, die Riickstandshochstmengen, die fiir
einen pharmakologisch wirksamen Stoff in einem bestimmten Lebensmittel bzw. in Bezug auf eine oder mehrere
Tierarten festgesetzt wurden, auf ein anderes von derselben Tierart stammendes Lebensmittel bzw. auf andere
Tierarten anzuwenden.

(7)  Nach Auffassung der EMA ist die Extrapolation der Einstufung ,keine Riickstandshochstmenge(n) erforderlich” fiir
Alarelin von Kaninchen auf alle zur Lebensmittelerzeugung genutzten Tierarten angemessen.

(8)  Die Verordnung (EU) Nr. 37/2010 sollte daher entsprechend geindert werden.

(9)  Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maffnahmen entsprechen der Stellungnahme des Stindigen Ausschusses
fur Tierarzneimittel —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1
Der Anhang der Verordnung (EU) Nr. 37/2010 wird gemifl dem Anhang der vorliegenden Verordnung gedndert.

(') ABLL152vom 16.6.2009,S.11.
(%) Verordnung (EU) Nr. 37/2010 der Kommission vom 22. Dezember 2009 iiber pharmakologisch wirksame Stoffe und ihre Einstufung
hinsichtlich der Riickstandshochstmengen in Lebensmitteln tierischen Ursprungs (ABL. L 15 vom 20.1.2010, S. 1).
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Artikel 2

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veroffentlichung im Amtsblatt der Europdischen Union in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem

Mitgliedstaat.

Briissel, den 14. September 2017

Fiir die Kommission
Der Président
Jean-Claude JUNCKER

ANHANG

In Tabelle 1 des Anhangs der Verordnung (EU) Nr. 37/2010 wird an der alphabetisch richtigen Stelle

folgenden Stoff eingeftigt:

ein Eintrag fur

Sonstige
Pharmakolo- Riickstands- Vorschriften
gisch wirk- Markerriickstand Tierart(en) hochst- Zielgewebe (gemdf Artikel 14 The'rapeutlsche
same(r) ) Absatz 7 der Einstufung
Stoff(e) mengen. Verordnung (EG)
Nr. 470/2009)
LAlarelin NICHT Alle zur Keine NICHT KEIN EINTRAG | Mittel, die auf den
ZUTREFFEND | Lebensmittelerzeugung | Riickstands- | ZUTREFFEND Fortpflanzungsappa-
genutzten Arten hochstmen- rat wirken®
ge(n)
erforderlich
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BESCHLUSSE

BESCHLUSS (GASP) 2017/1560 DES RATES
vom 14. September 2017

zur Anderung des Beschlusses (GASP) 2016/1693 betreffend restriktive Manahmen gegen ISIL
(Da’esh) und Al-Qaida und mit ihnen verbiindete Personen, Gruppen, Unternehmen und
Einrichtungen

DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION —
gestiitzt auf den Vertrag iiber die Europdische Union, insbesondere auf Artikel 29,

gestiitzt auf den Beschluss (GASP) 2016/1693 des Rates vom 20. September 2016 betreffend restriktive Manahmen
gegen ISIL (Da’esh) und Al-Qaida und mit ihnen verbiindete Personen, Gruppen, Unternchmen und Einrichtungen und
zur Authebung des Gemeinsamen Standpunkts 2002/402/GASP ('),

auf Vorschlag der Hohen Vertreterin der Union fiir AufSen- und Sicherheitspolitik,
in Erwidgung nachstehender Griinde:
(1) Der Rat hat am 20. September 2016 den Beschluss (GASP) 2016/1693 angenommen.

(2)  Die in Artikel 2 Absatz 2 und Artikel 3 Absitze 3 und 4 des Beschlusses (GASP) 2016/1693 genannten
restriktiven Maffnahmen gelten bis zum 23. September 2017. Nach einer Uberpriifung dieses Beschlusses sollten
die restriktiven Maflnahmen bis zum 31. Oktober 2018 verlingert werden.

(3)  Der Beschluss (GASP) 2016/1693 sollte daher entsprechend gedndert werden —

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN:

Artikel 1

Artikel 6 Absatz 5 des Beschlusses (GASP) 2016/1693 erhilt folgende Fassung:

,(5) Die in Artikel 2 Absatz 2 und Artikel 3 Absitze 3 und 4 genannten Malnahmen gelten bis zum
31. Oktober 2018."

Artikel 2

Dieser Beschluss tritt am Tag nach seiner Veroffentlichung im Amtsblatt der Europdischen Union in Kraft.

Geschehen zu Briissel am 14. September 2017.

Im Namen des Rates
Der Prisident
A. ANVELT

() ABLL255vom 21.9.2016, S. 25.
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BESCHLUSS (GASP) 2017/1561 DES RATES
vom 14. September 2017

zur Anderung des Beschlusses 2014/145/GASP iiber restriktive Mafnahmen angesichts von
Handlungen, die die territoriale Unversehrtheit, Souverinitit und Unabhingigkeit der Ukraine
untergraben oder bedrohen

DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION —
gestiitzt auf den Vertrag iiber die Europdische Union, insbesondere auf Artikel 29,

gestiitzt auf den Beschluss 2014/145/GASP des Rates vom 17. Mirz 2014 iiber restriktive Malnahmen angesichts von
Handlungen, die die territoriale Unversehrtheit, Souverdnitit und Unabhingigkeit der Ukraine untergraben oder
bedrohen ('), insbesondere auf Artikel 3 Absitze 1 und 3,

auf Vorschlag der Hohen Vertreterin der Union fir Auflen- und Sicherheitspolitik,
in Erwdgung nachstehender Griinde:
(1) Der Rat hat am 17. Mdrz 2014 den Beschluss 2014/145/GASP angenommen.

(2)  Am 13. Mérz 2017 hat der Rat den Beschluss (GASP) 2017/445 (%) angenommen, mit dem die im Beschluss
2014/145/GASP vorgesehenen Maffnahmen um weitere sechs Monate verldngert wurden.

(3)  Angesichts der andauernden Untergrabung oder Bedrohung der territorialen Unversehrtheit, Souverénitit und
Unabhingigkeit der Ukraine sollte der Beschluss 2014/145/GASP um weitere sechs Monate verlingert werden.

(4)  Der Rat hat die einzelnen Benennungen im Anhang des Beschlusses 2014/145/GASP tiberpriift und beschlossen,
die Angaben zu bestimmten Personen und Organisationen zu dndern.

(5)  Die Eintrdge zu vier verstorbenen Personen sollten aus der Liste der benannten Personen und Organisationen
gestrichen werden.

(6)  Aufgrund von Anderungen in der Eigentumsstruktur von drei Organisationen sollte der Anhang des
Beschlusses 2014/145/GASP gedndert werden, damit die bestehenden Mafnahmen gegen diese Organisationen
fortgefithrt werden konnen.

(7)  Der Beschluss 2014/145/GASP sollte daher entsprechend gedndert werden —
HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN:

Artikel 1

Der Beschluss 2014/145/GASP erhilt folgende Fassung:
1. In Artikel 2 wird folgender Absatz angefuigt:
.(7)  Abweichend von Absatz 2 kann ein Mitgliedstaat Zahlungen an die ,Seehandelshifen Krim‘ fiir

Dienstleistungen gestatten, die an den Hafen ,Fischereihafen Kerch’, ,Handelshafen Yalta® und ,Handelshafen Evpatoria‘
bzw. durch ,Gosgidrografiya‘ und die Hafenterminal-Zweigstellen der ,Sechandelshifen Krim‘ erbracht werden.”

2. In Artikel 6 erhilt Absatz 2 folgende Fassung:

,Dieser Beschluss gilt bis zum 15. Mirz 2018.“

(") ABL.L78vom17.3.2014,S.16. B

(*) Beschluss (GASP) 2017/445 des Rates vom 13. Midrz 2017 zur Anderung des Beschlusses 2014/145/GASP iiber restriktive Mainahmen
angesichts von Handlungen, die die territoriale Unversehrtheit, Souverdnitdt und Unabhingigkeit der Ukraine untergraben oder
bedrohen (ABL. L 67 vom 14.3.2017, S. 88).
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Artikel 2

Der Anhang des Beschlusses 2014/145/GASP wird gemifl dem Anhang dieses Beschlusses gedndert.

Artikel 3

Dieser Beschluss tritt am Tag nach seiner Veroffentlichung im Amtsblatt der Europdischen Union in Kraft.

Geschehen zu Briissel am 14. September 2017.

Im Namen des Rates
Der Prisident
A. ANVELT
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ANHANG

Der Anhang des Beschlusses 2014/145/GASP wird wie folgt gedndert:

1. Die Eintrdge zu den nachstehend aufgefiihrten Personen werden gestrichen:

Personen

15. Oleg Evgenevich PANTELEEV

44, Valeriy Dmitrievich BOLOTOV

136. Mikhail Sergeevich TOLSTYKH

139. Sergey Anatolievich LITVIN

Organisationen

2. Die Eintrdge zu den nachstehend aufgefithrten Organisationen werden gestrichen:

2. Gesellschaft mit beschrankter Haftung ,Port Feodosia“

12. Staatliches Unternehmen ,Fihrunternehmen Kerch“

14. Gesellschaft mit beschrankter Haftung ,Sechafen Kerch“/,Kamysh-Burun*

3. Die nachstehende Organisation wird aufgenommen:

Organisationen

Name

Angaben zur
Identifizierung

Begriindung

Datum der
Aufnahme
in die Liste

38.

,Staatseinheitsunternehmen
der Republik Krim
,Seehandelshifen Krim*

(TocymapcTBeHHOE YHUTAapHOE
npemnpusitie Pecrrybmkn Kpbiv
,KpBIMCKIMe MOpCKye TOpTHI®),
einschliefSlich Zweigstellen:

— Handelshafen Feodosia,
— Fihrunternehmen Kerch,
— Handelshafen Kerch.

Kirova Str. 28
298312 Kerch

Krim

(298312, Pecriy6myxa

Kpoim, rop. Kepus, yi.
Kuposa, om 28)

Das ,Parlament der Krim“ verabschiedete am
17. Mirz 2014 die EntschlieBung Nr. 1757-6/14
Liber die Verstaatlichung einiger Unternehmen im
Besitz der ukrainischen Ministerien fiir Infrastruk-
tur bzw. Landwirtschaft“ und am 26. Mirz 2014
die EntschlieBung Nr. 1865-6/14 ,iber das staatli-
che Unternehmen ,Seehandelshifen Krim* (,O Tocy-
APCTBEHHOM  Tpemnpustui  KpbIMCKME — MOpCKIMe
noptbl), in der im Namen der ,Republik Krim* die
Aneignung der Vermogenswerte mehrerer staatli-
cher Unternehmen erklirt wurde, die zu dem
,Staatseinheitsunternehmen der Republik Krim
Seehandelshifen Krim*“ verschmolzen wurden.
Diese Unternehmen wurden somit von den ,Be-
horden® der Krim effektiv konfisziert, und das Un-
ternehmen ,Seehandelshifen Krim“ hat von der
rechtswidrigen Ubertragung der Inhaberschaft pro-
fitiert.

16.9.2017
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4. Die Eintrage zu den nachstehend aufgefithrten Personen und Organisationen werden durch die folgenden Eintrige

ersetzt:

Personen

Name

Angaben zur
Identifizierung

Begriindung

Datum der
Aufnahme
in die Liste

1. | Sergey Valeryevich AKSYONOV,

Sergei Valerievich AKSENOV
(Cepreit BanepbeBiu AKCEHOB,

Serhiy Valeriyovych
AKSYONOV (Cepriii
Banepiitosua AKCbOHOB)

Geburtsdatum:
26.11.1972

Geburtsort: Beltsy
(Balti), jetzt Republik
Moldau

Aksyonov wurde am 27. Februar 2014 in Anwe-
senheit prorussischer Bewaffneter im Obersten Rat
der Krim zum ,Ministerprisidenten der Krim“ ge-
wihlt. Seine ,Wahl“ wurde am 1. Mérz 2014 vom
amtierenden ukrainischen Prisidenten Oleksandr
Turchynov als verfassungswidrig erklart. Er ist ak-
tiv fur das ,Referendum® vom 16. Marz 2014 ein-
getreten und war einer der Mitunterzeichner des
JVertrags vom 18. Marz 2014 tiber den Beitritt der
Krim zur Russischen Foderation“. Am 9. April 2014
wurde er von Prisident Putin zum amtierenden
,Staatsoberhaupt* der sogenannten ,Republik
Krim“ ernannt. Am 9. Oktober 2014 wurde er for-
mal zum ,Staatsoberhaupt® der sogenannten ,Re-
publik Krim“ gewihlt. Aksyonov verfiigte im An-
schluss daran, dass das Amt des ,Staatsoberhaupts®
mit dem des ,Ministerprisidenten vereint wird.

Mitglied des russischen Staatsrates. Seit Ja-
nuar 2017 Mitglied des Obersten Rates der Partei
,Einiges Russland*.

Fiir seine Beteiligung an der Annexion ist er vom
russischen Staat mit dem Orden ,Fiir Verdienste
um das Vaterland“ erster Klasse ausgezeichnet wor-
den.

17.3.2014

3. | Rustam Ilmirovich
TEMIRGALIEV (Pyctam
Vnsmyposiy TEMVPTATIVEB)

Rustam Ilmyrovych
TEMIRHALIIEV (Pycram
InsMuposuy TEMIPTAJTIEB)

Geburtsdatum:
15.8.1976

Geburtsort: Ulan-Ude,
Buryat ASSR (Russische
SESR)

Als ehemaliger stellvertretender Ministerprasident
der Krim hat Temirgaliev eine wichtige Rolle bei
den Beschliissen des Obersten Rates hinsichtlich
des ,Referendums“ vom 16. Mirz 2014 gegen die
territoriale Unversehrtheit der Ukraine gespielt. Er
hat aktiv fiir die Integration der Krim in die Russi-
sche Foderation geworben.

Am 11. Juni 2014 ist er vom Amt des ,Ersten
Stellvertretenden Ministerprisidenten” der soge-
nannten ,Republik Krim“ zuriickgetreten.

Unterstiitzt weiterhin aktiv die Handlungen oder
politischen Vorstellungen der Separatisten.

17.3.2014

5. | Aleksei Mikhailovich CHALIY
(Amekceit Muxaitnosiya YAJTbIN)

Oleksiy Mykhaylovych CHALYY
(Onexkciit Muxaitropuu JATIHIA)

Geburtsdatum:
13.6.1961

Geburtsort: Moskau
oder Sewastopol

Chaliy ist am 23. Februar 2014 durch Volksakkla-
mation ,Volksbiirgermeister von Sewastopol ge-
worden und hat diese ,Wahl“ angenommen. Er ist
aktiv daftir eingetreten, dass Sewastopol nach dem
Referendum vom 16. Mirz 2014 eine gesonderte
Einheit der Russischen Foderation wird. Er war ei-
ner der Mitunterzeichner des ,Vertrags vom
18. Mdrz 2014 iiber den Beitritt der Krim zur Rus-
sischen Foderation*. Er war vom 1. bis
14. April 2014 amtierender ,Gouverneur” von Se-
wastopol und ist ein ehemaliger ,gewahlter* Vorsit-
zender der ,gesetzgebenden Versammlung” der
Stadt Sewastopol. Mitglied der gesetzgebenden Ver-
sammlung der Stadt Sewastopol.

Fiir seine Beteiligung an der Annexion ist er vom
russischen Staat mit dem Orden ,Fiir Verdienste
um das Vaterland“ erster Klasse ausgezeichnet wor-
den.

17.3.2014
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Name

Angaben zur
Identifizierung

Begriindung

Datum der
Aufnahme
in die Liste

21.

Aleksandr Viktorovich GALKIN
(Anexcarnp Bukroposuu
TAJTKVH)

Geburtsdatum:
22.3.1958

Geburtsort:
Ordzhonikidze,
Nordossetische ASSR

Ehemaliger Befehlshaber des russischen Militirbe-
zirks Siid, aus dem Einheiten auf der Krim statio-
niert sind; die Schwarzmeerflotte untersteht Gal-
kins Kommando; viele der Truppenbewegungen in
die Krim sind durch den Militirbezirk Siid erfolgt.

Einsatzkrifte dieses Militarbezirks sind auf der
Krim stationiert. Verantwortlich fiir Teile der russi-
schen Militirprisenz auf der Krim, die die Souve-
rdnitdt der Ukraine untergribt; unterstiitzte die Be-
horden der Krim dabei, Demonstrationen gegen
das ,Referendum“ und gegen den Anschluss an
Russland zu verhindern. Auflerdem ist die
Schwarzmeerflotte diesem Militirbezirk unterstellt.

Derzeit beim Zentralapparat des russischen Vertei-
digungsministeriums beschiftigt. Seit dem 19. Ja-
nuar 2017 Berater des Verteidigungsministers.

17.3.2014

45.

Andrei Evgenevich PURGIN
(AHmpeit EBrensesuy ITYPTVIH)

Andriy Yevhenovych PURHIN
(Anmpiit €sreHosuy IYPITH)

Geburtsdatum:
26.1.1972

Geburtsort: Donezk

Hat an separatistischen Aktionen aktiv teilgenom-
men und sie organisiert, Koordinator von Aktio-
nen ,russischer Touristen* in Donezk. Mitgriinder
der ,Biirgerinitiative des Donezkbeckens fir die
Eurasische Union“. Ehemaliger ,Erster Stellvertre-
tender Vorsitzender des Ministerrates“. Bis zum
4. September 2015 ,Vorsitzender” des ,Volksrates
der Volksrepublik Donezk*.

Im Februar 2017 wurde ihm auf Beschluss des so-
genannten ,Volksrates” sein Mandat als Mitglied
des ,Volksrates der Volksrepublik Donezk“ entzo-
gen.

Unterstiitzt weiterhin aktiv die Handlungen oder
politischen Vorstellungen der Separatisten.

29.4.2014

47.

Sergey Gennadevich
TSYPLAKOV (Cepreit
TenHabeuy LbITTTAKOB)

Serhiy Hennadiyovych
TSYPLAKOV (Cepriii
T'enHapiiosny LINTITIAKOB)

Geburtsdatum:
1.5.1983

Geburtsort: Khartsyzsk,
Region Donezk

Einer der Anfithrer der ideologisch radikalen Orga-
nisation der ,Volksmiliz des Donezkbeckens®. War
aktiv an der Einnahme einiger staatlicher Gebdude
in der Region Donezk beteiligt.

Mitglied des ,Volksrates der Volksrepublik Do-
nezk®, Vorsitzender des ,Ausschusses des Volksra-
tes fiir Informationspolitik und Informationstech-
nologie*.

29.4.2014

53.

Oleg Grigorievich KOZYURA
(Omer I'puropnesuy KO3IOPA)

Oleh Hryhorovych KOZYURA
(Omer T'puroposuu KO3IOPA)

Geburtsdatum:
30.12.1965 oder
19.12.1962

Geburtsort: Simferopol,
Krim oder Zaporozhye

Ehemaliger Leiter des Amtes des foderalen Migra-
tionsdienstes fiir Sewastopol. Verantwortlich fiir
die systematische beschleunigte Ausstellung von
russischen Pdssen an die Einwohner Sewastopols.

Gegenwirtig Assistent des Stadtratsabgeordneten
von Sewastopol Mikhail Chaly.

12.5.2014
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Identifizierung T
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58. | Roman Viktorovich LYAGIN Geburtsdatum: Ehemaliger Leiter der zentralen Wahlkommission | 12.5.2014
(Poman Bukroposuy JISTVH) 30.5.1980 der ,Volksrepublik Donezk“. Organisierte aktiv das
Roman Viktorovych LIAHIN Geburtsort: Donezk, ,,\ljelfleirenduglq'k Sber k(}1e Slellbslt\lze§t;%1$ur]1£% der
(PoMaH Bikroposuy JISITTH) Ukraine »VOIRSIEpUDLIK Jonezk am £ 1. Vil - khema-
liger Minister fuir Arbeit und Soziales.
Unterstiitzt weiterhin aktiv die Handlungen und
politischen Vorstellungen der Separatisten.
61. | Igor Sergeievich SHEVCHENKO | Geburtsdatum: 9.2. Staatsanwalt von Sewastopol. Aktive Umsetzung | 12.5.2014
(Mropy Cepreepuu I1leBuerKo) Geburtsort: Sewastopol, der Annektierung Sewastopols durch Russland.
Krim
68. | Aleksey Vyacheslavovich Geburtsdatum: Bis 25. Mdrz 2016 sogenannter ,Vorsitzender des | 12.7.2014
KARYAKIN (Arnekceit 7.4.1980 oder 7.4.1979 | Obersten Rates der Volksrepublik Lugansk“. Ehe-
BsiuecraBosuy KAPSIKMH) Geburtsort: Stakhanov, mallliges I\/}Ijilt%ied deskiogenannten JVolksrates der
Oleksiy Vyacheslavovych Region Lugansk Volksrepublik Lugansk”.
KARYAKIN (Onexciit Verantwortlich fiir die separatistischen ,staatlichen”
B'stuecnaBosuy KAPSKIH) Aktivititen des ,Obersten Rates*; verantwortlich
fur das an die Russische Foderation gerichtete Er-
suchen um Anerkennung der Unabhingigkeit der
Volksrepublik Lugansk*.
Unterzeichner der Vereinbarung iiber die ,Union
Novorossiya“.
Unterstiitzt weiterhin aktiv die Handlungen oder
politischen Vorstellungen der Separatisten.
73. | Mikhail Efimovich FRADKOV Geburtsdatum: Ehemaliges stindiges Mitglied des Sicherheitsrates | 25.7.2014
(Myixaun E¢umosnu QPAIKOB) | 1.9.1950 der Russischen Foderation; ehemaliger Direktor
Geburtsort: Kurumoch. | des Auslandsgeheimdienstes der Russischen Fode-
: p " | ration. Als Mitglied des Sicherheitsrates, das als Be-
Region Kuibyshev . . X
rater und Koordinator in Angelegenheiten der na-
tionalen Sicherheit tatig ist, war er beteiligt an der
Gestaltung der Politik der russischen Regierung,
durch die die territoriale Unversehrtheit, Souveri-
nitdit und Unabhingigkeit der Ukraine bedroht
wird.
Ab 4. Januar 2017 Direktor des Russischen Insti-
tuts fiir Strategische Studien. Er ist zudem Auf-
sichtsratsvorsitzender von ,Almaz-Antey*“.
Unterstiitzt weiterhin aktiv die Handlungen und
politischen Vorstellungen der Separatisten.
86. | Serhii Anatoliyovych ZDRILIUK | Geburtsdatum: Hochrangiger Helfer von Igor Strelkov/Girkin, der | 25.7.2014
alias Abwehr 23.6.1972 (oder fur Handlungen verantwortlich ist, die die territo-
23.7.1972) riale Unversehrtheit, Souverdnitit und Unabhin-

(Cepreit AHaTomnbeBny 3[PUITIOK)

(Cepriit AHaromniffoBuy
3[IPUITIOK)

Geburtsort: Region
Vinnytsia

gigkeit der Ukraine untergraben. Durch die Uber-
nahme und Ausiibung seines Amtes hat Zdriliuk
somit Handlungen und politische Manahmen un-
terstiitzt, die die territoriale Unversehrtheit, Souve-
rdnitdt und Unabhingigkeit der Ukraine untergra-
ben.

Unterstiitzt weiterhin aktiv die Handlungen und
politischen Vorstellungen der Separatisten.
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Name Identifizierun Begrindung A ufpahme
8 in die Liste
87. | Vladimir ANTYUFEYEV (alias Geburtsdatum: Ehemaliger Minister fiir Staatssicherheit in der ab- | 25.7.2014
Vladimir SHEVTSOV, Vladimir | 19.2.1951 triinnigen Region Transnistrien. Ehemaliger Vize-
Turievici {\NT{UFEEV, Vladimir Geburtsort: Nowosibirsk prﬂemierm{niste.r der ,,YOlksrepublik Donezk®, zu-
Gheorghievici ALEXANDROV, stindig fir Sicherheit und Strafverfolgung. In
Vadim Gheorghievici dieser Eigenschaft war er fiir separatistische ,staat-
SHEVTSOV) liche* Aktivititen der sogenannten ,Regierung der
(Briamnmip AHTIOQEEB) Volksrepublik Donezk“ verantwortlich.
Unterstiitzt weiterhin aktiv die Handlungen und
politischen Vorstellungen der Separatisten.
93. | Konstantin Valerevich Geburtsdatum: Herr Malofeev steht in enger Verbindung zu ukra- | 30.7.2014
MALOFEEV 3.7.1974 inischen Separatisten in der Ostukraine und auf
(Kowcrarmus Barepbebin Geburtsort: Puschino, der Krim. Er ist fritherer Arbeitgeber von Herrn
MAJTOQEEB) Region Moskau Borodai, dem ehemaligen sogenannten ,Premiermi-
nister* der ,Volksrepublik Donezk®, und kam wih-
rend der Phase der Annexion der Krim mit Herrn
Aksyonov, dem sogenannten ,Premierminister” der
sogenannten ,Republik Krim®, zusammen. Die uk-
rainische Regierung hat ein Strafverfahren wegen
mutmaflicher materieller und finanzieller Unter-
stiitzung fir Separatisten eingeleitet. Zudem gab er
einige Offentliche Erklirungen zur Unterstiitzung
der Annexion der Krim und der Eingliederung der
Ukraine in die Russische Foderation ab und er-
klarte insbesondere im Juni 2014, dass man nicht
die gesamte Ukraine in Russland eingliedern
konne, den Osten (der Ukraine) vielleicht.
Damit tragt Herr Malofeev zur Destabilisierung der
Ostukraine bei.
127. | Oleg Evgenevich BUGROV Geburtsdatum: Ehemaliger ,Verteidigungsminister” der sogenann- | 29.11.2014
(Oner Esrenbesiy BYTPOB) 29.8.1969 oder 1973 ten ,Volksrepublik Lugansk*.
Oleh Yevhenovych BUHROV Geburtsort: Durch die Ubernahme und Ausiibung seines Am-
(Oner €prenosuu BYTPOB) Swerdlowsk, Luhansk tes hat er somit aktiv Handlungen und politische
Mafinahmen unterstiitzt, die die territoriale Unver-
sehrtheit, Souverdnitit und Unabhingigkeit der
Ukraine untergraben und die Ukraine weiter desta-
bilisieren.
131. | Yevgeniy Vyacheslavovich Geburtsdatum: Mitglied des ,Nationalrates* der sogenannten |29.11.2014
ORLOV (alias Yevhen 10.5.1980 Volksrepublik Donezk“. Vorsitzender der offent-

Vyacheslavovych ORLOV)

(EBrermit BsiuecriaBouu OPJIOB)

oder 21.10.1983

Geburtsort: Snezhnoye,
Region Donezk

r. CHexxHoe, [ToHeLKO
obnactu

lichen Bewegung ,Freies Donbass”.

Durch die Ubernahme und Ausiibung seines Am-
tes hat er somit aktiv Handlungen und politische
Maflnahmen unterstiitzt, die die territoriale Unver-
sehrtheit, Souverdnitit und Unabhingigkeit der
Ukraine untergraben und die Ukraine weiter desta-
bilisieren.
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137. | Eduard Aleksandrovich Geburtsdatum: Sprecher des ,Verteidigungsministers“ der soge- | 16.2.2015
BASURIN (dmyapn 27.6.1966 nannten ,Volksrepublik Donezk*.
Anexcarmiposit BACYPHH) Geburtsort: Donezk Durch die Ubernahme und Ausiibung seines Am-
Eduard Oleksandrovych tes hat er somit aktiv Handlungen und politische
BASURIN (Enyapn Maflnahmen unterstiitzt, die die territoriale Unver-
Onexcanmposuy BACYPIH) sehrtheit, Souverdnitit und Unabhingigkeit der
Ukraine untergraben und die Ukraine weiter desta-
bilisieren.
Weiterhin aktiver militirischer Befehlshaber in der
sogenannten ,DNR
143. | Evgeny Vladimirovich Geburtsdatum: Sogenannter ,Finanzminister der sogenannten | 16.2.2015
MANUYLOV (EBreHuit 5.1.1967 Volksrepublik Lugansk*.
Brianummuposits MAHYVTIOB) Geburtsort: Durch die Ubernahme und Ausiibung seines Am-
Yevhen Volodymyrovych Baranykivka, Rayon tes hat er somit aktiv Handlungen und politische
MANUYLOV (€Bren Bilovodsk, Region Mafinahmen unterstiitzt, die die territoriale Unver-
Bonomumuposiny MAHYITIOB) Luhansk sehrtheit, Souverdnitit und Unabhingigkeit der
¢. BapaHMKOBKa 1L)I.lf.rgine untergraben und die Ukraine weiter desta-
BenoBoyickoro paiiosa risieren.
TTyraHckoit obnactn
147. | Anatoly Ivanovich ANTONOV | Geburtsdatum: Ehemaliger Stellvertretender Verteidigungsminister | 16.2.2015
(Anatonuit MsaHosuy AHTOHOB) | 15.5.1955 und in dieser Funktion an der Unterstiitzung der
Geburtsort: Omsk Entsendung russischer Streitkrifte in die Ukraine
' beteiligt.
Gemifs der derzeitigen Struktur des russischen
Verteidigungsministeriums war er in dieser Funk-
tion an der Gestaltung und der Umsetzung der Po-
litik der russischen Regierung beteiligt. Diese Maf3-
nahmen bedrohen die territoriale Unversehrtheit,
Souverinitit und Unabhingigkeit der Ukraine.
Seit dem 28. Dezember 2016 Stellvertretender Mi-
nister fiir auswartige Angelegenheiten.
Organisationen
Angaben zur Datum der
Name garel Begriindung Aufnahme
Identifizierung T
in die Liste
1. | Staatseinheitsunternehmen der | Prospekt Kirov 52, Das ,Parlament der Krim“ nahm am 17.3.2014 | 12.5.2014

,Republik Krim“
,Chernomorneftegaz*

(vormals PJSC
Chernomorneftegaz)

Simferopol, Krim,
295000

np.Kuposa 52,
1. Cumdepornors, KpbiM,
295000

Telefonnummer:
+7 (3652) 66-70-00
+7 (3652) 66-78-00

eine Entschlieung an, in der im Namen der ,Re-
publik Krim“ die Aneignung von Vermogenswer-
ten des Unternehmens Chernomorneftegaz erklirt
wird. Das Unternehmen ist somit von den ,Behor-
den” der Krim effektiv konfisziert worden. Am
29.11.2014 neu eingetragen als Staatseinheitsun-
ternehmen der ,Republik Krim“ ,Chernomornefte-
gaz“ (TocymapcTBeHHOe yHMTapHOe mIpenmmpusitue Pe-
cybrmkn - Kpeiv,Yepromopredreras®).  Griinder:
Ministerium fur Energie und Kohleindustrie der
,Republik Krim“ (MuHucrepcTBo TOmmMBa M 3Hepre-
ik Pecriy6mvkn Kpbim).
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3. | ,Volksrepublik Lugansk® Offizielle Website: Die  ,Volksrepublik  Lugansk® wurde am | 25.7.2014
,JIyraHckast HapomHast http:/[lugansk-online. 27. April 2014 gegrindet.
pecryOmuka“ info Verantwortlich fur die Organisation des rechtswid-
L K d Telefon: rigen Referendums vom 11. Mai 2014. Erklirung
ugans (aya narodnaya ceion der Unabhingigkeit am 12. Mai 2014.
respublika +38-099-160-74-14
Am 22. Mai 2014 griindeten die ,Volksrepubliken®
Donezk und Lugansk den sogenannten ,Foderalen
Staat Noworossija“.
Dies verstofSt gegen das ukrainische Verfassungs-
recht und damit gegen das Volkerrecht und trigt
somit zur Untergrabung der territorialen Unver-
sehrtheit, Souverdnitit und Unabhingigkeit der
Ukraine bei.
Ist auch an der Rekrutierung fuir die separatistische
»2Armee des Siidostens“ und andere illegale bewaff-
nete separatistische Gruppen beteiligt und trigt so-
mit zur Untergrabung der Stabilitit und der Sicher-
heit der Ukraine bei.
5. | ,Foderaler Staat Noworossija“ | Offizielle Am 24. Mai 2014 unterzeichneten die ,Volksre- | 25.7.2014
(Deneparuproe rocymapctso Pressemitteilungen: publiken“ Donezk und Lugansk ein Abkommen
;losopoccn ” Y http://novorossia tiber die Griindung des nicht anerkannten ,Fodera-
suf official ’ len Staates Noworossija“.
Federativnoye Gosudarstvo Dies verstofit gegen das ukrainische Verfassungs
N iya“ http://frn2016.netdo. :
ovorossiya piffrn netdo.ru recht und damit gegen das Volkerrecht und be-
https:/f WWW. droht somit die territoriale Unversehrtheit, Souve-
novorosinform.org/ ranitdt und Unabhingigkeit der Ukraine.
6. | Internationale Union Offizielle Website: Die ,Grofle Don-Armee“ griindete die ,kosakische | 25.7.2014
offentlicher Vereinigungen htp:Jxn— Nationalgarde®, die fur den Kampf gegen die Streit-
,Grofle Don-Armee“ 30 ae.laa'fj szd7a3b0exn— | krfte der ukrainische Regierung in der Ostukraine
Mexyrapomsiit Coios plai/ ) ’ verantwortlich ist und damit die territoriale Integ-
O6LueZTBeHHblx ST — ef ritdt, die Souveranitit und die Unabhingigkeit der
Telefon:

,Bcesermmkoe Boiicko [Jonckoe*

+7-8-908-178-65-57

Soziale Medien: Cossack
National Guard
http:/[vk.com/kazak_
nac_guard

Anschrift: 346465
Russia Rostov Region,
October District, St
Zaplavskaya,
Shosseynaya Str. 1

Zweitanschrift: Prospekt
Voroshilovskiy 12/85-
87/13, Rostow am Don

Ukraine untergrabt und die Stabilitdt und die Si-
cherheit der Ukraine bedroht.

Steht in Verbindung mit Nikolay KOZITSYN, der
der Befehlshaber der kosakischen Streitkrifte ist
und die Verantwortung fiir das Kommando iiber
die Separatisten in der Ostukraine trigt, die gegen
die Streitkrafte der ukrainischen Regierung kdmp-
fen.



http://lugansk-online.info
http://lugansk-online.info
http://novorossia.su/official
http://novorossia.su/official
http://frn2016.netdo.ru/
https://www.novorosinform.org/
https://www.novorosinform.org/
http://xn--80aaaajfjszd7a3b0e.xn--p1ai/
http://xn--80aaaajfjszd7a3b0e.xn--p1ai/
http://xn--80aaaajfjszd7a3b0e.xn--p1ai/
http://vk.com/kazak_nac_guard
http://vk.com/kazak_nac_guard
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7. | .Sobol” Offizielle Website: Radikale paramilitirische Organisation, die sich of- | 25.7.2014
« . fen fur die gewaltsame Beendigung der Kontrolle
,Cob http://soboli.net g gung
ovortb p/ [sobo 1.ne der Krim durch die Ukraine eingesetzt und somit
Soziale Medien: die territoriale Integritit, die Souverdnitit und die
http:/[vk. Unabhingigkeit der Ukraine untergraben hat.
com/sobolipress Verantwortlich fiir die Ausbildung von Separatisten
Telefon: fur den Kampf gegen die Streitkrifte der ukraini-
schen Regierung in der Ostukraine und somit eine
(0652) 60-23-93 Bedrohung fiir die Stabilitit und die Sicherheit der
E-Mail: SoboliPress@ Ukraine.
gmail.com
Anschrift: Krim,
Simferopol, Kiewer
Str. 4 (Gebiet
Busbahnhof ,Central®).

13. | Staatseinheitsunternehmen der | Nakhimov Square 5, Die Inhaberschaft an dieser Einrichtung wurde ent- | 25.7.2014
Stadt Sewastopol ,Seehafen 299011, Sewastopol gegen ukrainischem Recht iibertragen. Das ,Parla-
Sewastopol® ( ment der Krim*“ verabschiedete am 17.3.2014 die

1. Haxumosa, 5. 1. . . . .
T'YII I'C ,,CeBacTOmONBLCKMIL Cesacromonb, 299011.) Entschhgﬁ.ung Nr. 1757-6] 14 ,,uber. die Verstae}tl%—
MOpCKOit TIopT chung einiger Unternehmen im Besitz der ukraini-
. Code: 1149204004707 | schen Ministerien fiir Infrastruktur bzw. Landwirt-
(vormals staatliches schaft®, in der im Namen der ,Republik Krim*“ die
Unternchmen Aneignung der Vermogenswerte des staatlichen
»Sechandelshafen Sewastopol Unternehmens ,Seehandelshafen Sewastopol® er-
ToCyIapCTBeHHOE IPEIIpUsTIe klart wurde. Das Unternehmen ist somit von den
,CeBaCTOIONBCKIIT MOPCKOIT ,Behorden” der Krim effektiv konfisziert worden.
TOpIOBbii TIOpT® In Bezug auf das Handelsvolumen ist dies der
d dorivati grofite Seehandelshafen der Krim. Am 6.6.2014
Gosu arst;rir}oye pf’ priyatiye neu eingetragen als Staatseinheitsunternehmen der
Sevastopolski morskoy torgovy Stadt Sewastopol ,Sechafen Sewastopol“ (Tocy-
port) [IAPCTBEHHOE YHUTapHOe mnpennpustue ropona Ceac-
Torons ,CeBacTOMONMbCKMiT MOpckoit mopt*). Griinder:
Die Regierung von Sewastopol ([Ipasutenscreo Ce-

BACTOIIONS).

15. | Staatseinheitsunternehmen der | Aeroflotskaya Str. 5, Die Inhaberschaft an dieser Einrichtung wurde ent- | 25.7.2014

,Republik Krim“ ,Universal-
Avia“

TocynapcTBeHHOE YHUTapHOE
npemnpusitie Pecrrybmkn Kpbiv
»Y HuBepcai-Asua“

(vormals staatliches
Unternehmen Universal-Avia

TocymapcTBeHHOE NpennpusTye
»Y HuBepcan-Asua“

Gosudarstvenoye predpriyatiye
L2Universal-Avia“)

295024, Simferopol

yi. Aapodrorckas,
oM 5, 295024,
r. Cumdeporors

gegen ukrainischem Recht iibertragen. Das ,Prisi-
dium des Parlaments der Krim“ verabschiedete am
24.3.2014 den Beschluss Nr. 1794-6/14 ,iiber das
staatseigene Unternehmen ,Gosudarstvenoye pred-
priyatiye Universal-Avia“ (,0 TocynapcrseHHOM
npenpusTin YHuBepca-Asua“), in dem im Namen
der ,Republik Krim“ die Aneignung der Vermo-
genswerte des staatlichen Unternehmens ,Univer-
sal-Avia“ erklart wurde. Das Unternehmen ist so-
mit von den ,Behorden der Krim effektiv
konfisziert worden. Am 15.1.2015 neu eingetra-
gen als Staatseinheitsunternehmen der ,Republik
Krim“ ,Universal-Avia“ (TocynapcTseHHOe yHUTapHOE
npegnpusitie Pecriybrmmky Kpsiv |, Yrusepcan-Asua®).
Griinder: Ministerium fiir Verkehr der ,Republik
Krim“  (Munucrepcto  TpaHcmopra  Pecny6rnvkm
Kpbm).



http://soboli.net
http://vk.com/sobolipress
http://vk.com/sobolipress
mailto:SoboliPress@gmail.com
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L 237/82 Amtsblatt der Europdischen Union 15.9.2017
N Angaben zur . Datum der
ame Identifizierung Begrindung A ufpahme
in die Liste
17. | Republikanisches Zeleznodorozhnaya Die Inhaberschaft an dieser Einrichtung wurde ent- | 25.7.2014
Unternehmen der Krim Str. 40, gegen ukrainischem Recht iibertragen. Das ,Prisi-
,Brennerei Azov* 296178 Azovskoye, dium des Parlaments der Krim*“ verabschiedete am
KpbiMckoe pecryOrmkaHckoe Jankoysky Distrikt 9. April 2014 den Be.schluss Nr. 1991-6/14 zur
MpeIpHATIe ,ASOBCKIT C Anderung der Entschhe.féung Nr 1836-6/14 Qes
JUKEPO-BOLOUHHIE 3BOL" (I1>KaHKOVCKMiA paiioH, Staatsrates der ,Republik Krim“ vom 26. Mirz
296178 2014 ,uber die Verstaatlichung des Eigentums von
Azovsky likerovodochny zavod | | A30BCKOE, 1. im Gebiet der ,Republik Krim‘ gelegenen Unterneh-
Kenesnoopoxnas, 40) | men, Einrichtungen und Organisationen des agrar-
industriellen Komplexes®, in der im Namen der
Code: 01271681 ,Republik Krim“ die Aneignung der Vermogens-
werte des Unternehmens ,Azovsky likerovodochny
zavod“ erklart wurde. Das Unternehmen ist somit
von den ,Behdrden” der Krim effektiv konfisziert
worden.
Berichten zufolge fiir zahlungsunfihig erklirt. Von
Sinergiya verwaltet.
18. | Bundesstaatliches 298650, Krim, Yalta, Die Inhaberschaft an dieser Einrichtung wurde ent- | 25.7.2014
Haushaltsunternehmen Massandra, Vinodela gegen ukrainischem Recht iibertragen. Das ,Prasi-
,Landwirtschaftliche Egorova Str. 9. dium des Parlaments der Krim“ verabschiedete am

Produktionsvereinigung
Massandra“ der Verwaltung
des Prisidenten der Russischen
Foderation

,IIpOM3BOICTBEHHO-aIpapHOE
obbenmHeHne ,Maccauypa’
Ynpasnenus nenamu I[pesunenta
Poccuitckoit Qenepaumm’

(vormals staatlicher Konzern
,Nationale
Erzeugervereinigung
Massandra*

Hanmonansnoe
TPOM3BOLICTBEHHO-ArPapHoe
obbemyHeHne ,Maccanmpa“

Nacionalnoye proizvodstvenno
agrarnoye obyedinenye
Massandra)

298650,Kprim, r.fnTa,
IrT. Maccanppa,

yi. Bunopena Eroposa,
n 9

Website:
http://massandra.su

9. April 2014 den Beschluss Nr. 1991-6/14 zur
,Anderung der EntschlieBung Nr. 1836-6/14 des
Staatsrates der Republik Krim“ vom 26. Marz 2014
Jiber die Verstaatlichung des Eigentums von im
Gebiet der ,Republik Krim‘' gelegenen Unterneh-
men, Einrichtungen und Organisationen des agrar-
industriellen Komplexes®, in der im Namen der
,Republik Krim“ die Aneignung der Vermogens-
werte des Unternehmens ,Nationale Erzeugerverei-
nigung Massandra“ erklart wurde. Das Unterneh-
men ist somit von den ,Behorden der Krim
effektiv konfisziert worden. Am 1.8.2014 neu ein-
getragen als bundesstaatliches Haushaltsunterneh-
men ,Proizvodstvenno agrarnoye obyedinenye
Massandra“ der Verwaltung des Prisidenten der
Russischen Foderation ((Qemepansroe rocymapcrsen-
HOe YHHUTapHOe npemnpusrue ,[IpOM3BONCTBEHHO-Ar-
papHoe oObemuHeHne Maccanmpa’ YmpasneHus ie-
mamn  Ilpesumenta  Poccuiickoit  Qenepaupn®).
Griinder: Verwaltung des Prisidenten der Russi-
schen Foderation (Ympasnenne penamu I[lpesumeHta
Poccuiickoit Peneparyn).
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19. | Foderale staatlich finanzierte 298600 Kirova Str. 31 | Die Inhaberschaft an dieser Einrichtung wurde ent- | 25.7.2014
Wissenschaftseinrichtung Yalta, Krim gegen ukrainischem Recht iibertragen. Das ,Prisi-
,,Allrussisches nationales 298600, Kpsi, r. Sra, dium d'es Parlaments der Krim* verabschiedete am
w1ssenschaftl1ches ) yi. Kuposa, 31 9. April 2014 den Bgschluss Nr. 19916/14 zur
Forschungsinstitut fiir Anderung der EntschlieBung Nr. 18366/14 des
Weinbau und Weinherstellung Staatsrates der ,Republik Krim“ vom 26. Marz 2014
,Magarach’ Russische LJiber die Verstaatlichung des Eigentums von im
Akademie der Wissenschaften® Gebiet der ,Republik Krim‘' gelegenen Unterneh-
(Deneparsiioe rocymapcTsenHoe men, E.inrichtungen und“ Organisationen des agro-
A — 1ndustr1§:llen ’Ko“mp‘lexes , in der im Namen der
BCepOCCHIiCKIii HALMOHATbHbIiE ~Republik Krim die Aneignung der Vermogens-
HayMHO-MCCTIEOBATETbCKItiA werte des ste_latl{chen Unt@rnehmens ,,Go‘sudavrstve-
MHCTHTYT BMHOTPATAPCTEa I noye predpmyaﬂye ,Agroﬁ'rrr'la Magarach ri‘ac10n5d-
suronenus Marapau' PAH* nogo instituta vinograda i vina ,Mggarach erklart
wurde. Das Unternehmen ist somit von den ,Be-
(vormals hérden” der Krim effektiv konfisziert worden. Am
Staatseirllheits.unterne}.lmen der 15. Januar 2015 neu eingetragen als Staatseinheits-
,,Repgbhk Krim® ,,Nat1o“r‘1ales einrichtung der ,Republik Krim*“ ,Nationales Wein-
Weininstitut Magarach institut ,Magaprach“‘6 (Focyn%pcmeﬂﬂ(l)_;: 6l0]1}K€THO?
vormals ,Staatliches yupexpenve Pecriybrmky  Kppiv ,HaumoHanbHbiit
Unternehmen Magarach des HAyYHO-UCCIIEOBATEILCKUI  MHCTUTYT BMHOTPana M
nationalen Weininstituts® BuHa Marapau®). Griinder: Ministerium fiir Land-
wirtschaft der ,Republik Krim“ (Munucrepcrso
Tocynapctsennoe npennpusie CeTtbeKoro xo3stitctsa Pecriy6myku Kpbim).
Arpodupma ,Marapay® o
HalmoHaIbHOro MHCTUTYTa Am 7. Februar 2017 wur(.le das .Staatsemh.eusun—
BMHOIpaza 1 BuHa ,Marapay® ternehmen der ,Republik Krim“ ,Nationales
. Weininstitut ,Magarach in ein bundesstaatliches
Gosudgrstvenoye pre({prlyatlye wissenschaftliches Haushaltsunternehmen ,Allrus-
,,Ag.roflrma Méllgar.ach sisches wissenschaftliches Forschungsinstitut fir
n.ac10na1n0.go. Instituta . Weinbau und Weinherstellung ,Magarach’, Russi-
vinograda i vina ,Magarach’) sche Akademie der Wissenschaften* umgewandelt.
20. | Staatsunternehmen der 298032, Krim, Sudak, Die Inhaberschaft an dieser Einrichtung wurde ent- | 25.7.2014

,Republik Krim*
,<Schaumweinhersteller Novy
Svet*

TocynmapcrBeHHOE yHUTApHOE
npennpusitue Pecny6mkn KpbiM
»3aBOJI LIaMIaHCcKuX BUH ,HOBbIN
Ceet*

Vormals
Staatseinheitsunternehmen der
,Republik Krim*
»Schaumweinhersteller Novy
Svet*“

(vormals Staatsunternehmen
,<Schaumweinhersteller Novy
Svet*

TocynmapcTBeHHOe NpennpusTye
3aBoy] IIaMIaHCKuX BUH ,HOBBI
cBet”

Gosudarstvenoye predpriyatiye
Zavod shampanskykh vin
,Novy Svet")

urban village Novy Svet,
Shalapina Str. 1.

298032, Kpoim, r.Cynak,
nrr. Hosbit Caer, yin.
[Hansanuua, o. 1

gegen ukrainischem Recht iibertragen. Das ,Prasi-
dium des Parlaments der Krim“ verabschiedete am
9. April 2014 den Beschluss Nr. 1991-6/14 ,zur
Anderung der EntschlieBung Nr. 1836-6/14 des
Staatsrates der Republik Krim“ vom 26. Mérz 2014
Jiber die Verstaatlichung des Eigentums von im
Gebiet der ,Republik Krim‘' gelegenen Unterneh-
men, Einrichtungen und Organisationen des agrar-
industriellen Komplexes®, in der im Namen der
,Republik Krim“ die Aneignung der Vermdgens-
werte des staatlichen Unternehmens ,Zavod sham-
panskykh vin Novy Svet“ erklirt wurde. Das Un-
ternehmen ist somit von den ,Behorden” der Krim
effektiv konfisziert worden. Am 4.1.2015 neu ein-
getragen als Staatseinheitsunternehmen der ,Repu-
blik Krim*“ ,Schaumweinhersteller Novy Svet* (Fo-
CyHapcTBEHHOE YHUTapHOe npemnpustue PecriyGrmmku
KpbIM ,,3aBont mamnanckux BuH Hospiii Ceer™). Griin-
der: Ministerium fir Landwirtschaft der ,Republik
Krim*“ (MuHuCTepcTBO CeNbCKOro xo3siicta Pecriy6-
mku Kpbim).
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23.

Russische Nationale
Handelsbank

(Poccuitckuil HaLMOHAITLHBI
KOMMepuecKuit OaHK)

295000, Simferopol,
Naberezhnaja Str.
(Name in Erinnerung an
den 60. Jahrestag der
Griindung der

UdSSR) 34

295000, Cumdepornons,
yn. HabepexHast MMeHn
60-nerns CCCP, n. 34

Website: http:/[www.
rncb.ru

Nach der rechtswidrigen Annexion der Krim ging
die Russische Nationale Handelsbank (RNCB) voll-
stindig in das Eigentum der sogenannten ,Repu-
blik Krim*“ tiber. Im Januar 2017 ging sie in das Ei-
gentum der Foderalen Agentur fiir die Verwaltung
des Staatsbesitzes iiber, auch bekannt als Rosi-
mushchestvo (Qenepanbroe arentcTBo mo ympasre-
HUIO TOCYIAPCTBEHHBIM MMYILecTBoM (Pocumy1ecTso)).

Sie wurde ein dominanter Marktteilnehmer, ob-
wohl sie vor der Annexion auf der Krim keine
Rolle spielte. Durch den Erwerb oder die Uber-
nahme von Zweigstellen sich zuriickziehender
Banken auf der Krim hat die RNCB materiell und
finanziell die Malnahmen der russischen Regie-
rung zur Eingliederung der Krim in die Russische
Foderation unterstiitzt und so die territoriale Un-
versehrtheit der Ukraine untergraben.

30.7.2014

25.

Frieden fur die Region Lugansk
(Mir Luganschine) Mup
Jlyranummne

https://mir-lug.info/

Offentliche ,Organisation®, die Kandidaten fiir die
sogenannten ,Wahlen“ in der sogenannten ,Volks-
republik Lugansk“ vom 2. November 2014 auf-
stellte. Diese ,Wahlen“ verstoen gegen ukraini-
sches Recht und sind daher unrechtmafig.

Durch die férmliche Teilnahme an den unrechtmi-
Rigen ,Wahlen“ hat sie daher aktiv Handlungen
und politische Maffnahmen unterstiitzt, die die ter-
ritoriale Unversehrtheit, Souverinitit und Unab-
hingigkeit der Ukraine untergraben und die Ukrai-
ne weiter destabilisieren. Leiter: Igor PLOTNITSKY.

29.11.2014

26.

Freies Donbass (,Free Donbass*
alias ,Free Donbas®, ,Svobodny
Donbass“) CBobomHbtit [Tonbacc

http:/[www.odsd.ruf

Offentliche ,Organisation®, die Kandidaten fiir die
sogenannten ,Wahlen“ in der sogenannten ,Volks-
republik Donezk“ vom 2. November 2014 auf-
stellte. Diese ,Wahlen“ verstoffen gegen ukraini-
sches Recht und sind daher unrechtmifig.

Durch die formliche Teilnahme an den unrechtma-
Rigen ,Wahlen“ hat sie daher aktiv Handlungen
und politische Mafinahmen unterstiitzt, die die ter-
ritoriale Unversehrtheit, Souverdnitit und Unab-
hingigkeit der Ukraine untergraben und die Ukrai-
ne weiter destabilisieren.

29.11.2014

30.

Sparta-Bataillon

Baranpon ,Cnapra“

Bewaffnete Separatistengruppe, die aktiv Handlun-
gen unterstiitzt hat, die die territoriale Unversehrt-
heit, Souverdnitdt und Unabhingigkeit der Ukraine
untergraben und die Ukraine weiter destabilisieren.

Teil des sogenannten ,1. Armeekorps der ,Volks-
republik Donezk*.

16.2.2015



http://www.rncb.ru
http://www.rncb.ru
https://mir-lug.info/
http://www.odsd.ru/

15.9.2017 Amtsblatt der Europdischen Union L 237/85
N Angaben zur . Datum der
ame Identifizierun Begriindung Aufnahme
g T

in die Liste

31. | Somali-Bataillon Bewaffnete Separatistengruppe, die aktiv Handlun- | 16.2.2015
B C « gen unterstiitzt hat, die die territoriale Unversehrt-
ATAIBOM L LOMaTH heit, Souverdnitdt und Unabhingigkeit der Ukraine
untergraben und die Ukraine weiter destabilisieren.
Teil des sogenannten ,1. Armeekorps der ,Volks-

republik Donezk*.
37. | Bewegung ,NOVOROSSIYA" http://novorossia.prof Die Bewegung ,Novorossiya“/,Neues Russland“| 16.2.2015

von Igor STRELKOV

Heuxenue ,Hosopoccusa® Urops
CTPETIKOBA

wurde im November 2014 in Russland gegriindet
und wird von dem russischen Offizier Igor Strel-
kov/Girkin angefiihrt (erwiesenermaflen Mitarbei-
ter der Hauptverwaltung fir Aufklirung beim
Generalstab der Streitkrifte der Russischen Fodera-
tion (GRU)).

Gemaf ihrer erkldrten Zielsetzung bemiiht sie sich
um umfassende, wirksame Unterstiitzung fiir ,No-
vorossiya“, auch durch Hilfestellung fir Milizen,
die in der Ostukraine kimpfen, und unterstiitzt da-
mit politische Malnahmen, die die territoriale Un-
versehrtheit, Souverdnitit und Unabhingigkeit der
Ukraine untergraben.

Steht in Verbindung mit einer Person, die wegen
Untergrabung der territorialen Unversehrtheit ge-
listet ist.



http://novorossia.pro/
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BESCHLUSS (GASP) 2017/1562 DES RATES
vom 14. September 2017

zur Anderung des Beschlusses (GASP) 2016/849 iiber restriktive MaRnahmen gegen die
Demokratische Volksrepublik Korea

DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION —
gestiitzt auf den Vertrag tiber die Europdische Union, insbesondere auf Artikel 29,

gestiitzt auf den Beschluss (GASP) 2016/849 des Rates vom 27. Mai 2016 {iiber restriktive Mafinahmen gegen die
Demokratische Volksrepublik Korea und zur Authebung des Beschlusses 2013/183/GASP ('),

auf Vorschlag der Hohen Vertreterin der Union fir Auflen- und Sicherheitspolitik,
in Erwdgung nachstehender Griinde:

(1)  Der Rat hat am 27. Mai 2016 den Beschluss (GASP) 2016/849 iiber restriktive Mafnahmen gegen die
Demokratische Volksrepublik Korea (DVRK) erlassen.

(2)  Der Sicherheitsrat der Vereinten Nationen (im Folgenden ,VN-Sicherheitsrat) hat am 5. August 2017 die
Resolution 2371 (2017) verabschiedet, in der er seine tiefste Besorgnis iiber die am 3. und 28. Juli 2017 von der
DVRK durchgefiihrten Tests ballistischer Flugkorper duferte und feststellte, dass alle derartigen Aktivititen zur
Entwicklung von Trigersystemen fiir Kernwaffen durch die DVRK beitragen und die Spannungen in der Region
und dariiber hinaus verstirken.

(3)  Durch die Resolution 2371 (2017) des VN-Sicherheitsrats werden das Einfuhrverbot fiir bestimmte Waren aus
der DVRK sowie die Beschrankungen fiir Finanztransaktionen und fiir Schiffe aus der DVRK ausgeweitet.

(4)  Durch die Resolution 2371 (2017) des VN-Sicherheitsrats wird auflerdem die Zahl der Arbeitsgenechmigungen,
die fiir Staatsangehorige der DVRK ausgestellt werden konnen, eingeschrénkt.

(5)  Ein weiteres Tatigwerden der Union ist notwendig, um bestimmte in diesem Beschluss festgelegte Mafnahmen
durchzufiihren.

(6)  Der Beschluss (GASP) 2016/849 sollte daher entsprechend gedndert werden —
HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN:

Artikel 1

Der Beschluss (GASP) 2016/849 wird wie folgt geandert:
1. Artikel 7 erhilt folgende Fassung:
,Artikel 7
(1)  Die Beschaffung von Kohle, Eisen und Eisenerz durch Staatsangehorige der Mitgliedstaaten oder unter

Benutzung von die Flagge der Mitgliedstaaten fithrenden Schiffen oder Luftfahrzeugen und unabhingig davon, ob sie
ihren Ursprung im Hoheitsgebiet der DVRK haben oder nicht, aus der DVRK ist untersagt.

(2)  Die Union ergreift die notwendigen Mafnahmen, um festzulegen, welche Artikel von diesem Absatz erfasst
werden.

(') ABLL141vom 28.5.2016,S.79.
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(3)  Absatz 1 gilt nicht fir Kohle, fir die der beschaffende Mitgliedstaat auf der Grundlage glaubwiirdiger
Informationen bestitigt, dass sie ihren Ursprung aufSerhalb der DVRK hat und ausschliefSlich zur Ausfuhr vom
Hafen von Rajin (Rason) durch die DVRK befordert wurde, sofern dieser Mitgliedstaat den Sanktionsausschuss im
Voraus benachrichtigt und diese Transaktionen nicht mit der Erzielung von Einnahmen fiir die Nuklearprogramme
oder die Programme fur ballistische Flugkorper der DVRK oder andere nach den Resolutionen 1718 (2006),
1874 (2009), 2087 (2013), 2094 (2013), 2270 (2016), 2321 (2016) oder 2356 (2017) des VN-Sicherheitsrats oder
nach dem vorliegenden Beschluss verbotene Aktivititen verbunden sind.

(4)  Die Beschaffung von Blei und Bleierz durch Staatsangehorige der Mitgliedstaaten oder unter Benutzung von
die Flagge der Mitgliedstaaten fithrenden Schiffen oder Luftfahrzeugen und unabhingig davon, ob sie ihren
Ursprung im Hoheitsgebiet der DVRK haben oder nicht, aus der DVRK ist untersagt.

(5) Die Union ergreift die notwendigen Maffnahmen, um festzulegen, welche Artikel von Absatz 4 erfasst
werden.”

2. Folgender Artikel wird angefiigt:
LJArtikel 9a

(1)  Die Beschaffung von Fisch und Meeresfriichten durch Staatsangehorige der Mitgliedstaaten oder unter
Benutzung von die Flagge der Mitgliedstaaten fithrenden Schiffen oder Luftfahrzeugen und unabhingig davon, ob sie
ihren Ursprung im Hoheitsgebiet der DVRK haben oder nicht, aus der DVRK ist untersagt.

(2)  Die Union ergreift die notwendigen Mafnahmen zur Festlegung der Artikel, die von Absatz 1 erfasst werden
und die Fisch, Schalen- und Weichtiere und andere wirbellose Meerestiere in allen Formen einschlieflen.*

3. Artikel 11 Absatz 2 Buchstabe c erhilt folgende Fassung:

,¢) die Schaffung neuer Gemeinschaftsunternehmen oder Kooperativeinrichtungen mit Einrichtungen oder Personen
der DVRK oder die Erweiterung bestehender Gemeinschaftsunternehmen durch zusitzliche Investitionen
unabhingig davon, ob diese Einrichtungen oder Personen fiir die Regierung der DVRK oder in deren Namen
handeln, es sei denn, diese Gemeinschaftsunternehmen oder Kooperativeinrichtungen wurden vom Sanktions-
ausschuss im Einzelfall im Voraus genehmigt;*

4. Artikel 13 Nummer 1 erhilt folgende Fassung:

,1. Es finden keine Geldtransfers oder Clearings von und nach der DVRK statt, ausgenommen Transaktionen, die
unter Nummer 3 fallen und geméfl Nummer 4 genehmigt wurden.

5. Folgender Artikel wird angefiigt:
LArtikel 13a

Die Mitgliedstaaten betrachten Unternehmen, die Finanzdienstleistungen erbringen, die denen von Banken
gleichkommen, fiir die Durchfithrung der Artikel 13, 14 und 24a als Finanzinstitutionen.”

6. Artikel 16 Absatz 6 erhilt folgende Fassung:

,(6)  Die Mitgliedstaaten ergreifen die Mafnahmen, die erforderlich sind, um bei Uberpriifungen entdeckte Artikel,
deren Lieferung, Verkauf, Weitergabe oder Ausfuhr nach den Resolutionen 1718 (2006), 1874 (2009),
2087 (2013), 2094 (2013), 2270 (2016), 2321 (2016) oder 2371 (2017) des VN-Sicherheitsrates verboten ist, auf
eine Weise zu beschlagnahmen und zu entsorgen (sei es durch Vernichtung, Betriebsunfihig- oder Unbrauch-
barmachung, Lagerung oder Weitergabe an einen anderen Staat als den Herkunfts- oder Zielstaat zum Zwecke der
Entsorgung), die ihren Verpflichtungen nach Volkerrecht entspricht.”

7. In Artikel 18a werden die folgenden Absitze angefiigt:

,(6)  Die Mitgliedstaaten verbieten einem durch den Sanktionsausschuss benannten Schiff, ihre Hafen anzulaufen,
wenn dies in der Benennung durch den Sanktionsausschuss festgelegt ist, es sei denn, es handelt sich um einen
Notfall oder das Schiff kehrt in seinen Ausgangshafen zuriick oder der Sanktionsausschuss bestimmt im Voraus,
dass das Einlaufen fiir humanitire Zwecke oder fiir andere mit den Zielen der Resolutionen 1718 (2006),
1874 (2009), 2087 (2013), 2094 (2013), 2270 (2016), 2321 (2016), 2356 (2017) oder 2371 (2017) vereinbare
Zwecke erforderlich ist.

(7)  In Anhang VI werden die Schiffe aufgefihrt, auf die in Absatz 6 des vorliegenden Artikels Bezug genommen
wird und die durch den Sanktionsausschuss gemifl Nummer 6 der Resolution 2371 (2017) des VN-Sicherheitsrates
benannt wurden.
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8. Artikel 22 Absatz 1 erhilt folgende Fassung:
,(1)  Es ist untersagt, Schiffe in der DVRK zu registrieren, fiir ein Schiff die Genehmigung zur Fithrung der Flagge
der DVRK einzuholen, Eigner, Leasingnehmer oder Betreiber eines die Flagge der DVRK fithrenden Schiffs zu sein

oder fiir ein solches Schiff Klassifikations-, Zertifizierungs- oder damit verbundene Dienstleistungen bereitzustellen
oder es zu versichern, einschliefSlich des Charterns solcher Schiffe.“

9. Folgender Artikel wird eingefiigt:
,Artikel 26a
(1)  Die Mitgliedstaaten diirfen an keinem Tag nach dem 5. August 2017 die Gesamtzahl der in ihrem jeweiligen

Hoheitsgebiet am 5. August 2017 bestehenden und giiltigen Arbeitsgenehmigungen fiir Staatsangehérige der DVRK
iberschreiten.

(2)  Absatz 1 gilt nicht, wenn der Sanktionsausschuss im Einzelfall im Voraus bestitigt hat, dass die Beschaftigung
zusitzlicher Staatsangehoriger der DVRK iiber die Zahl der im Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats am 5. August
2017 bestehenden Arbeitsgenehmigungen hinaus fiir die Erbringung humanitirer Hilfe, die Entnuklearisierung oder
fiir sonstige mit den Zielen der Resolutionen 1718 (2006), 1874 (2009), 2087 (2013), 2094 (2013), 2270 (2016),
2321 (2016), 2356 (2017) oder 2371 (2017) vereinbare Zwecke erforderlich ist.”

10. Artikel 33 Absatz 1 erhilt folgende Fassung:

,(1)  Der Rat dndert die Anhdnge I, IV und VI entsprechend den Feststellungen des VN-Sicherheitsrats oder des
Sanktionsausschusses.”

11. Der Titel von Anhang IV erhilt folgende Fassung:

,Liste der Schiffe gemafl Artikel 18a Absatz 5

12. Folgender Anhang wird angefiigt:
+ANHANG VI

Liste der Schiffe gemafd Artikel 18a Absatz 7.

Artikel 2

Dieser Beschluss tritt am Tag nach seiner Veréffentlichung im Amtsblatt der Europdischen Union in Kraft.

Geschehen zu Briissel am 14. September 2017.

Im Namen des Rates
Der Prisident
A. ANVELT
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BERICHTIGUNGEN

Berichtigung der Verordnung (EG) Nr. 216/2008 des Europiischen Parlaments und des Rates

vom 20. Februar 2008 zur Festlegung gemeinsamer Vorschriften fiir die Zivilluftfahrt und zur

Errichtung einer Europiischen Agentur fiir Flugsicherheit, zur Aufhebung der Richtlinie
91/670/EWG des Rates, der Verordnung (EG) Nr. 1592/2002 und der Richtlinie 2004/36/EG

(Amtsblatt der Europdischen Union L 79 vom 19. Mdrz 2008)

Seite 14, Artikel 15 Absatz 4 Satz 2

Anstatt: ,Ab Inkrafttreten der Maflnahmen nach Artikel 7 Absatz 5 enthilt dieser Sicherheitsbericht eine
Auswertung aller gemafl Artikel 7 eingegangenen Informationen.

muss es heifen:  ,Ab Inkrafttreten der Mafinahmen nach Artikel 10 Absatz 5 enthilt dieser Sicherheitsbericht eine

Auswertung aller gemaf Artikel 10 eingegangenen Informationen.

Seite 15, Artikel 20 Absatz 1 Buchstabe k

Anstatt: ,k) Die Agentur erstellt in Bezug auf Luftfahrzeuge, fiir die eine Fluggenehmigung erteilt werden soll,
Lufttiichtigkeitsstandards und -verfahren zur Einhaltung des Artikels 4 Absatz 4 Buchstabe a.”

muss es heifen: k) Die Agentur erstellt in Bezug auf Luftfahrzeuge, fir die eine Fluggenehmigung erteilt werden soll,
Lufttiichtigkeitsstandards und -verfahren zur Einhaltung des Artikels 5 Absatz 4 Buchstabe a.
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Berichtigung der Durchfithrungsverordnung (EU) 2015/2450 der Kommission vom 2. Dezember

2015 zur Festlegung technischer Durchfithrungsstandards hinsichtlich der Meldebégen fiir die

Ubermittlung von Informationen an die Aufsichtsbehérde gemif der Richtlinie 2009/138/EG des
Europiischen Parlaments und des Rates

(Amtsblatt der Europdischen Union L 347 vom 31. Dezember 2015)

Auf Seite 36, Anhang I Meldebogen S.02.01.01 Tabelle Reihe 8 (R0060) Spalte 1; Seite 39, Anhang I Meldebogen
S.02.01.02 Tabelle Reihe 8 (RO060) Spalte 1; Seite 42, Anhang I Meldebogen SR.02.01.01 Tabelle Reihe 10 (R0060)
Spalte 1; Seite 45, Anhang I Meldebogen S.02.02.01 Tabelle Reihe 7 (R0030) Spalte 1; Seite 427, Anhang II
Abschnitt S.02.01 Tabelle Reihe 7 (C0010-C0020/R0060) Spalte 2; Seite 440, Anhang II Abschnitt S.02.02 Tabelle
Reihe 7 (C0020/R0030) Spalten 2 und 3; Seite 440, Anhang II Abschnitt S.02.02 Tabelle Reihe 8 (C0030/R0030)
Spalten 2 und 3; Seite 441, Anhang II Abschnitt S.02.02 Tabelle Reihe 2 (C0040/R0030) Spalten 2 und 3; Seite 441,
Anhang II Abschnitt S.02.02 Tabelle Reihe 3 (C0050/R0030) Spalten 2 und 3; Seite 879, Anhang IIT Abschnitt S.02.01
Tabelle Reihe 10 (C0010-C0020/R0060) Spalte 2; Seite 893, Anhang III Abschnitt S.02.02 Tabelle Reihe 4
(C0020/R0030) Spalten 2 und 3; Seite 893, Anhang III Abschnitt S.02.02 Tabelle Reihe 5 (C0030/R0030) Spalten 2
und 3; Seite 893, Anhang III Abschnitt S.02.02 Tabelle Reihe 6 (C0040/R0030) Spalten 2 und 3; Seite 894, Anhang III
Abschnitt S.02.02 Tabelle Reihe 2 (C0050/R0030) Spalten 2 und 3:

Anstatt: Jmmobilien, Sachanlagen und Vorrite fiir den Eigenbedarf”

muss es heiflen:  ,Sachanlagen fur den Eigenbedarf”.

Auf Seite 825, Anhang II Abschnitt S.30.03 Allgemeine Bemerkungen Absatz 2; Seite 832, Anhang II Abschnitt S.30.04
Allgemeine Bemerkungen Absatz 2:

Anstatt: ,Dieser Meldebogen ist fiir Versicherungs- und Riickversicherungsunternechmen relevant, die iiber ein
ausgehendes Riickversicherungs- und/oder Retrozessionsprogramm verfiigen, das die Deckung durch
staatlich besicherte Riickversicherungspools umfasst, fakultative Deckungen ausgeschlossen.”

muss es heifen:  ,Dieser Meldebogen ist fiir Versicherungs- und Riickversicherungsunternehmen relevant, die iiber ein
ausgehendes Riickversicherungs- undfoder Retrozessionsprogramm verfiigen, einschlieflich der
Deckung durch staatlich besicherte Riickversicherungspools, fakultative Deckungen ausgeschlossen.

Auf Seite 1208, Anhang IV Tabelle Reihe Nr. 9 Spalte 3; Seite 1219, Anhang VI Tabelle Reihe Nr. 9 Spalte 3:

Anstatt: ,Gebdude, Grundstiicke und andere Bauten und Anlagen (unbewegliches Sachgut)”

muss es heifen: ,Gebidude, Grundstiicke und andere Bauten (unbewegliches Sachgut) und Anlagen®.







ISSN 1977-0642 (elektronische Ausgabe)
ISSN 1725-2539 (Papierausgabe)

Amt fiir Veréffentlichungen der Européischen Union
2985 Luxemburg
LUXEMBURG




	Inhalt
	BESCHLUSS (EU) 2017/1545 DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES vom 13. September 2017 zur Änderung des Beschlusses Nr. 445/2014/EU zur Einrichtung einer Aktion der Europäischen Union für die „Kulturhauptstädte Europas“ im Zeitrau 2020 bis 2033 (Text von Bedeutung für den EWR) 
	BESCHLUSS (EU) 2017/1546 DES RATES vom 29. September 2016 über die Unterzeichnung des Rahmenabkommens zwischen der Europäischen Union und ihren Mitgliedstaaten einerseits und Australien andererseits im Namen der Europäischen Union und über die vorläufige Anwendung dieses Abkommens 
	RAHMENABKOMMEN zwischen der Europäischen Union und ihren Mitgliedstaaten einerseits und Australien andererseits 
	Mitteilung der Europäischen Union an den Gemischten Sektorausschuss nach Artikel 7 des Sektoralen Anhangs über Gute Herstellungspraxis (GMP) für Arzneimittel des Abkommens zwischen der Europäischen Gemeinschaft und den Vereinigten Staaten von Amerika über die gegenseitige Anerkennung 
	VERORDNUNG (EU) 2017/1547 DES RATES vom 14. September 2017 zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 269/2014 über restriktive Maßnahmen angesichts von Handlungen, die die territoriale Unversehrtheit, Souveränität und Unabhängigkeit der Ukraine untergraben oder bedrohen 
	VERORDNUNG (EU) 2017/1548 DES RATES vom 14. September 2017 zur Änderung der Verordnung (EU) 2017/1509 über restriktive Maßnahmen gegen die Demokratische Volksrepublik Korea 
	DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2017/1549 DES RATES vom 14. September 2017 zur Durchführung der Verordnung (EU) Nr. 269/2014 über restriktive Maßnahmen angesichts von Handlungen, die die territoriale Unversehrtheit, Souveränität und Unabhängigkeit der Ukraine untergraben oder bedrohen 
	DELEGIERTE VERORDNUNG (EU) 2017/1550 DER KOMMISSION vom 14. Juli 2017 zur Anfügung eines Anhangs an die Verordnung (EU) 2016/1076 des Europäischen Parlaments und des Rates mit Durchführungsbestimmungen zu den Regelungen der Wirtschaftspartnerschaftsabkommen oder der zu Wirtschaftspartnerschaftsabkommen führenden Abkommen für Waren mit Ursprung in bestimmten Staaten, die zur Gruppe der Staaten Afrikas, des karibischen Raums und des Pazifischen Ozeans (AKP) gehören 
	DELEGIERTE VERORDNUNG (EU) 2017/1551 DER KOMMISSION vom 14. Juli 2017 zur Änderung des Anhangs I der Verordnung (EU) 2016/1076 des Europäischen Parlaments und des Rates mit Durchführungsbestimmungen zu den Regelungen der Wirtschaftspartnerschaftsabkommen oder der zu Wirtschaftspartnerschaftsabkommen führenden Abkommen für Waren mit Ursprung in bestimmten Staaten, die zur Gruppe der Staaten Afrikas, des karibischen Raums und des Pazifischen Ozeans (AKP) gehören 
	DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2017/1552 DER KOMMISSION vom 5. September 2017 zur Eintragung einer Bezeichnung in das Register der geschützten Ursprungsbezeichnungen und der geschützten geografischen Angaben (Porc noir de Bigorre (g.U.)) 
	DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2017/1553 DER KOMMISSION vom 5. September 2017 zur Genehmigung einer nicht geringfügigen Änderung der Spezifikation einer im Register der geschützten Ursprungsbezeichnungen und der geschützten geografischen Angaben eingetragenen Bezeichnung (Chasselas de Moissac (g.U.)) 
	DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2017/1554 DER KOMMISSION vom 5. September 2017 zur Eintragung einer Bezeichnung in das Register der geschützten Ursprungsbezeichnungen und der geschützten geografischen Angaben (Jambon noir de Bigorre (g.U.)) 
	DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2017/1555 DER KOMMISSION vom 12. September 2017 zur Eintragung einer Bezeichnung in das Register der geschützten Ursprungsbezeichnungen und der geschützten geografischen Angaben (Πευκοθυμαρόμελο Κρήτης (Pefkothymaromelo Kritis) (g.U.)) 
	DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2017/1556 DER KOMMISSION vom 12. September 2017 zur Genehmigung einer nicht geringfügigen Änderung der Spezifikation einer im Register der geschützten Ursprungsbezeichnungen und der geschützten geografischen Angaben eingetragenen Bezeichnung (Ternera de Extremadura (g.g.A.)) 
	DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2017/1557 DER KOMMISSION vom 12. September 2017 zur Genehmigung einer nicht geringfügigen Änderung der Spezifikation einer im Register der geschützten Ursprungsbezeichnungen und der geschützten geografischen Angaben eingetragenen Bezeichnung (Coco de Paimpol (g.U.)) 
	DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2017/1558 DER KOMMISSION vom 14. September 2017 zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 37/2010 über die Einstufung des Stoffs Bromelin hinsichtlich der Rückstandshöchstmenge (Text von Bedeutung für den EWR) 
	DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2017/1559 DER KOMMISSION vom 14.September 2017 zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 37/2010 in Bezug auf die Einstufung des Stoffs Alarelin hinsichtlich der Rückstandshöchstmenge (Text von Bedeutung für den EWR) 
	BESCHLUSS (GASP) 2017/1560 DES RATES vom 14. September 2017 zur Änderung des Beschlusses (GASP) 2016/1693 betreffend restriktive Maßnahmen gegen ISIL (Da'esh) und Al-Qaida und mit ihnen verbündete Personen, Gruppen, Unternehmen und Einrichtungen 
	BESCHLUSS (GASP) 2017/1561 DES RATES vom 14. September 2017 zur Änderung des Beschlusses 2014/145/GASP über restriktive Maßnahmen angesichts von Handlungen, die die territoriale Unversehrtheit, Souveränität und Unabhängigkeit der Ukraine untergraben oder bedrohen 
	BESCHLUSS (GASP) 2017/1562 DES RATES vom 14. September 2017 zur Änderung des Beschlusses (GASP) 2016/849 über restriktive Maßnahmen gegen die Demokratische Volksrepublik Korea 
	Berichtigung der Verordnung (EG) Nr. 216/2008 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 20. Februar 2008 zur Festlegung gemeinsamer Vorschriften für die Zivilluftfahrt und zur Errichtung einer Europäischen Agentur für Flugsicherheit, zur Aufhebung der Richtlinie 91/670/EWG des Rates, der Verordnung (EG) Nr. 1592/2002 und der Richtlinie 2004/36/EG (Amtsblatt der Europäischen Union L 79 vom 19. März 2008) 
	Berichtigung der Durchführungsverordnung (EU) 2015/2450 der Kommission vom 2. Dezember 2015 zur Festlegung technischer Durchführungsstandards hinsichtlich der Meldebögen für die Übermittlung von Informationen an die Aufsichtsbehörde gemäß der Richtlinie 2009/138/EG des Europäischen Parlaments und des Rates (Amtsblatt der Europäischen Union L 347 vom 31. Dezember 2015) 

